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Editorial:

Spenden-
Information

Die Informationsstelle Militarisierung 
ist ein eingetragener und als gemeinnützig 
anerkannter Verein. Die Arbeit der Infor-
mationsstelle trägt sich durch Spenden 
und Mitgliedsbeiträge, bzw. Förderbei-
träge. Wenn Sie Interesse an der Arbeit der 
Informationsstelle oder Fragen zum Verein 
haben nehmen Sie bitte Kontakt zu uns 
auf. Nähere Informationen, wie auch Sie 
IMI stützen können erfahren Sie auf unse-
rer Homepage (www.imi-online.de),  per 
Brief, Mail oder Telefon in unserem Büro 
in Tübingen. Spenden an IMI sind steuer-
abzugsfähig.

Unser Spendenkontonummer ist: 
1662832 bei der Kreissparkasse Tübingen 
(BLZ 641 500 20)

Die Adresse der Informationsstelle:
Informationsstelle Militarisierung e.V.
Hechinger Str. 203
72072 Tübingen

Telefon: 07071/49154
Fax: 07071/49159
e-mail: imi@imi-online.de
web: www.imi-online.de
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Die Auseinandersetzung der IMI mit dem 
Tübinger Finanzamt nahm glücklicher-
weise mit der Anerkennung der Gemein-
nützigkeit inzwischen ein positives Ende 
(nähere Informationen finden sich in 
einem Kasten auf Seite 31). So sehr uns 
diese Entscheidung auch freut, darf nicht 
über die negative Kehrseite hinweggese-
hen werden. 
Skandalös ist es, dass der Verfassungsschutz 
von Baden-Württemberg mit unbegründe-
ten Verdächtigungen in der Lage ist, weit 
über ein Jahr das Finanzamt Tübingen 
anzuhalten, die Gemeinnützigkeit unseres 
Vereins infrage zu stellen, wegen den damit 
verbundenen Steuernachforderungen mit 
dem finanziellen Ruin der IMI zu drohen 
und letztendlich mit diesem Mittel unsere 
Friedensarbeit selbst angreifen zu können. 

Es darf auch nicht verschwiegen werden, 
dass dieses Vorgehen einen gewissen Erfolg 
zeitigte. Die Vorbereitung der Treffen mit 
den Verantwortlichen im Finanzamt in den 
vergangenen Monaten kostete die Aktiven 
in der IMI viel Zeit, Mühe und Nerven, 
wodurch die eigentliche Arbeit nur schwer 
aufrechterhalten werden konnte. 
Im Bewusstsein, dass der Kampf ein ste-
tiger ist, freuen wir uns umso mehr, den 
AUSDRUCK für Oktober 2007 präsen-
tieren zu können. Der Schwerpunkt dieser 
Ausgabe liegt bei der EU-Militarisierung. 
Dazu enthält dieses Heft einen Beitrag 
über die Militarisierungs- und Aufrü-
stungsinhalte des Entwurfs zum neuen 
EU-Reformvertrag sowie einen Artikel 
über die europäische Rekolonialisierung 
Afrikas durch UN-mandatierte EU-Batt-

legroups.
Die Kriegsregion Irak wird mit einem 
Beitrag behandelt, der die systematische 
Zerstörung der dortigen Gesellschaft, 
die Besatzungsopfer, aber auch mögliche 
Lösungsansätze aufzeigt. Ein weiterer Arti-
kel thematisiert das Wüten des militärisch 
abgesicherten Neoliberalismus anhand des 
geplanten irakischen Ölgesetzes. 
Die letzten beiden Beiträge analysieren die 
Rolle Deutschlands bei der Eskalation des 
Krieges in Afghanistan sowie den Zusam-
menhang von Armut im „Planet der 
Slums“ und Aufrüstung für den globalen 
Bürgerkrieg. Beides wird unter anderem 
auch Gegenstand des im November 2007 
stattfindenden IMI-Kongresses sein.

Die Redaktion 
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Seit 1. August 2004 arbeitet die EU-
Rüstungsagentur. Mit einem Jahresbudget 
von 60 Millionen Euro ist sie verantwortlich 
für die Koordination von Rüstungsprojek-
ten, für die Stärkung des EU-Rüstungssek-
tors und die Etablierung eines gemeinsamen 
EU-Rüstungsmarkts. Mit Unterstützung 
von EU-Industriekommissar Günter Ver-
heugen ist es ihr gelungen, 2007 erstmals 
einen Posten für Sicherheits- und Rüstungs-
forschung im EU-Haushalt zu etablieren 
und eine koordinierte Öffnung der einzel-
staatlichen Rüstungsmärkte in Angriff zu 
nehmen.

Aber die großen EU-Rüstungsunterneh-
men, wie BAE Systems, EADS und Thales 
wollen mehr. Ihnen geht es um die EU-
vertragliche Absicherung der Arbeit der 
Rüstungsagentur, nicht zuletzt um mehr 
finanzielle Mittel und Planungssicherheit 
für mehr Aufrüstungsprojekte zu erlangen. 
Nach dem Scheitern des EU-Verfassungs-
vertrags, der von den EU-Rüstungsun-
ternehmen mit ganzseitigen Anzeigen in 
großen deutschen Tageszeitungen vor der 
Abstimmung im Bundestag unterstützt 
wurde, setzen diese jetzt auf den EU-
Reformvertrag, der die Militarisierungsbe-
stimmungen des EU-Verfassungsvertrags 
aufgreift. 

Die Regierungskonferenz
Unter Ausschluss der Öffentlichkeit 

wurden in Geheimverhandlungen während 
der parlamentarischen Sommerpause im 
August Nägel mit Köpfen zur Erarbeitung 
des neuen EU-Vertrags gemacht. Der erste 
Entwurf der Regierungskonferenz liegt 
jedenfalls jetzt vor. Das Dokument trägt 
den schönen und einprägsamen Titel „Ent-
wurf eines Vertrags zur Änderung des Ver-
trags über die Europäische Union und des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft“ (CIG 1/07) und wird als 
von der Regierungskonferenz „lediglich zu 
prüfende Arbeitsgrundlage“ bezeichnet. 

Vom Verfassungs- zum Reformvertrag
Bis zum nächsten EU-Gipfel am 17. 

Oktober in Lissabon soll bereits der fertige 
Text verabschiedet werden. Der Text muss 
dann nochmals von den Regierungschefs 
beschlossen und durch die nationalstaat-

EU:  Aufrüstung und Militarisierung
Tücken im Entwurf für den neuen EU-Reformvertrag – 
vormals EU-Verfassungsvertrag

von Martin Hantke und Tobias Pflüger

lichen Parlamente ratifiziert werden. In 
nahezu allen EU-Mitgliedstaaten soll die 
Bevölkerung nicht mehr über den neuen 
EU-Vertrag abstimmen können. Das wurde 
möglich, indem auf die Benennung als EU-
Verfassung verzichtet wurde. Aus der Sicht 
der Staats- und Regierungschefs war die 
Textrevision notwendig geworden, da der 
EU-Verfassungsvertrag nach den Ablehnun-
gen bei den Referenden in Frankreich und 
den Niederlanden nicht mehr durchsetzbar 
war. Bei einem Blick auf die Bestimmun-
gen der „Sicherheits- und Verteidigungs-
politik“ wird jedoch schnell klar, dass die 
Staats- und Regierungschefs in erster Linie 
lediglich auf kosmetische Änderungen Wert 
gelegt haben und den EU-Verfassungsver-
trag in Reformvertrag umbenannten. In 
punkto EU-Militarisierung soll jedenfalls 
alles beim Alten bleiben. Im Textentwurf 
der Regierungskonferenz finden sich ganz 
detailliert alle Militarisierungsbestimmun-
gen des EU-Verfassungsvertrags wieder. 

Ohne gerichtliche und parlamentarische 
Kontrolle

Im neuen EU-Reformvertrag soll sich 
die Zuständigkeit der EU „auf sämtliche 
Fragen in Zusammenhang mit der Sicher-
heit der Union“ beziehen. Der Europäische 
Gerichtshof ist in Bezug auf die Außen- und 
Sicherheitspolitik der EU schlicht „nicht 
zuständig“ (Art. 11). Zudem soll darauf 
geachtet werden, „dass die Auffassungen 
des Europäischen Parlaments gebührend 
berücksichtigt werden“ (Art. 21, 1). Ein 
eigener EU-Haushalt für Militäroperatio-
nen – geradezu liebevoll Anschubfonds 
genannt – soll etabliert werden (Art. 26). 
Explizit wurde festgehalten, dass dieser 
Anschubfonds in Anspruch genommen 
werden kann, wenn eine geplante Ope-
ration aus rechtlichen Gründen nicht aus 
dem Haushalt der Union finanziert werden 
kann. Eine Haushaltskontrolle des Europä-
ischen Parlaments oder der nationalstaatli-
chen Parlamente findet nicht statt. 

Aufrüstungsverpflichtung 
Auch die skandalöse Aufrüstungsver-

pflichtung des EU-Verfassungsvertrags hat 
ihren Weg in den Reformvertragsentwurf 
gefunden. Es ist wohl als einmalig in der 

Geschichte internationaler Verträge anzu-
sehen, dass ein völkerrechtlicher Vertrag 
zu verstärkten Rüstungsanstrengungen 
anhält. „Die Mitgliedstaaten verpflich-
ten sich, ihre militärischen Fähigkeiten 
schrittweise zu verbessern“ (Art. 27, 3), so 
der Entwurfstext. Die EU-Rüstungsagen-
tur – im Orwellschen Sprachgebrauch der 
EU-Rechtsexperten Verteidigungsagentur 
genannt – soll dazu eine Grundlage im 
neuen EU-Vertrag erhalten. Sie soll u.a. 
„Maßnahmen zur Bedarfsdeckung“ an 
Rüstungsgütern fördern, zur „Stärkung der 
industriellen und technologischen Basis“ 
des Rüstungssektors beitragen und sich „an 
der Festlegung einer europäischen Politik im 
Bereich der Fähigkeiten und der Rüstung“ 
(Art. 27, 3) beteiligen. Auch Rüstungsfor-
schung soll auf ihrer Agenda stehen (Art. 
30, 1d). Zudem sollen zweckdienliche 
Maßnahmen „für einen wirkungsvolleren 
Einsatz der Verteidigungsausgaben ermit-
telt werden.“ Rüstungsprojekte sollen auch 
dadurch befördert werden, dass innerhalb 
der Rüstungsagentur „spezielle Gruppen“ 
gebildet werden sollen, „in denen Mitglied-
staaten zusammenkommen, die gemein-
same Projekte durchführen.“ (Art. 30, 2)

Militärische Interventionen weltweit 
Generell soll eine offensive militärische 

Interventionspolitik der EU vertraglich 
verankert werden. Ganz abgesehen von ein-
zelstaatlichen Verfassungsbestimmungen, 
die den Einsatz von Streitkräften jenseits 
der Territorialverteidigung nicht vorsehen, 
wird festgelegt, dass die Mitgliedstaaten der 
EU „für die Umsetzung der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik“ (Art. 
27, 3) u.a. „militärische Fähigkeiten“ zur 
Verfügung stellen. Mit diesen militärischen 
Mitteln sollen „außerhalb der Union“ sogar 
„Abrüstungsmaßnahmen“, „Aufgaben der 
militärischen Beratung und Unterstützung“ 
und „Kampfeinsätze im Rahmen der Kri-
senbewältigung“ durchgeführt werden. Das 
bedeutet nichts anderes, als dass sich die 
EU das gesamte Einsatzspektrum der neuen 
Kriege vertraglich sichern will. Besonders 
pikant ist dabei auch noch der Punkt, 
dass all diese Missionen „zur Bekämpfung 
des Terrorismus“ beitragen sollen, „unter 
anderem auch durch die Unterstützung für 
Drittländer bei der Bekämpfung des Terro-
rismus in ihrem Hoheitsgebiet.“ (Art. 28, 
1) Das darf mit Fug und Recht als vertrag-
liche Blaupause für den weltweiten Antiter-
rorkrieg der EU bezeichnet werden. 

Kerneuropa, EU und NATO 
Auch kerneuropäische militärische Avant-

gardekonzepte sollen mit dem neuen EU-
Reformvertrag machbar sein. Im Rahmen 
einer „Ständigen Strukturierten Zusam-
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Raider heißt jetzt Twix: 
Stationen auf dem Weg vom EU-Verfassungs- zum Reformvertrag

menarbeit“ können sich auch einige wenige 
EU-Mitgliedstaaten nach EU-Ratsentschei-
dung zusammenschließen, um Militärin-
terventionen durchzuführen. Die gesamte 
EU-Militärpolitik soll EU-reformvertrag-
lich an die NATO gebunden werden (Art. 
27, 7). Damit würde eine bereits beste-
hende Praxis legalisiert werden. Denn bei 
EU-Militäroperationen wird diese Art der 
institutionalisierten Kooperation bereits 
angewandt. Für die paramilitärische EU-
Polizeiausbildungsmission in Afghanistan 
seit 1. Juli ist explizit die NATO- und US-
Unterstützung festgehalten. Im Bericht des 
EU-Rates zur Europäischen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik des EU-Rates 
vom 18. Juni 2007 heißt es dazu: „Das 
Generalsekretariat des Rates arbeitet auch 
eng mit dem internationalen Personal der 
NATO und mit den USA zusammen: mit 

der NATO hinsichtlich der Bereitstellung 
technischer Unterstützung im Einsatzge-
biet durch die ISAF und mit den USA, weil 
diese ein entscheidender Partner bei der 
Koordinierung der Vorgehensweise bei den 
Reformbemühungen sein werden.“ 

Militäreinsatz im Inneren 
Zuletzt findet sich auch die militärische 

„Solidaritätsklausel“ (Art. 188) im Entwurf 
des Reformvertrags wieder. Hier wurde fest-
geschrieben, dass die EU „alle ihr zur Ver-
fügung stehenden Mittel, einschließlich der 
ihr von den Mitgliedstaaten bereitgestellten 
militärischen Mittel“ mobilisiert, um „ter-
roristische Bedrohungen im Hoheitsgebiet 
von Mitgliedstaaten abzuwenden“. Dies 
bedeutet nichts anderes als den Einsatz von 
Militär im Inneren der EU zur Abwendung 
von so genannten Terrorgefahren. Damit 
soll auch noch EU-vertraglich eine wei-

tere Militarisierung der EU-Innenpolitik 
ermöglicht werden. 

Fazit 
Der Textentwurf der Regierungskonfe-

renz ist das Dokument einer offensiven und 
aggressiven Sicherheits- und Militärpolitik 
der EU und kann nur als massiv friedens-
gefährdend angesehen werden. Es steht 
nicht zu erwarten, dass sich im Bereich der 
Sicherheits- und Militärpolitik im Bezug 
auf den Entwurfstext des EU-Reformver-
trags noch Wesentliches ändern wird. Die 
Mitgliedstaaten der EU werden auf Auf-
rüstung, Militarisierung und weltweite 
militärische Interventionen festgelegt. Die 
EU-Rüstungsagentur wird detailliert mit 
ihren Aufgaben und Kompetenzen im EU-
Vertrag verankert. Der neue EU-Reform-
vertrag soll dafür die rechtliche Grundlage 
sein

• ab 1992: ����������������������� Zunehmendes Legitimati-
onsdefizit durch das dänisches Nein zum 
Maastricht-Vertrag (1992) und einen star-
ker Rückgang der Wahlbeteiligung bei 
den Europawahlen von 57 auf 49 Prozent 
(1994). 
• 1996: Gipfel in Turin (Beginn der Regie-
rungskonferenz zur Reform der europä-
ischen Verträge)
• 1997: Abschluss des Vertrags von Amster-
dam. Der Vertrag sieht eine Begrenzung 
der Zahl der Europaabgeordneten auf 700 
nach der Erweiterung vor. 
• Dezember 1997: Gipfel von Luxemburg, 
offizieller Beginn der Beitrittsverhandlun-
gen.
• November 2000: Vorlage der Grund-
rechte-Charta.
• Dezember 2000: Vertrag von Nizza. Fest-
legung der Sitzverteilung im Europäischen 
Parlament, unzureichende Regelung der 
Neufestsetzung der Stimmergewichtung 
im Rat, keine Einigung über Reform der 
Kommission, unzureichende Einigung 
über den Übergang zu Mehrheitsentschei-
dungen. 
• Mai 2001: Ablehnung des Nizza-Ver-
trages bei einem Referendum in Irland 
(Annahme im Oktober 2002).
• Dezember 2001: Gipfel von Laeken.  
Beschluss über die Einsetzung eines Ver-
fassungskonvents. 
• 28. Februar 2002: Beginn der Arbeit des 
Konvents.
• März bis Juni 2002: „Phase der Anhö-

rung“ 
• Juni 2002: Anhörung durch Vertreter der 
Zivilgesellschaft
• Juni 2002: Einrichtung von 11 Arbeits-
gruppen 
• 6. Februar 2003: Vorlage der ersten 16 
Artikel zur institutionellen Architektur
• 10. Juli 2003: Annahme des gesamten 
Entwurfs
• 4. Oktober 2003: Beginn der „Regie-
rungskonferenz 2004“
• 11.-13. Dezember 2003: Europäischer 
Rat in Brüssel unter dem Vorsitz von Ita-
lien. Die Annahme des Entwurfs eines 
Vertrages über eine Verfassung für Europa 
scheitert an dem Widerstand Spaniens und 
Polens. Beide Länder akzeptieren nicht ihre 
Herabstufung bei der Stimmengewichtung 
im Europäischen Rat und im Rat. 
• 01. Januar 2004: Übernahme des Rats-
vorsitzes durch Irland.
• 14. März 2004: Abwahl der konservati-
ven Regierung in Spanien. Die gewählte 
sozialistische Regierung akzeptiert die 
neue Stimmengewichtung im Rat.
• 18. Juni 2004: Auf seinem Treffen in 
Dublin stimmt der Europäische Rat dem 
Vertrag über eine Verfassung für Europa 
zu. 
• 29. Oktober 2004: Feierliche Unterzeich-
nung des Vertragsentwurfes in Rom.
• 29. Mai 2005: Frankreichs Wähler spre-
chen sich in einer Volksabstimmung mit 
einer Mehrheit von 54,8 Prozent gegen 
den EU-Verfassungsvertrag aus.

• 1. Juni 2005: Die niederländischen 
Wähler sprechen sich in einer Volksab-
stimmung mit 61,6 Prozent gegen den 
EU-Verfassungsvertrag aus.
• Mitte 2005 bis Ende 2006: Nach den 
ablehenden Referenden findet eine „Refle-
xionsphase“ statt. Der ursprüngliche 
Termin zur Ratifizierung wird aufgegeben. 
Polen gesellt sich ebenfalls zu den Gegnern 
des Vertragsentwurfes. 
• 15. Dezember 2006: Bei einem EU-
Gipfel skizzierte die Bundeskanzlerin und 
Ratspräsidentin Angela Merkel ihre Vor-
stellungen zur Zukunft des Vertrags.
• 25. März 2007: Verabschiedung der Ber-
liner Erklärung zur Ausgestaltung der Ver-
fassung und zum weiteren Verfahren im 
Verfassungsprozess.
• 21. und 22. Juni 2007: Ausarbeitung 
eines Reformvertrags durch den Europä-
ischen Rat in Brüssel.
• 23. Juli 2007: Start der Regierungskon-
ferenz in Lissabon. Beginn der Arbeit am 
Text des Reformvertrags auf Rechtsexper-
ten-Ebene. 
• 7.–8. September 2007: Treffen der 
Außenminister der Mitgliedstaaten. 
• 18.–19. Oktober 2007: Geplantes Tref-
fen des Europäischen Rats in Lissabon und 
endgültige Einigung über den Vertrags-
text.
• bis Mitte 2009: Geplante Ratifikation 
durch alle Mitgliedstaaten. 
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Militärmissionen unter mittlerweile fast 
ausschließlich robustem Mandat der UN 
haben seit Beginn der 90er Jahre massiv 
zugenommen. Insbesondere seit 2003 
bemüht sich die EU als Regionalorganisa-
tion um eine enge Zusammenarbeit mit der 
UN, was häufig als „Bekenntnis zum Mul-
tilateralismus“ interpretiert wird. Betrachtet 
man diese Zusammenarbeit jedoch näher, 
so wird deutlich, dass es der EU um einen 
größtmöglichen Einfluss auf die UN geht 
und sie diesen nutzen will, um sich ihre 
Weltordnungspolitik legitimieren zu lassen. 
Dies wird auch im Verteidigungsweißbuch 
der deutschen Bundesregierung, welche die 
Kooperation mit der UN wesentlich voran-
getrieben hat, deutlich. Der zentrale Satz im 
knappen Unterkapitel „2.5. Vereinte Natio-
nen“ lautet: „Denn gerade, wenn es zum 
Einsatz militärischer Gewalt kommt, ist 
die völkerrechtliche Legitimation entschei-
dend“.1 Im Entwurf kam dieser Gedanke 
noch deutlicher zum Vorschein. Dort hieß 
es: „Die einzigartige Bedeutung der Verein-
ten Nationen besteht darin, einen notwen-
dig werdenden Einsatz militärischer Gewalt 
mit der völkerrechtlichen Legitimität zu 
versehen.“2 Im Rahmen der EU-Einsätze 
in der Demokratischen Republik Congo 
(DRC) hat sich eine enge Kooperation zwi-
schen EU und UN herausgebildet, auf die 
auch bei den anstehenden Militärmissionen 
auf dem afrikanischen Kontinent zurückge-
griffen wird.

Europäische Weltordnungspolitik
Im September 2003 wurde von der EU-

Kommission eine Mitteilung zum Stand 
und zu den Perspektiven der EU-UN-Bezie-
hungen an den Rat und das Parlament über-
mittelt. Darin heißt es: „Es ist an der Zeit, 
die Rolle der EU im UN-System generell zu 
überdenken.“ Die EU solle mehr Einfluss 
erreichen und die Mitgliedsstaaten ihr Han-
deln gegenüber den UN abstimmen, denn: 
„Zwar spricht die EU in den UN-Debatten 
allmählich immer mehr mit einer Stimme, 
doch ihr echter Einfluss und ihre Fähigkeit 
zur Vermittlung europäischer Werte auf der 
Weltbühne bleiben hinter ihrem wirtschaft-
lichen und politischen Gewicht und auch 
hinter ihrem finanziellen Beitrag zu den 
UN-Einrichtungen zurück.“3

Wurde noch 2002 vom Europäischen 
Parlament (EP) abgelehnt, mittels eines 
Berichts die Beziehungen zur UN zu defi-
nieren, erfolgte dies im Anschluss an die 
erfolgreiche Probemission Artemis in der 
DRC im Januar 2004 mit der Annahme des 
„Berichts über die Beziehungen zwischen 
der Europäischen Union und den Verein-
ten Nationen“4. Wie zuvor die Kommis-
sion weist auch das EP „darauf hin, dass die 
Europäische Union und ihre Mitgliedsstaa-
ten mehr als 50 Prozent der Beitragsmittel 
der Vereinten Nationen sowie der frie-
denserhaltenden Truppen und mehr als 60 
Prozent der internationalen Entwicklungs-
hilfe bereitstellen und somit eine Schlüssel-
rolle in der Frage der künftigen Gestaltung 
der Vereinten Nationen einnehmen soll-
ten“. Das Dokument ist beseelt von dem 
Gedanken einer Weltordnungspolitik der 
EU. So wird in der Begründung der vertief-
ten Zusammenarbeit Jean Monnet mit den 
Worten zitiert: „Europa ist ein Beitrag zur 
besseren Welt“. Gleichzeitig wird mit einem 
Zitat von Kofi Annan an die Abhängigkeit 
der UN von den Mitgliedsstaaten erinnert: 
„Die Vereinten Nationen sind kein Selbst-
zweck. Vielmehr sind sie ein Mittel, um 
gemeinsame Ziele zu erreichen. Ihre Stärke 
hängt von der Unterstützung der Mitglied-
staaten ab.“ Der Verfasser des Berichts, der 
deutsche CDU-Politiker Armin Laschet, 
wiederholte diese Abhängigkeit in der 
„Zeitschrift für die Vereinten Nationen“ 
und machte damit zugleich deutlich, dass 
eine Steigerung des Einflusses der EU ohne 
zusätzliches Engagement der EU nicht 
denkbar ist: „Weltordnungspolitik wird 
unwirksam bleiben, wenn die multilate-
ralen Institutionen nicht in der Lage sind, 
eine effiziente Umsetzung ihrer Entschei-
dungen und Normen zu gewährleisten. 
Aber die UN können nur das leisten, was 
ihre Mitgliedstaaten zu leisten bereit sind. 
Bei der Um- und Durchsetzung der Ent-
scheidungen der Vereinten Nationen trägt 
die EU eine besondere Verantwortung.“5

Mehrfach beschwert sich der Laschet-
Bericht jedoch darüber, dass dem EP in 
außenpolitischen Fragen keine Entschei-
dungsgewalt zugebilligt wird. Das Parla-
ment nimmt „mit Bedauern zur Kenntnis, 

dass die Kommission davon Abstand 
genommen hat, Empfehlungen hinsicht-
lich der Entwicklung der Zusammenarbeit 
zwischen der UNO und dem Europäischen 
Parlament (einem der politischen Entschei-
dungsträger der Union und Haushaltsbe-
hörde in diesem Bereich) zu unterbreiten, 
obwohl sie dies in Bereichen der Zustän-
digkeit des Rates der Europäischen Union 
und der Mitgliedstaaten getan hat“.6 Dieser 
Vorwurf ist durchaus gerechtfertigt, denn 
die Fakten wurden bereits außerhalb des 
Parlaments geschaffen.

Artemis als Katalysator
Der erste autonome Militäreinsatz der 

EU7 im Rahmen der Europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik (ESVP) 
fand 2003 in der Demokratischen Republik 
Congo (DRC) statt. Vorausgegangen waren 
ihm eine Anfrage und ein Mandat der UN, 
konkreter Inhalt war die vorübergehende 
Sicherung der Stadt Bunia, um Austausch 
und Aufstockung der in der DRC ebenfalls 
- aber langfristig - stationierten Soldaten 
der UN-Truppe MONUC zu ermögli-
chen. Dieser Einsatz „Artemis“ wurde als 
Geburtsstunde der ESVP gefeiert denn er 
hat erstmals die vollständige militärische 
Handlungsfähigkeit der EU demonstriert 
und zudem als praktische Übung für mul-
tilaterale Einsätze unter der neuen politi-
schen Kommandostruktur gedient. Doch 
auch für die Zusammenarbeit zwischen EU 
und UN war er wegweisend: Im September 
2003, noch ehe die letzten Soldaten abgezo-
gen wurden, unterzeichneten beide Organi-
sationen („aufbauend auf dem Erfolg von 
Artemis“)8 eine „gemeinsame Erklärung 
über die Zusammenarbeit von EU und 
UN beim Krisenmanagement“.9 Die EU 
wurde dabei vom Politischen und Sicher-
heitspolitischen Komitee (PSC) vertreten. 
Dieses war 2001 durch Beschluss des Rates 
gegründet worden, hat die politische Füh-
rung bei der Entwicklung der militärischen 
Fähigkeiten der EU und erarbeitet die Leit-
linien des EU-Militärausschusses. Das PSC 
prüft in Frage kommende ESVP-Missio-
nen, erarbeitet für diese Konzepte, die es 
dem Rat vorlegt und übernimmt im Falle 
eines tatsächlichen Einsatzes die politische 
und strategische Leitung.

Die knapp gehaltene gemeinsame Erklä-
rung verweist auf die Fortschritte beim 
gemeinsamen Krisenmanagement in 
Bosnien, wo die EU zu Beginn 2003 das 
Mandat für eine internationale Polizeit-
ruppe von der UN übernommen hatte, 
sowie in der DRC, wo nach der „schnellen 
Entsendung [von Artemis] auf Anfrage“ 
gerade eine weitere Polizeimission mit 
UN-Mandat geprüft wurde.10 Konkret 

EU-Battlegroups mit UN-Mandat
Wie die Vereinten Nationen die europäische Rekolonialisie-
rung Afrikas unterstützen
von Christoph Marischka
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sprachen sich beide Seiten dafür aus, einen 
Abstimmungsmechanismus zwischen der 
EU und den UN auf der Arbeitsebene 
einzurichten. Im so genannten EU-UN 
Lenkungsausschuss (Steering Committee) 
treffen sich seit 2004 mindestens halb-
jährlich Vertreter des EU-Ratssekretariats 
und des 1992 gegründeten und mit der 
Planung von UN-Einsätzen beauftragten 
UN Department for Peacekeeping Ope-
rations (DPKO), um Verbindungsbeamte 
auszutauschen, vergangene Einsätze auszu-
werten und die logistischen Anforderungen 
anstehender Missionen zu besprechen. Hier 
wurden auch die konkreten Vorschläge für 
die Umsetzung der Kooperation im Bereich 
militärischer Kriseneinsätze ausgearbeitet, 
die bereits im Juni 2004 als Implementie-
rungsprogramm vom Rat angenommen 
wurden.11 

Katalog der Kooperationen
Die EU betont in diesem Implementie-

rungsprogramm die Autonomie der Mit-
gliedsstaaten, selbst darüber zu entscheiden, 
wie viele Soldaten sie für Einsätze unter dem 
Kommando der UN zur Verfügung stel-
len. Hierfür bietet die EU lediglich einen 
Abstimmungsmechanismus („clearing 
house process“) an, bei dem sich die EU-
Staaten auf freiwilliger Basis und Anfrage 
eines Mitglieds oder auch des UN-General-
sekretärs gegenseitig über ihre Bereitschaft 
informieren, Truppen und Kapazitäten 

beizusteuern (wie es bei der europäischen 
Unterstützung der neuen UNIFIL-Mission 
im Libanon der Fall war).12 Eine deutliche 
Präferenz vonseiten der EU deutet sich 
allerdings für die andere Option an, UN-
Einsätze durch ESVP-Missionen unter der 
politischen Kontrolle und strategischen 
Leitung der EU selbst zu unterstützen. 
In diesem Fall kann die EU entweder das 
gesamte Mandat einer UN-Resolution aus-
füllen („stand-alone“, Beispiel: Bosnien) 
oder die Verantwortung für eine bestimmte 
Komponente, etwa die Reform des Sicher-
heitssektors, im Rahmen einer UN-Mission 
übernehmen („modular approach“).

Mit Verweis auf das Europäische Rüstungs-
ziel (Headline Goal) zum Jahr 2010 und 
die damals noch nicht einmal beschlosse-
nen Battle-Groups werden insbesondere die 
europäischen Kapazitäten bei der schnellen 
Krisenreaktion angepriesen. Tatsächlich ist 
das Konzept der Battle-Groups, das auch 
auf Erfahrungen aus der Mission Artemis 
aufbaut, exakt hierauf ausgerichtet.13 Sie 
sind „vorrangig (aber nicht exklusiv) … 
bestimmt für, aber nicht begrenzt auf den 
Gebrauch für zusammenbrechende oder 
zusammengebrochene Staaten (von denen 
sich die meisten in Afrika befinden)“.14 
Bei den meisten der mittlerweile bereitste-
henden Battle-Groups handelt es sich um 
multinationale Verbände mit etwa 1.500 
Soldaten, die innerhalb von fünf bis zehn 
Tagen verlegbar und dann 30 Tage auto-

nom einsatzfähig 
sind. Wird in dieser 
Zeit Nachschub 
organisiert, lässt 
sich ihr Einsatz auf 
120 Tage ausdeh-
nen, innerhalb derer 
eine weitere EU- 
oder UN-Mission 
vorbereitet werden 
kann. Dies ent-
spräche dem in der 
gemeinsamen Kon-
zeption von EU und 
UN dargestellten 
„Bridging-Model“. 
Der EU-Einsatz 
endet dabei mit der 
Übergabe der Ver-
antwortung an die 
UN, verpflichtet 
die EU zuvor aber 
auch zu politischen 
A n s t r e n g u n g e n , 
damit auch dem 
folgenden Einsatz 
ein ausreichendes 
Mandat und ausrei-
chende Kapazitäten 

zur Verfügung stehen. Als Beispiel für sol-
ches „Bridging“ wird wiederum die Mission 
Artemis benannt,15 obwohl es hier nur um 
die temporäre und räumlich auf die Stadt 
Bunia begrenzte Übernahme der Verant-
wortung durch die EU ging.

Als letzte Variante wird das „Stand-by-
model“ vorgeschlagen, das besonders für 
UN-Einsätze in Afrika relevant sei. Hierbei 
würde die EU außerhalb des eigentlichen 
Einsatzgebietes Truppen bereithalten, die 
im Falle einer Lageverschärfung kurzfristig 
eingreifen und die UN-Einheiten unterstüt-
zen oder beispielsweise evakuieren könnten. 
Inwieweit solche Einsätze realisierbar seien, 
müsse jedoch noch geklärt werden und 
hinge von einer engen Kooperation zwi-
schen EU und UN bereits bei der Planung 
der UN-Mission ab.16

„Übergeordnetes Ziel der konzeptionel-
len Überlegungen der EU ist die Identifi-
zierung geeigneter Maßnahmen der EU 
zur angestrebten Unterstützung für die 
UN im militärischen Krisenmanagement“, 
resümiert Sybille Lang, wissenschaftliche 
Referentin im Führungsstab der Bundes-
wehr. Deutlich macht sie aber auch, dass 
die EU der UN keine Truppen generell zur 
Verfügung stellen will oder kann, sondern 
die Entscheidung bei den Mitgliedsstaaten 
verbleibt: Die „roten Linien“ der EU bei 
der Zusammenarbeit mit der UN „beste-
hen insbesondere in der Ablehnung der 
EU, einen möglichen UN-Rückgriff auf 
ESVP-Kräftebeiträge als Automatismus 
zu gestalten und gegebenenfalls durch die 
EU im Rahmen der ESVP freiwillig bereit-
gestellte Kräfte einem UN-Kommando zu 
unterstellen.“17 Eine Verpflichtung hierzu 
wäre aber ein echtes Bekenntnis zum Mul-
tilateralismus. Das Angebot verschiedener 
Unterstützungsleistungen unter eigenem 
Kommando hingegen zielt in erster Linie 
auf mehr Einfluss auf die Entscheidungen 
des DPKO (quasi der UN-Militärstab) und 
auf mehr Einfluss auf die konkreten Ein-
sätze, die unter UN-Mandat stattfinden.

African Peace Facility
Ebenfalls 2003 richtete die Europäische 

Union eine „African Peace Facility“ mit 
einem Budget von 250 Mio. Euro für die 
Afrikanische Union (AU), insbesondere 
deren Militäreinsätze und die Evaluierung 
dieser ein.18 Die Hälfte des Betrages wird 
direkt aus dem Europäischen Entwick-
lungsfond bereitgestellt, die andere Hälfte 
müssen die afrikanischen Staaten anteilig 
von ihren Geldern, die sie im Rahmen des 
Cotonou-Abkommens aus demselben Topf 
erhalten, beisteuern. Will die AU jedoch 
eine Mission durchführen und diese Mittel 
abrufen, muss sie eine entsprechende 

UN-Generalsekretär Ban Ki-moon und der deutsche Außenminister 
Steinmeier am 21.2.2007 in Berlin.
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Anfrage an die Europäische Kommission 
stellen, die daraufhin die EU-Mitglieds-
staaten einlädt, Einfluss auf die operatio-
nelle Planung zu nehmen. Wenn die EU 
die Pläne unterstützt, bemüht sie sich, im 
UN-Sicherheitsrat ein Mandat für den Ein-
satz zu erreichen. Bislang muss ein solches 
Mandat außerdem den Einsatz von Kräften 
aus Drittstaaten umfassen, da die AU selbst 
über keine ausreichende Logistik verfügt. 
So besteht die AU-Mission AMIS in Darfur 
zwar aus über 6000 Soldaten aus Gambia, 
Kenia, Nigeria, Ruanda, Senegal und Süd-
afrika, diese werden jedoch mit Flugzeugen 
der deutschen, niederländischen, britischen 
und US-amerikanischen Streitkräfte ver-
sorgt und transportiert.

Die AU ist eine Regionalorganisation, der 
alle Staaten Afrikas außer Marokko ange-
hören. Ihre Gründung 2002 löste gleichzei-
tig die Organisation Afrikanische Einheit 
(OAU) auf, die noch auf dem Prinzip der 
Nichteinmischung in die inneren Ange-
legenheiten der Mitgliedsstaaten beruhte. 
Ursprüngliches Ziel war es, durch Koope-
ration ein größeres Gewicht Afrikas in 
internationalen Organisationen und bei 
der Gestaltung der Globalisierung, die oft 
zulasten afrikanischer Gesellschaften geht, 
zu erlangen. Mittlerweile wird die AU aber 
immer häufiger für riskantere UN-manda-
tierte Missionen in afrikanischen Staaten 
eingesetzt. Dies entspricht der Strategie der 
UN, für Peacekeeping verstärkt auf Regio-
nalorganisationen zurückzugreifen. Indem 
die EU die Finanzierung und Logistik 
dieser Einsätze stellt, nimmt sie massiven 
Einfluss auf die Militärpolitik in Afrika, 
ohne unmittelbar sichtbar zu sein und grö-
ßere Risiken einzugehen.19

EUFOR DRC
Zur intensiven militärischen und strategi-

schen Zusammenarbeit kam es jedoch erst 
wieder 2006, nachdem der „Hohe Vertreter 
für die Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik“ der EU, Javier Solana, gegen-
über der UN Bereitschaft für ein erneutes 
Engagement in der DRC signalisierte und 
von der UN eine offizielle Anfrage an die 
EU erging. Die EU sollte und wollte wäh-
rend der Wahlen im Sommer eine eigene 
Mission nach Kinshasa entsenden, um 
erneut die dort bereits stationierte UN-
Truppe MONUC bei der Absicherung der 
Wahlen zu unterstützen. Insbesondere der 
EU-Entwicklungskommissar Louis Michel, 
zuvor Außen- und Außenhandelsminister 
der ehemaligen Kolonialmacht am Kongo 
(Belgien), sowie Frankreich drängten auf 
diesen Einsatz. Deutschland erklärte sich 
bereit, die Führung der EUFOR DRC zu 
übernehmen, da es in dieser Region weni-

ger mit kolonialen Erblasten assoziiert 
wird. „Kern“ der Mission war die im ersten 
Halbjahr 2006 von Deutschland gestellte 
Battle-Group, welche damals jedoch noch 
nicht für „voll einsatzfähig“ erklärt worden 
war.20 Die erste Battle-Group erreichte 
jedoch im Anschluss an den Einsatz in der 
DRC und die Übung European Endeavour 
im 1. Halbjahr 2007 die „Full Operational 
Capability“.21 Deutschland konnte auch 
die an den Einsatz anschließende deutsche 
Ratspräsidentschaft für die Aufarbeitung 
der erneuten engen Kooperation mit der 
UN nutzen. Bereits im Februar empfing 
das deutsche Auswärtige Amt in Berlin den 
neuen UN-Generalsekretär Ban Ki-moon 
und eine Woche später die damalige Prä-
sidentin der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen, Sheika Haya Rashed Al 
Khalifa. Am 2. März diskutierten die EU-
Verteidigungsminister auf ihrem informel-
len Treffen in Wiesbaden unter deutschem 
Vorsitz die Kooperation mit der UN. Das 
Verteidigungsministerium initiierte vom 
19. bis 21. März 2007 in Berlin ein Semi-
nar unter dem Titel „Militärische Aspekte 
der Zusammenarbeit EU-UN in Krisen-
managementoperationen im Lichte der 
EUFOR DR CONGO“, bei dem ein bes-
serer und regelmäßiger Austausch zwischen 
beiden Organisationen in Militärfragen 
angemahnt und ein gemeinsames Vorgehen 
bei „Fact-Finding-Missions“ besprochen 
wurde.22 Generalmajor Manfred Lange, 
Stabsabteilungsleiter für Militärpolitik und 
Rüstungskontrolle im Verteidigungsmi-
nisterium, erklärte zu diesem Anlass: „EU 
und Vereinte Nationen teilen die gleiche 
Vision von einer sicheren Welt“.23 Im Mai 
veranstaltete das Auswärtige Amt gemein-
sam mit dem „Center on International 
Cooperation“ der New York University und 

dem Berliner „Zentrum für Internationale 
Friedenseinsätze“ (ZIF) eine öffentliche 
Diskussionsrunde zum Thema „Europa, 
die Vereinten Nationen und die Zukunft 
internationaler Friedensmissionen.“ Im 
folgenden Juni unterzeichneten am Rande 
des G8-Gipfels in Heiligendamm der deut-
sche Außenminister Steinmeier als Vertre-
ter der EU-Ratspräsidentschaft und der 
UN-Generalsekretär Ban Ki-moon erneut 
eine gemeinsame Kooperationserklärung. 
Ban Ki-moon hatte erst im Februar zwei 
Vorschläge zur Stationierung internationa-
ler Truppen in Tschad und der Zentralaf-
rikanischen Republik geäußert. Das neue 
Abkommen mit der EU lobt zunächst die 
vorangegangene Zusammenarbeit beider 
Organisationen in der DRC, Bosnien, 
Afghanistan und die Unterstützung der 
AU durch die EU (wobei die ausbleibende 
militärische Unterstützung für die hoff-
nungslose Mission der AU in Somalia keine 
Erwähnung findet) und stellt fest, dass die 
Battle-Groups mittlerweile voll einsatzfähig 
sind. Sodann werden eine engere Kommu-
nikation und die Schaffung neuer Koor-
dinationsmechanismen angemahnt. Der 
UN-EU Lenkungsausschuss soll weiterhin 
regelmäßig und bei Bedarf auch ad hoc 
zusammentreten. Insbesondere aber soll es 
zu einem regelmäßigen Austausch zwischen 
dem Generalsekretariat der UN und dem 
PSC der EU kommen.24

Die kommenden Kriege

Ein solcher Austausch fand bereits am 17. 
Juli statt. Der stellvertretende UN-Sekretär 
für Friedensmissionen, Jean-Marie Gue-
henno, war zu Gast beim PSC und bat dort 
die Vertreter der Mitgliedsstaaten um eine 
hochmobile Truppe, welche im Tschad, wo 
sich angeblich 230.000 Flüchtlinge aus dem 

Polizeiausbildung im Rahmen des UNMIS-Einsatzes im Sudan
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Sudan aufhielten, stationiert werden soll. 
Die UN plane gemeinsam mit der Afrikani-
schen Union (AU) eine Polizeimission, die 
zeitgleich im vierten Quartal 2007 begin-
nen solle. Die Regierung des Tschad sei in 
diese Pläne eingeweiht und einverstanden. 
Diese Mission sei Teil der Bemühungen, 
das angrenzende Darfur zu stabilisieren. Bis 
Ende des Jahres sollen dort 26.000 Solda-
ten, ebenfalls in einer „hybriden“ UN-AU-
Mission stationiert werden.25

Am selben Tag informierte der portugie-
sische Vertreter des PSC Mitglieder des 
Verteidigungsausschusses des Europäischen 
Parlaments darüber, dass gegenwärtig eine 
ESVP-Mission in Guinea-Bissau erwogen 
werde. Eine Sondierungsmission hätte 
bereits unter deutscher Ratspräsidentschaft 
stattgefunden.26 Ziel des Militäreinsatzes 
„könnte unter anderem“ der zunehmende 
Drogenhandel in Westafrika sein, außerdem 
hätten sich einige Mitgliedsstaaten besorgt 
über die dortige Sicherheitslage gezeigt. Ein 
konkreterer Anlass für den Einsatz von Sol-
daten wird jedoch nicht genannt. In dem 
kleinen Land an der westafrikanischen 
Küste mit knapp 1.5 Mio. Einwohnern gibt 
es unerschlossene Erdölvorkommen. 

Als Vorbild der Mission könnte sicher-

lich die Übung „European Endeavour 06“ 
dienen, mit der die erste Battle-Group 
ihre volle Einsatzbereitscheft unter Beweis 
stellte. Das Szenario war damals folgendes: 
„Die fiktive Republik Fontinalis wurde 
von einem Bürgerkrieg erschüttert. Jetzt 
gibt es ein sogenanntes ‚solides Mandat 
der Vereinten Nationen‘. 1.500 Soldaten 
aus Deutschland, den Niederlanden und 
Finnland [eben die Battle-Group I/2007] 
werden ab sofort für die Sicherheit in 
dem cirka 6.000 Kilometer entfernten 
Land sorgen.“27 Auch die Befehlshaber der 
europäischen Marinen haben mit ihrem 
“Generic European Maritime Concept of 
Operations” von 2004 sicherlich Vorarbeit 
geleistet, als sie neben der Abbildung eines 
fiktiven Küstenabschnitts, den Beobach-
ter unisono als Westafrika nachempfun-
den identifizierten,28 folgende Situation 
durchspielten: „Seit einiger Zeit sind 
Kampfhandlungen zwischen den beiden 
ethnischen Bevölkerungsgruppen Klins 
und Therc in Poruee im Gange. Alle Versu-
che, den Konflikt mit friedlichen Mitteln zu 
lösen, sind gescheitert. Die Nachbarstaaten 
Troid und Chague, die über beträchtliche 
militärische Fähigkeiten verfügen, unter-
stützen jeweils die angrenzende ethnische 

Bevölkerungsgruppe Klins bzw. Therc. In 
den vergangenen beiden Wochen sind die 
Kampfhandlungen abgeflaut. Es bestehen 
gute Aussichten auf erfolgreiche Friedens-
verhandlungen. Voraussetzung ist aber, dass 
die Nachbarstaaten Troid und Chague sich 
zukünftig neutral verhalten. Ein Einsatz 
von Streitkräften unter EU-Führung wird 
nicht von allen Konfliktparteien akzeptiert; 
andererseits hat keine Partei einem Einsatz 
ausdrücklich widersprochen. Die Therc 
unterstützen offen eine EU-Operation und 
sind auch bereit, EU-Streitkräfte aufzuneh-
men. Erste Verhandlungen haben ergeben, 
dass die EU-Streitkräfte möglicherweise 
ohne Widerstand in das Einsatzgebiet gelan-
gen können. Gefahr droht durch kriminelle 
Elemente in Poruee, die robust Widerstand 
gegen die eigene Regierung leisten und den 
Einsatz der EU-Streitkräfte ablehnen. Aber 
auch mit terroristischen Anschlägen muss 
gerechnet werden.“29

Weiter Unruhe am Congo

Die Bilanz der bisherigen gemeinsamen 
Peacekeepingeinsätze von EU und UN fällt 
allerdings mager aus. Dies kann wiederum 
anhand der aktuellen Situation in der DRC 
deutlich gemacht werden. Die MONUC 

Im August trat die neu eingerichtete 
Kosovo-Kontaktgruppe (USA, Russland, 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien 
und Italien) erstmals in London zusam-
men. Sie soll aus der Sackgasse der der-
zeitigen Situation führen. Der von der 
UNO beauftragte Finne Martti Ahtisaari 
hatte einen Plan vorgelegt, der die de-
facto-Herauslösung Kosovos aus Serbien 
vorsah. Deshalb wurde er von serbischer 
Seite mit Unterstützung Russlands scharf 
abgelehnt.

Die Voraussetzung für die jetzige Situa-
tion war der völkerrechtswidrige NATO-
Angriffskrieg gegen Jugoslawien. Danach 
wurde Kosovo einer »Übergangsverwal-
tungsmission« der UN (UNMIK) unter-
stellt. 

Auch auf albanischer Seite finden Ahti-
saaris Vorschläge keineswegs ungeteilte 
Zustimmung. Der geplante EU-Sonder-
beauftragte erhielte faktisch die uneinge-
schränkten Befugnisse eines Prokonsuls: 
Er könnte z.B. alle Gesetze des kosova-
rischen Parlaments und der Regierung 
annullieren und alle gewählten Vertreter 
und Beamte entlassen. Darüber hinaus 
ginge die Kontrolle über die Geld- und 
Wirtschaftspolitik des Landes, die in der 
Kosovo-Verfassung des Jahres 2001 der 

UNMIK übertragen wurde und die die 
Einführung einer »freien Marktwirtschaft« 
vorsieht, nun auf die EU über. Somit wäre 
Kosovo kein souveräner Staat, sondern ein 
Protektorat der Europäischen Union.

Alle wissen, der Ahtisaari-Plan ist nun 
gescheitert, manche sagen es offen, andere 
nicht. Immer wieder gibt es Äußerungen 
von Seiten der USA, von der EU oder aus 
Deutschland, die eine völkerrechtswid-
rige Lösung ohne den UN-Sicherheitsrat 
wollen. »Sollte Russland weiterhin hart-
näckig auf seinem Nein beharren, wird 
die Europäische Union die Verantwortung 
übernehmen und einen Entschluss über 
Kosovo fassen – allerdings auch in diesem 
Fall die Unterstützung des UNO-Sicher-
heitsrates dafür beantragen«, wird Cristina 
Gallach vom Büro Javier Solanas in der 
Belgrader Tageszeitung »Vecernje novosti« 
zitiert. Das wäre fatal. 

Auch die Begleitmusik aus der EU ist 
interessant: Kommissionspräsident Barroso 
sagt, die EU sei so etwas wie ein »Empire«. 
Das bestätigt so manches, aber es ist in 
dieser Situation nicht sehr hilfreich. Die 
»Wiener Zeitung« titelte am 1. August: 
»Kosovo ist ein Prüfstein für die EU.« Das 
ist zutreffend, allerdings etwas anders, als 
die Zeitung aus Österreich es meint.

Die portugiesische Ratspräsidentschaft 
will die Parlamentarier des Unterausschus-
ses Sicherheit und Verteidigung (SEDE) 
über die schon konkret ausformulierten 
Pläne für die ESVP-Mission in Kosovo 
nicht offiziell informieren, so jedenfalls 
der Vertreter des »Politischen und Sicher-
heitspolitischen Komitees« in der letzten 
Sitzung im Europäischen Parlament vor 
der Sommerpause am 17. Juli.

Der geplante Kosovo-Einsatz ist somit 
aus mehreren Gründen ein Lackmustest 
für die Europäische Union: Die EU will 
Protektoratsmacht in Kosovo werden, das 
wäre eine neue – fatale – Rolle für die EU. 
Zugleich will die EU – ohne parlamenta-
rische Kontrolle – die größte ESVP-Mis-
sion aller Zeiten (Steinmeier) im Kosovo 
durchführen.

Äußerungen, dass es auch eine völ-
kerrechtswidrige Lösung ohne die 
Zustimmung Serbiens oder des UN-
Sicherheitsrates geben könne, sind Kriegs-
zündelei. Alles keine guten Aussichten. 
Wir müssen gegen eine solche »imperiale« 
Politik der EU sein. Maßstab ist und bleibt 
das Völkerrecht. 

Tobias Pflüger

Maßstab ist das Völkerrecht: Brüsseler Spitzen
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wird dort immer mehr zur Feuerwehr lan-
desweit aufflammender Konflikte, büßt 
dabei aber zunehmend Autorität ein. So 
kam es am 2. August in der Geburtsstadt 
des Präsidenten Joseph Kabila, Moba im 
Nordosten der ansonsten gegenwärtig eher 
ruhigen Provinz Katanga, zu Ausschrei-
tungen gegen die Truppen und Mitarbei-
ter des Flüchtlingskommissariats der UN. 
Anlass war die Ankündigung, dass meh-
rere so genannte Banyamulenge-Flücht-
linge vom UNHCR in der Region wieder 
angesiedelt werden sollten. Ein Konvoi des 
UNHCR nach Moba mit 582 Flüchtlingen 
aus Sambia und Tansania musste darauf-
hin zunächst im 200km südlich gelegenen 
Pweto einen Zwischenhalt einlegen und 
erreichte erst am 13.8.2007 sein Ziel. Die 
MONUC evakuierte zunächst die zivilen 
UN-Mitarbeiter vor Ort und verstärkte 
dann ihre militärische Präsenz in Moba, 
verlegte dorthin auch ein mobiles Haupt-
quartier und führte eine Aufklärungsmis-
sion zur Sicherheitslage durch, bei der die 
Zivilgesellschaft aufgefordert wurde, nicht 
weiter zu Protesten aufzurufen.30

Zu Ausschreitungen kam es auch in den 
nördlicher gelegenen Kivus-Provinzen, die 
an Uganda, Ruanda und Burundi gren-
zen. So wurde den MONUC-Soldaten am 
20. August die Einfahrt in die Grenzstadt 
Bunagana verwehrt, wo kurz zuvor zwei 
Mitarbeiter des congolesischen Geheim-
dienstes verprügelt wurden. Jugendliche 
- einige von ihnen sollen bewaffnet gewe-
sen sein - errichteten Straßensperren und 
bewarfen die Soldaten mit Steinen, was 
den MONUC-Soldaten auch in anderen 
Städten der Region immer häufiger wider-
fährt. Am nächsten Tag verschafften diese 
sich mithilfe der congolesischen National-
polizei Zutritt zur Stadt, schossen dabei 
in die Luft. Drei Soldaten und ein Polizist 
wurden dennoch verletzt, die Bevölkerung 
der Stadt floh überwiegend über die Grenze 
nach Uganda.

Nach Vermutungen der UN hat es sich 
bei den Jugendlichen um Soldaten des War-
lords Nkunda in zivil gehandelt - allerdings 
wurde drei Tage zuvor ein Munitionsla-
ger der offiziellen congolesischen Armee 
FARDC in der Nähe geplündert. Tatsäch-
lich ist auch bei der Zivilbevölkerung das 
Ansehen der MONUC stark beschädigt. 
Ihr wird teilweise Unterstützung der maro-
dierenden Hutu-Miliz FDLR vorgeworfen. 
In deren Gebiet wiederum operieren die so 
genannten „Rastas“, die vermeintlich im 
Auftrag der FDLR, zumindest aber unter 
deren Schutz, gewalttätige Plünderungen 
vornehmen. 31 Nkunda ist ein klassischer 
Warlord und hat schon in wechselnden 
Konstellationen Milizen in der Region der 

großen Seen befehligt. Er inszeniert sich 
gegenwärtig nicht erfolglos als Schutz-
macht der Tutsi und hat ein kleines König-
reich im Grenzgebiet zwischen der DRC, 
Uganda und Ruanda aufgebaut. Nachdem 
die MONUC ihn gemeinsam mit der 
congolesischen Armee im Vorjahr erfolg-
los bekämpft hatte, bildete ein Teil seiner 
Soldaten mit der FARDC gemischte Bri-
gaden, die bis August unter dem Schutz 
der MONUC gegen die FDLR vorgingen. 
Doch innerhalb der gemischten Brigaden 
kam es zu immer größeren Spannungen, 
teilweise gar Gefechten und zuletzt Angrif-
fen auf den Kommandierenden. Seit die 
FARDC sich aus dem Gebiet der FDLR 
zurückzieht, kehren immer mehr Soldaten - 
tw. mit neuen Waffen - zu Nkunda zurück, 
dem sie ohnehin stets treu geblieben waren. 
Die FARDC begründet ihren Rückzug mit 
entsprechenden Empfehlungen durch die 
UN, kurz zuvor waren außerdem Roh-
stoffgeschäfte zwischen MONUC-Soldaten 
und der FDLR öffentlich geworden. All das 
diskreditierte die MONUC in den Kivus. 
Ihr Ansehen wird außerdem durch die 
schlechte Behandlung ihrer congolesischen 
Mitarbeiter getrübt, von denen viele bereits 
seit Jahren als Tagelöhner und ohne Vertrag 
arbeiten, weshalb diese am 23. August in 
den Streik traten und sich vor dem Haupt-
quartier der MONUC in Kinshasa versam-
melten, vor dem daraufhin UN-Soldaten 
aufmarschierten.

Deutschland entsendet Militärattachés
Kabila war vor allem im Osten der DRC 

gewählt worden, weil hier angenommen 
wurde, er könne - auch durch seine guten 
internationalen Kontakte - die Region 
befrieden. Tatsächlich kündigen er und sein 
Verteidigungsminister Crispus Kiyonga 
regelmäßig ein hartes Vorgehen gegen 
alle irregulären Kräfte an. Hierfür sind sie 
offensichtlich auch bereit, mit den Armeen 
der Nachbarstaaten zu kooperieren. Ende 
August trafen sich die Befehlshaber der 
Armeen der DRC, Ruandas, Ugandas und 
Burundis, um ein gemeinsames Vorgehen 
gegen Rebellen in der Region der großen 
Seen zu besprechen. Ein solches könnte 
fatale Folgen haben: Auch die Nachbarstaa-
ten der DRC haben ihre Armeen kaum im 
Griff. In der rohstoffreichen Grenzregion, 
in der bald auch Öl gefördert werden soll, 
käme es sicherlich zu einer weiteren Frag-
mentierung der Armeen und verstärkten 
Konflikten um die Ausbeutung der Roh-
stoffquellen. Doch auch die letzte Mili-
täroffensive Anfang September der FARDC 
gegen Nkunda - unterstützt von der 
MONUC - hat weniger Erfolge als erneute 
Vertriebene gebracht. Die Stadt Sake wurde 

von den Regierungstruppen eingenommen, 
von den Rebellen wiedererobert, daraufhin 
von der MONUC wieder der FARDC 
übergeben und seit dem von ihr als Auf-
marschgebiet genutzt.32

Das militarisierte Durcheinander und das 
vorangegangene EU-Engagement in der 
DRC werden von der deutschen Regierung 
genutzt, um ihren Einfluss in der Region 
auszubauen: Verteidigungsminister Jung 
stellt in seinem Schreiben vom 20.8.2007 an 
den Verteidigungsausschuss des Bundestags 
fest, dass Deutschland den „Wiederaufbau“ 
nach der Führung des EUFOR-Einsat-
zes zur Absicherung der Wahl Kabilas vor 
allem durch die Reform des Sicherheits-
sektors unterstütze. Dies bedeutet neben 
der Ausbildung von Gendarmerie-ähnli-
chen Spezialeinheiten der Polizei durch die 
Mission EUPOL DRC (zuvor: EUPOL 
KINSHASA) auch einen tiefen Eingriff in 
die Umstrukturierung der congolesischen 
Armee durch die ESVP-Mission EUSEC 
DRC. Acht hochrangige Militärs aus EU-
Staaten überwachen dabei die Besoldung 
der FARDC-Soldaten und hiermit auch 
ansatzweise deren Truppenbewegungen. 
Der Brief des Verteidigungsministeriums an 
den Ausschuss lässt darüber hinaus ein wei-
teres Engagement Deutschlands erahnen: 
In der deutschen Botschaft Kinshasa soll 
ein Militärattachéstab eingerichtet werden, 
der diese „in die Lage versetzt, neben einer 
zu erwartenden Intensivierung der Lagein-
formation - auch über den Kongo hinaus 
- insbesondere aus militärpolitischer Sicht 
der deutschen Zielsetzung einer fortdau-
ernden und nachhaltigen Unterstützung 
im Bereich der Sicherheitssektorreform 
und der militärpolitischen Beziehungen 
in gebotener Weise Ausdruck zu verlei-
hen. Darüber hinaus kann mit Hilfe eines 
Militärattachéstabes der mit wachsendem 
EU-Engagement der DRC zu erwartenden 
Zunahme des Steuerungsbedarfs vor Ort 
zwischen bilateral zu verfolgenden Hand-
lungsfeldern und multilateralen Projek-
ten zielgerichtet entsprochen werden. Die 
Aufnahme militärpolitischer Beziehungen 
… ist die erste Akkreditierung eines deut-
schen Militärattachés in der afrikanischen 
Zentralregion. Auf weitere Sicht kann diese 
Region von Kinshasa aus durch Nebenak-
kreditierungen weiter erschlossen werden.“

Dass das militärische Engagement in der 
DRC auch dazu genutzt werden soll, einen 
Zugriff auf die Rohstoffe der Region zu 
erhalten, wird durch die Afrika-Strategie des  
Auswärtigen Amts deutlich. In deren 
Abschnitt zu Zentralafrika hieß es bereits 
2004: „Schon jetzt sind einige Staaten in 
Zentralafrika wichtige Erdölproduzenten 
(Republik Kongo, Gabun, Äquatorialgui-
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nea); mittelfristig, insbesondere nach Ende 
des gegenwärtigen länderübergreifenden 
Konfliktes, dürfte vor allem die DR Kongo 
aufgrund ihrer Größe, des Rohstoffreich-
tums und der zentralen Lage an politischem 
und wirtschaftlichem Gewicht erheblich 
gewinnen. Nach der Einsetzung der Über-
gangsregierung unter Joseph Kabila hat das 
internationale Interesse deutlich zugenom-
men.“

Frankreich im Tschad
Derweil nutzt Frankreich das jüngste 

UN-Mandat, um seinen Einfluss in den 
ehemaligen Kolonien Tschad und der 
Zentralafrikanischen Republik (ZAR) aus-
zuweiten. In beiden Ländern gibt es eben-
falls Rebellenbewegungen, welche die von 
Frankreich gestützten Präsidenten Idriss 
Déby und Francois Bozize stürzen wollen. 
Seit 2003 wird im Tschad von US-Firmen 
Öl gefördert. Präsident Déby selbst hat 
sich 1991 von Darfur aus an die Macht 
geputscht, wurde danach allerdings drei Mal 
wiedergewählt. Damit das überhaupt mög-
lich war, musste er jedoch zunächst die Ver-
fassung ändern. Den Rebellen, die Anfang 
2006 bis in die Hauptstadt N‘Djamena 
vordrangen, geht es natürlich unter ande-
rem um die Erdöleinnahmen aber auch 
viele ehemalige Anhänger des Präsidenten 
haben sich ihnen aus Enttäuschung über 
seinen autoritären Führungsstil angeschlos-
sen. 2006 kündigte er ein Abkommen mit 
der Weltbank, welches dafür sorgen sollte, 
dass die Öleinnahmen der Bevölkerung 
zugute kommen, die seither überwiegend 
in den Sicherheitssektor fließen. Kurz nach-
dem er UN und EU erlaubt hat, Truppen 
in seinem Land zu stationieren, verschob 
er in Einvernehmen mit den Oppositions-
parteien die an sich bereits seit 2006 anste-
henden Wahlen zum Parlament, in dem 
er gegenwärtig über eine überwältigende 
Mehrheit verfügt, auf 2009. Dies schaffe 
Zeit, um mit den Rebellen fertig zu werden, 
heißt es aus Regierungskreisen.

Ob die Bekenntnisse von UN und EU, 
sich in diesem Konflikt neutral zu verhalten, 
vor diesem Hintergrund realistisch sind, 
steht zu bezweifeln. Unter UN-Mandat 
soll eine UN-Mission Polizeieinheiten der 
Regierung ausbilden, während eine EU-
Mission in einem Gürtel von etwa 300km 
mal 900km Flüchtlinge aus Darfur schüt-
zen soll. Die EU-Mission wird vor allem 
von Frankreich geplant und im PSC wie im 
Rat der Außen- und Verteidigungsminister 
vorangetrieben. Dieser bestätigte bereits 
am 12.9.2007, ohne dass es zuvor eine 
nennenswerte öffentliche Debatte gegeben 
hätte, einen „Plan zum Krisenmanage-
ment“ in Tschad und der ZAR. Demnach 

sollen bis zu 4.000 Soldaten der EU ent-
sandt werden, die überwiegend von Frank-
reich gestellt werden. Auch das militärische 
Oberkommando wird nicht wie im Falle 
der EUFOR-Mission in der DRC in Pots-
dam, sondern in Paris stationiert sein. Im 
Gegensatz zu den bereits in Zentralafrika 
stationierten französischen Soldaten, die 
gelegentlich sowohl die Regierungstruppen 
des Tschad als auch der ZAR gegen Rebel-
lengruppen unterstützt haben, sollen sich 
diejenigen mit UN-Mandat jedoch strikt 
neutral verhalten. Daran zweifelt zumin-
dest Albissaty Saleh Allazan, Führer des im 
Osten des Tschad aktiven Conseil d‘Action 
Revolutionnaire: „Wenn sie [die EU-Trup-
pen] einfach nur kommen, um die Darfur-
Flüchtlinge zu schützen, haben wir kein 
Problem damit“, drohte er gegenüber der 
UN-Nachrichtenagentur IRIN, „…soll-
ten sie sich allerdings zwischen uns und 
N‘Djamena stellen, werden wir sie bekämp-
fen“. Das militärische Potenzial hierfür sei 
jedenfalls vorhanden. UN und EU würden 
ihren Einsatz zwar mit der Regierung des 
Tschad gemeinsam vorbereiten, ein Dialog 
mit den Rebellen hätte jedoch nicht statt-
gefunden.33 
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Die systematische Zerstörung einer 
Gesellschaft

Die katastrophale Entwicklung im Irak ist 
seit Langem bekannt und u.a. durch eine 
umfangreiche Studie des Entwicklungspro-
gramms der Vereinten Nationen (UNDP) 
bereits Anfang 2005 belegt. Dokumen-
tiert wurde bereits damals beispielsweise 
eine alarmierende Unterernährung bei 
Kindern und eine fast dreimal so hohe 
Kindersterblichkeit, wie in den benach-
barten Ländern. 1 Ein Grund dafür ist der 
fortgesetzte Zusammenbruch der einst 
vorbildlichen Krankenversorgung. In 160 
der 180 Krankenhäuser fehlt, so die iraki-
sche Ärztekammer, mittlerweile selbst das 
Allernotwendigste. „Unsere Krankenhäuser 
ähneln mehr Scheunen, ohne elektrische 
Energie, Medizin, Ausrüstung und nun 
auch Ärzten“, so ein Mediziner gegenüber 
der Nachrichtenagentur IPS. Von den über 
34.000 vor 2003 registrierten Ärzten hat 
mehr als die Hälfte das Land verlassen, 
mindestens 2.000 wurden ermordet.2 Nicht 
nur die Gesundheitsversorgung, auch das 
Bildungswesen, die Strom- und die Was-
serversorgung sind weit gehend zusammen-
gebrochen. Und die humanitäre Situation 
verschlechtert sich immer weiter, wie zuletzt 
ein alarmierender Bericht der britischen 
Hilfsorganisation Oxfam zeigte. 70 Prozent 
der rund 26,5 Millionen Iraker sind von 
der Wasserversorgung abgeschnitten, acht 
Millionen Menschen benötigen dringend 
Nahrungsmittel und Medikamente über 
vier Millionen sind auf der Flucht.3 

Die Welt sieht zu, wie eine ganze Gesell-
schaft systematisch zerstört wird. Einst eines 
der entwickeltsten Länder der gesamten 
Region ist der Irak mittlerweile in sozialer 
und wirtschaftlicher Sicht auf das Niveau 
der ärmsten afrikanischen Staaten hinabge-
worfen worden.

Hinzu kommt noch die alltägliche Gewalt, 
Behördenwillkür und Missachtung der 
Menschenrechte, die das Leben der Iraker 
endgültig zur Hölle machen. Darüber wird 
in den Medien so wenig berichtet, wie über 
den tödlichen Krieg der Besatzer. Die täg-
lichen Nachrichten beschränken sich auf 
Autobomben- und Selbstmordanschläge 

Die verschwiegenen Besatzungsopfer 
im Irak und Wege aus der Eskalation

von Joachim Guilliard 

auf Zivilisten. Die Gewalt erscheint so 
allein als Folge konfessioneller Spannungen 
und des Kampfes radikaler Kräfte gegen die 
neue Ordnung, die tatsächliche Zahl der 
Opfer wird systematisch heruntergespielt. 
Wie Studien vor Ort zeigen, sind aber die 
Besatzungstruppen und die mit ihnen ver-
bündeten Kräfte selbst für das Gros der 
Opfer verantwortlich. Deren Brutalität und 
die desaströsen Lebensbedingungen treiben 
daher auch immer größere Teile der Bevöl-
kerung in den aktiven Widerstand. Der 
erste Schritt zur Stabilisierung der Lage im 
Irak kann daher nur der rasche Abzug der 
Besatzungstruppen sein. Ungeachtet aller 
Lippenbekenntnisse steht dieser in Was-
hington jedoch nicht zur Debatte.

Die Gewaltopfer im Irak seit Beginn der 
Besatzung

Nach Angaben der UN-Mission im Irak 
(UNAMI) wurden im zweiten Halbjahr 
2006 allein in Bagdad monatlich über 
2.000 Opfer von Gewalt registriert, 70 bis 
100 jeden Tag. Dieses hohe Niveau setzte 
sich nach Angaben des zentralen Bagdader 
Leichenschauhauses auch 2007 fort. Die 
Gesamtzahl der in 2006 Ermordeten bezif-
fert UNAMI mit 34.452.4 Dabei han-
delt sich aber nur um die Opfer, die von 
Kranken- und Leichenschauhäusern erfasst 
wurden – unter den herrschenden Kriegs-
bedingungen nur ein Teil der tatsächlichen 
Getöteten. Die meisten Toten, insbeson-
dere in abgelegenen oder gerade umkämpf-
ten Gebieten, werden meist sofort an Ort 
und Stelle begraben. 

Aufschluss über die tatsächlichen Opf-
erzahlen können nur Nachforschungen 
vor Ort bringen. Ein amerikanisch/iraki-
sches Team unter Leitung renommierter 
Wissenschaftler der Bloomberg School of 
Public Health an der John Hopkins Univer-
sity hat dies bereits zweimal im Abstand 
von 18 Monaten getan und eine repräsen-
tative Auswahl von Haushalten nach den 
Todesfällen in ihren Familien befragt. Die 
Ergebnisse der zweiten Studie, bei der 1850 
Haushalte mit insgesamt 12.000 Personen 
einbezogen waren, wurde Anfang Oktober 
2006 in der angesehenen medizinischen 
Fachzeitschrift The Lancet veröffentlicht. 

Sie machten das ganze Ausmaß des Schrec-
kens sichtbar. Ungefähr 655.000 Iraker 
und Irakerinnen waren demnach bis Juni 
2006 an den Folgen von Krieg und Besat-
zung gestorben, über 600.000 von ihnen 
wurden Opfer von Gewalt. Es handelt sich 
natürlich um Schätzwerte. Die tatsächliche 
Zahl der Opfer liegt zwischen 390.000 und 
940.00.

Kurzfristiges Aufsehen erregte in den 
Medien nur die erschreckend hohe Zahl. 
Noch alarmierender ist aber, dass sich die 
Zahl der Gewaltopfer jedes Jahr fast ver-
doppelte, von 90.000 über 180.000 auf 
330.000. Da die Gewalt weiter eskalierte, 
müssen wir für das Jahr 2006 sogar mit 
mehr als 330.000 getöteten Irakern rech-
nen, d.h. mit dem 10-fachen der UNO-
Angaben. Alle Informationen deuten 
daraufhin, dass sich der Trend 2007 fort-
setzte und die Millionengrenze mittlerweile 
überschritten wurde.5

Einige der an der Lancet-Studie beteilig-
ten Wissenschaftler haben mit der gleichen 
Methode auch in anderen Konflikten, wie 
z.B. in der sudanesischen Provinz Darfur, 
die Zahl der Opfer geschätzt. Während diese 
Zahlen ohne weiteres akzeptiert wurden 
und als Basis internationaler Kampagnen 
und Entscheidungen des UN-Sicherheits-
rats dienten, stießen die Ergebnisse der 
Irak-Studien im Westen auf breite Ableh-
nung. In Australien wandten sich daraufhin 
27 führende Experten auf dem Gebiet der 
Epidemiologie und Bevölkerungsstatistik 
in einem Schreiben an die Öffentlichkeit 
und bescheinigten der Studie, methodisch 
korrekt zu sein und somit die besten aktu-
ell verfügbaren Daten über die Sterblich-
keitsraten im Irak zu liefern. Auch wenn 
die Genauigkeit immer ein Problem sei, so 
könne man doch sicher sagen, dass die Zahl 
der Opfer auf alle Fälle über 390.000 liege 
und sogar bis zu 940.00 betragen könne.6 

Mit wenigen Ausnahmen stellten sich alle 
hierzu befragten Experten hinter die Studie, 
dennoch wurde sie, meist nur aufgrund der 
unfassbaren Zahl, als spekulativ verworfen 
und in den Medien größtenteils ignoriert.7 
Kenner der Situation im Irak, wie der Nah-
ostexperte Juan Cole, wiesen hingegen 
nach, dass die Ergebnisse der Lancet-Studie 
sehr wohl auf Basis der verfügbaren Berichte 
über das Ausmaß der Gewalt nachvollzieh-
bar sind.8 

Die Diskrepanz zur Zahl der registrierten 
Toten ist nach der Erfahrung von Experten 
nicht ungewöhnlich. In keinem Konflikt 
konnte man durch „passive Beobachtung“ 
mehr als 20% der Opfer erfassen, heißt es in 
der jüngsten Lancet-Studie. In den heißen 
Phasen des Bürgerkrieges in Guatemala z.B. 
waren nur 5% erfasst worden.
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Quelle: Lancet-Studie 2006

Die Verantwortung der Besatzer für die 
Opfer im Irak

Schockierende Filmaufnahmen von bru-
talen US-amerikanischen Angriffen hatten 
entscheidend zur Mobilisierung gegen den 
Vietnamkrieg beigetragen. Die führen-
den Kreise in den USA und Europa haben 
daraus gelernt. Die Kämpfe ihrer Truppen 
in Afghanistan und Irak finden unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit statt. Bilder gibt 
es, wenn überhaupt, nur ab und zu von aus-
gewählten, „eingebetteten“ Journalisten.

So wird zwar durchaus täglich über den 
Irak berichtigt, wenig davon ist allerdings 
geeignet, sich ein realistisches Bild von den 
Verhältnissen im Irak zu machen. Meist 
werden die fürchterlichen Lebensbedin-
gungen und die Gewalteskalation auf alles 
Mögliche zurückgeführt, nur nicht auf 
eines – die Besatzung selbst. Zu diesem 
Schluss kamen auch dreißig Friedens- und 
Menschenrechtsgruppen in einem vor 
kurzen veröffentlichten Bericht über Krieg 
und Besatzung im Irak.9 Obwohl die Besat-
zung die zentrale politische Realität im Irak 
sei, verschwinde im westlichen Diskurs 
die Rolle der Besatzungsmacht im Land 
und die von Besatzungstruppen ausgeübte 
Gewalt völlig im Hintergrund.

Im Bemühen, die zentrale Verantwortung 
der Besatzungsmacht für den Großteil von 
Gewalt, Korruption und konfessionelle 
Spannungen herauszustreichen, liefert der 
unter Federführung des Global Policy Forum 
verfasste Report einen sehr guten, auf zahl-
reiche Quellen gestützten Überblick über 
den brutalen Krieg der USA und ihrer Ver-
bündete gegen ihre Gegner im Land. Einem 
Krieg, der Tag für Tag mehrere Hundert 
Opfer fordert und die irakische Gesellschaft 
systematisch zerstört.

Wer hingegen nur die Nachrichten ver-
folgt, wird angesichts der Berichterstattung 
überzeugt davon sein, dass die meisten 
Ermordeten im Irak Opfer von Autobom-
ben, Selbstmordattentaten etc. wurden. 
Wie die Lancet-Studie jedoch zeigt, ist 
dieses Bild falsch. In Wirklichkeit sind es die 
Besatzungstruppen selbst, die für die mei-
sten Opfer von Gewalt verantwortlich sind. 
31 Prozent aller Gewaltopfer wurden von 
westlichen Truppen getötet, hauptsächlich 
durch Luftangriffe und Artilleriegeschosse. 
Ihre absolute Zahl hat sich zwischen 2003 
und 2006 fast verdreifacht (siehe Grafik). 
Sicherlich noch einmal so viel dürften bei 
gemeinsamen Angriffen mit irakischen 
Truppen umgekommen sein. Sie verbergen 
sich hinter den 45 Prozent der Opfer, bei 
denen nicht eindeutig festgestellt werden 
konnte, ob ausländische Soldaten oder 
Iraker die Täter waren.

Die Zahlen werden von einer Umfrage des 
Pentagons unter US-Soldaten untermau-
ert, die enthüllte, mit welcher Menschen-
verachtung die meisten von ihnen im Irak 
agieren. Weniger als die Hälfte hielten es 
demnach für nötig, dass Nicht-Kombattan-
ten mit „Würde und Respekt“ zu behandeln 
seien. 14% gaben an, direkt verantwortlich 
für den Tod eines „feindlichen Kämpfers“ 
zu sein. Bei über 650.000 Soldaten, die 
mittlerweile im Irak Dienst taten, kommt 
da eine Menge zusammen - dass es sich 
dabei nur um „Kämpfer“ handelte, darf 
stark bezweifelt werden. Auch wenn wir für 
eine grobe Schätzung vernachlässigen, dass 
viele sicherlich mehr als eine Person getötet 
haben, so ergeben sich über 90.000 getötete 
Iraker.10

Breite Ablehnung der Besatzung und 
wachsender Widerstand

So schräg wie die Darstellung der iraki-
schen Verhältnisse, ist auch das Bild, das 
westliche Medien und Expertengruppen 
von den Kräften zeichnen, die sich den US-
Plänen im Zweistromland entgegenstel-
len. Nicht nur der bewaffnete Widerstand 
wird pauschal als Terror diffamiert: da das 
Fortbestehen der Besatzung ausgeblendet 
und der von den USA initiierte „politische 
Prozess“ als alternativloser Weg hingestellt 
wird, hin zu einem, wenn schon nicht 
demokratischen, so doch wenigstens stabi-
len Irak, erscheinen alle Gegner durchweg 
als fanatische Extremisten, als Saboteure 
des Friedens und der Demokratie.

Wie der NGO-Report unter Leitung des 
Global Policy Forum zeigt, führte dieser 
„politische Prozess“ zu einem abhängigen 
Regime, getragen von extremistischen Par-
teien, die im Windschatten der Besatzung 
ihre separatistischen bzw. sektiererisch-isla-
mistischen Ziele verfolgen. Die Milizen 
dieser Parteien stellen das Gros der Sicher-
heitskräfte und werden für einen großen 

Teil der Gewalt im Land verantwortlich 
gemacht. Dieses Regime, in dem Repres-
sion, willkürliche Verhaftungen, Folter und 
Exekutionen alltäglich sind, hat die Oppo-
sition gegen die Besatzung massiv verstärkt. 
Um sie zu brechen, griff die Besatzungs-
macht zu immer massiveren und brutaleren 
Methoden der Aufstandsbekämpfung, die 
wiederum ganz selbstverständlich immer 
größere Teile der Bevölkerung erst recht 
in den aktiven Widerstand trieben. Befür-
wortete laut Umfragen westlicher Institute 
anfänglich nur ein knappes Fünftel aller 
Iraker bewaffnete Angriffe auf die Besatzer, 
so waren es im Herbst letzten Jahres nach 
diesen, eher konservativen Schätzungen 
bereits fast zwei Drittel, unter den Sunniten 
lag der Anteil sogar bei 91%.11 Die Besatzer 
sehen sich offensichtlich einem regelrech-
ten Volksaufstand gegenüber.

Vor diesem Hintergrund wächst nicht 
nur der zivile Widerstand - beispielsweise 
der Ölarbeiter-Gewerkschaften12 -, sondern 
auch die militanten Gruppen haben unge-
achtet der Aufstandbekämpfungsmaßnah-
men der Besatzer immer größeren Zulauf. 
Guerillagruppen operieren nicht nur im so 
genannten sunnitischen Dreieck im Zen-
trum Iraks, sondern in unterschiedlicher 
Konzentration von Mossul im Norden bis 
Basra im Süden. In weite Gebiete wagen 
sich die Besatzungstruppen seit Langem 
nur noch in großen Verbänden. Die briti-
sche Armee hat in zwei südlichen Provinzen 
ihre Basen komplett geräumt und sich auch 
aus Basra auf ihren letzten großen Stütz-
punkt außerhalb der Stadt zurückgezogen. 
Die Briten werden voraussichtlich 2008 
ihre Truppen weit gehend abziehen, die 
Dänen, die die Briten im Süden unterstütz-
ten, gingen schon voraus. Offiziell wird 
dies zwar als Übergabe der Kontrolle an 
die irakische Armee verkauft, aber zahlrei-
che Äußerungen britischer Offiziere zeigen 
deutlich, dass die Lage für die noch knapp 
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5.500 britische Solda-
ten schlicht unhaltbar 
wurde.13 

Die täglichen, allge-
genwärtigen Angriffe 
auf Militärkonvois 
behindern erheblich 
die Beweglichkeit und 
die Versorgung der 
Truppen im ganzen 
Land. Jeder siebte, von 
zivilen Sicherheitsfir-
men gesicherte, Nach-
schubkonvoi – und 
dies ist die Mehrzahl 
der Transporte – gerät 
unter Beschuss.14 Die 
Zahl und Treffsicher-
heit von Angriffen mit 
Mörsern und Boden-
Boden-Raketen auf 
stark befestigte Stellungen nimmt ebenfalls 
stetig zu. Neben den großen Militärbasen 
sind dadurch zunehmend auch die Einrich-
tungen in der „Grünen Zone“ gefährdet.15

Auch die Erhöhung der Zahl der Kampf-
truppen um knapp 30.000 Soldaten brachte 
für die US-Armee keine nennenswerte Bes-
serung ihrer Lage. Im Gegenteil: Die Zahl 
der gravierenden Angriffe stieg auf 5000 
im Monat.16 Das zweite Quartal 2007 war 
mit 331 getöteten Soldaten das bisher töd-
lichste seit Beginn des Krieges. Ein Rück-
gang der Verluste im Juli auf 79 wurde von 
Washington als Beweis präsentiert, dass die 
neue Strategie nun doch greife. Im Juli war 
die Zahl der Angriffe aufgrund der mörde-

Durchschnittliche Zahl der wöchentlichen Angriffe: April 2004 - 4. Mai 2007

Quelle: Multinational Force-Iraq (MNF-I), Juni 2007	 *) FAQ: “Operation Fardh al-Qanoon” (New Way Forward)
aus: “Measuring Stability and Security in Iraq”, Report to Congress, Department of Defense, June 2007

  Zeitraum Gesamt

Quelle der Gewalt: März 03 - 
April 04 

Mai 04 - 
Mai 05

Juni 05 - 
Juni 06 %

To d e s f ä l l e 
(hochge-rech-
net)

Besatzungstruppen 35,6% 38,9% 26,1% 31,5% 189.000

andere 8,9% 18,9% 30,3% 23,5% 141.000

unbekannt oder unsicher 55,6% 42,2% 43,6% 45,0% 271.000

Schusswaffen 80,0% 51,1% 52,7% 56,0% 336.000

Autobombe 2,2% 7,8% 18,2% 12,6% 76.000

andere Explosion / Artilleriemunition 2,2% 23,3% 12,1% 14,2% 86.000

Luftangriff 13,3% 14,4% 12,1% 13,2% 80.000

unbekannt oder unsicher 0,0% 2,2% 2,4% 2,0% 12.000

Unfall 2,2% 1,1% 2,4% 2,0% 12.000

Gewaltsame Todesfälle gesamt 90.000 179.000 328.000 100,0% 601.000

Quelle: Lancet-Studie 2006

rischen Hitze immer stark zurückgegangen. 
Im Juli des Vorjahres waren es jedoch nur 
43 gewesen.17

Unabhängig von den unmittelbaren Ver-
lusten, die sie den Besatzungstruppen zufü-
gen, zermürben die pausenlosen Attacken 
deren Moral. Aussagen von Soldaten gegen-
über dem britischen Observer bestätigen, 
was prominente Militärexperten, darunter 
der frühere Generalstabschef und Außen-
minister der USA, General Colin Powell, 
seit Monaten betonen: die US-Army ist 
„im Begriff zu zerbrechen“. Nur ein Drit-
tel der regulären Armeeeinheiten könnten 
als „kampftauglich“ gelten. Die Zahl der 
Desertionen und unerlaubten Entfernun-

gen von der Truppe hat sich seit Beginn des 
Afghanistanfeldzuges verdreifacht. Selbst 
Offiziere mit einer Elite-Ausbildung in 
West Point verlassen in einer Häufigkeit 
die Armee, wie sie seit 30 Jahren nicht 
beobachtet wurde. Bereits jetzt fehlen der 
US-Armee 3.000 Offiziere und das Loch 
wird immer größer. Hinzu kommt, dass die 
Kriege in Irak und Afghanistan mittlerweile 
40% des gesamten Equipments der Armee 
zerstört oder verschlissen habn.18

Abzug der Besatzer nicht in Sicht
Unter diesen Umständen begann auch die 

führende Zeitung der USA, die New York 
Times zum Rückzug zu blasen. In einem 
viel beachteten Leitartikel, der ein Gefühl 

von Hoffnungs-
losigkeit und 
Verzweiflung ver-
mittelte, forderte 
das einflussreiche 
Blatt zum ersten 
Mal die rasche 
Einleitung eines 
geordneten Rück-
zugs.19 Zahlreiche 
weitere Zeitun-
gen des Landes 
schlossen sich 
an. „Rückzug“ ist 
jedoch nicht ganz 
das richtige Wort. 
Tatsächlich geht 
es eher um eine 
Umgruppierung 
der Truppen: 
Aufgabe all der 
Landesteile, in 
denen sie ohnehin 
nichts ausrichten 
können und Sta-
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tionierung eines Teils in Regionen, wo sie 
sicherer sind, d.h. im kurdischen Autono-
miegebiet, vielleicht auch in einigen Orten 
im Süden sowie einen Teil in den angren-
zenden Ländern. Auf diese Weise sollen 
genügend Truppen verbleiben, so die NYT, 
„um effektive Schläge und Luftangriffe 
gegen terroristische Kräfte im Irak führen 
zu können.“ An eine vollständige Aufgabe 
der Kontrolle über das Land denken auch 
die meisten Rückzugsbefürworter nicht.

Konsens in Washington wie in den euro-
päischen Hauptstädten bleibt, die irakische 
Regierung zu stärken und den Ausbau einer 
US-loyalen Armee zu forcieren – mit ande-
ren Worten, einige irakische Kräfte gegen-
über dem mehrheitlichen Rest in Stellung 
zu halten.  Dies ist auch das Urteil der 
International Crisis Group (ICG). In einer 
recht realistischen Analyse zeigen sich die 
Experten der transatlantischen Denkfa-
brik, wie viele andere, überzeugt, dass die 
dominierenden Kräfte in der Regierung 
den Kreislauf aus intensivierter Gewalt und 
Gegengewalt anheizen, um Nutzen aus 
einer Polarisation der Gesellschaft ziehen zu 
können. Gleichgültig gegenüber den natio-
nalen Erfordernissen, würden deren politi-
sche Führer zunehmend zu „Warlords.“20 
Ausgerechnet die „Sicherheitskräfte“, die 
offensichtlich mitverantwortlich für den 
aktuellen schmutzigen Krieg sind, zur Ver-
ringerung der Gewalt auszubauen, habe „die 
Weisheit einer sich selbsterfüllenden Pro-
phezeiung: Schritte, die genau den Prozess 
beschleunigen werden, den sie zu verhin-
dern vorgeben“, stellten die ICG-Experten 
treffend fest. Dasselbe gilt allerdings auch 
für die weitere Präsenz der Besatzungstrup-
pen, die mittlerweile von vielen westlichen 
Beobachtern als letztes Bollwerk gegenüber 
eskalierendem Chaos und umfassendem 
Bürgerkrieg angesehen werden. Chaos und 
Gewalt sind jedoch längst Alltag im Irak 
und die westlichen Truppen tragen hieran 
die maßgebliche Verantwortung, weshalb 
- bei all den sicherlich hiermit ebenfalls ver-
bundenen Schwierigkeiten - nur ihr Abzug 
den Weg für eine dauerhafte Stabilisierung 
ebnen kann.

Mögliche Lösungsansätze
Patentlösungen, wie die Gewalt beendet 

und das Land wieder stabilisiert werden 
kann, gibt es nicht. Sicher ist nur, dass 
die Besatzung keinen Beitrag dazu leisten 
kann. Konflikte zwischen rivalisieren-
den irakischen Kräften werden auch nach 
einem Abzug der Besatzungstruppen nicht 
einfach verschwinden. Die Bestrebungen 
der Besatzungsgegner, die aufgezwungen 
Regelungen rückgängig zu machen, werden 
selbstverständlich auf den Widerstand der 

bisherigen Nutznießer stoßen. Der fehlende 
Schutz durch ausländische Truppen würde 
ihre Möglichkeiten aber drastisch verrin-
gern und könnte dazu beitragen, dass sie 
ihre Ambitionen kräftig runterschrauben.

Auch Rory Stewart, einst hochrangiges 
Mitglied der Besatzungsbehörde, ist über-
zeugt, dass die meisten irakischen Politiker 
kompetenter, besonnener und kompro-
missfähiger sind, als im Westen angenom-
men wird. Er geht davon aus, dass der 
irakische Nationalismus die konfessionellen 
Spannungen „übertrumpfen“ würde, wenn 
die Präsenz der US-Truppen nicht einige 
Kräfte ermutigen würde, „aufs Ganze zu 
gehen.“21

Über die prinzipiellen Schritte herrscht 
daher unter unabhängigen Experten durch-
aus Einigkeit. Der erste Schritt müsste auf 
alle Fälle die sofortige Einstellung aller 
offensiven Operationen der Besatzungs-
truppen sein, verbunden mit der Verein-
barung eines verbindlichen Zeitplans für 
den zügigen Abzug aller zivilen und militä-
rischen Kräfte der Besatzungsmächte. Das 
würde den Weg für Verhandlungen unter 
Einbeziehung aller irakischen Akteure frei 
machen. Die größeren Guerillaorganisa-
tionen haben stets ihre Bereitschaft zu Ver-
handlungen erklärt, sollte es einen solchen 
verbindlichen Zeitplan geben. Weitere 
Maßnahmen zur Deeskalation wären u.a. 
ein Moratorium in der Frage des Föderalis-
mus, in dem viele Iraker das Ende der staat-
lichen Einheit sehen und eine Verschiebung 
der Entscheidung über die Zugehörigkeit 
der von den Kurdenparteien beanspruchten 
ölreichen Provinz Kirkuk.22

Die Vorschläge decken sich weit gehend 
mit denen, die aus den Reihen des politi-
schen und militärischen Widerstands im 
Irak selbst kommen und bereits recht kon-
krete Konturen angenommen haben. Seit 
Frühjahr 2005 diskutieren im Rahmen der 
„Nationalen irakischen Initiative zur bedin-
gungslosen Beendigung der Besatzung“ 
über hundert Vertreter diverser irakischer 
Gruppierungen, irakische Wissenschaft-
ler und prominente Persönlichkeiten über 
detaillierte Pläne für ein Ende der Besat-
zung sowie die Zeit danach. Die Schirm-
herrschaft hat das Beiruter „Centre For Arab 
Unity Studies“ (CAUS) übernommen, eine 
der bedeutendsten arabischen Denkfabri-
ken. Treibende Kraft ist ihr Generaldirek-
tor, Dr. Khair El-Din Haseeb. Dieser hatte, 
bis er 1974 ins Exil ging, hohe Ämter im 
Irak bekleidet, wie z.B. die Führung der Ira-
kischen Zentralbank. 

Ende 2005 wurden die gemeinsam erar-
beiteten „grundlegenden Prinzipien“ eines 
Friedensplans veröffentlicht. Im Septem-
ber 2006 schließlich erschienen detaillierte 

Pläne, inklusive den Entwürfen einer neuen 
Verfassung und eines neuen Wahlgesetzes, 
als 250-Seiten starkes Buch mit dem Titel 
„Iraks Zukunft planen: ein detailliertes Pro-
jekt zum Aufbau des Iraks nach der Befrei-
ung.“23 Die große Bedeutung des Projektes 
liegt darin, dass es offenbar gelang, einen 
Großteil der Besatzungsgegner einzubin-
den. Zweidrittel der Beteiligten, die aus 
allen Bevölkerungsgruppen kommen, leben 
noch im Irak, keiner jedoch hat − dies war 
Voraussetzung − Verbindungen zur aktuel-
len Regierung. 

Der erste Schritt müsste auch nach diesem 
Plan die Vereinbarung eines verbindlichen 
Zeitplans von maximal sechs Monaten für 
den Abzug der Besatzungsmächte sein. Die 
Besatzungstruppen müssten sich in dieser 
Zeit aus den Städten in gemeinsam verein-
barte Basen zurückziehen. Der „irakische 
nationale Widerstand“ würde unter diesen 
Bedingungen einen Waffenstillstand erklä-
ren, die Waffen allerdings zunächst behal-
ten. Erst nach dem vollständigen Abzug 
aller Besatzungskräfte sollen alle bewaffnete 
Gruppen und Milizen aufgelöst werden.

Unter der Schirmherrschaft des UN-
Sicherheitsrates und in Absprache mit dem 
„nationalen Widerstand“ und allen ande-
ren politischen Kräften, die nicht mit den 
Besatzern kollaboriert haben, soll eine zwei-
jährige Interimsregierung gebildet werden, 
deren Mitglieder bei den folgenden Wahlen 
von der Kandidatur ausgeschlossen sind. 
Eine der wichtigsten Aufgaben dieser 
Regierung wäre der Aufbau einer Armee 
und einer Polizei, die national orientiert 
und politisch neutral sind. Innerhalb eines 
Jahres müssten Neuwahlen durchgeführt 
werden – nach verbessertem Wahlgesetz 
und unter Kontrolle der UNO, arabischen 
Liga, Amnesty International und anderen 
internationalen Organisationen. Die wich-
tigste Aufgabe des neuen Parlaments, wäre 
die Ausarbeitung einer neuen Verfassung.

Auch alle Verträge über die Ölproduktion, 
die während der Besatzung abgeschlossen 
wurden, würden annulliert, da der Abschluss 
solcher weitreichender Abkommen unter 
Besatzungsherrschaft nach internationalem 
Recht illegal ist. Das gleiche gelte für die 
von der kurdischen Regionalregierung mit 
ausländischen Konzernen abgeschlossenen 
Verträge. Von den USA und Großbritan-
nien wird für die ersten sechs Monate die 
Bereitstellung von mindestens 50 bzw. 20 
Milliarden US-Dollar für Wiederaufbau 
und Wiedergutmachung verlangt. Dies 
wäre gerade die Hälfte der Summe, die sie 
aktuell pro Jahr für den Krieg ausgeben. 
Außerdem sieht der Plan die Streichung der 
Reparationsforderungen an den Irak auf 
Basis früherer UN-Resolutionen vor und 
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die Rückerstattung von Zahlungen, die 
bereits an andere Staaten geleistet wurde.

Vorschläge gibt es auch zum Wiederauf-
bau, der Ölindustrie, Freiheit der Medien, 
der Überwindung konfessioneller Span-
nungen oder dem Streben der kurdischen 
Parteien nach Unabhängigkeit. So sollen 
sich die drei bereits seit 1991 autonomen 
kurdischen Nordprovinzen demnach auch 
weiterhin weit gehend selbst regieren 
können, „in einer Weise, die die nationalen 
und kulturellen Rechte Kurdistans inner-
halb der irakischen Einheit und Souveräni-
tät gewährleistet“. Der von den kurdischen 
Regierungsparteien angestrebte Anschluss 
des ölreichen Kirkuks wird hingegen abge-
lehnt. Ein gewisser Grad an Föderalismus 
wird zwar befürwortet, das Prinzip soll aber 
nicht die regionale Vorherrschaft einzel-
ner ethnischer Gruppen sein, sondern die 
Gewährleistung der vollen kulturellen und 
politischen Rechte für alle Bevölkerungs-
gruppen im ganzen Land.

Insgesamt dominiert bei den Vorschlä-
gen noch etwas eine arabisch nationalisti-
sche Sichtweise, die sicherlich so nicht von 
allen wichtigen, oppositionellen Kräften 
des Landes geteilt wird, von den irakischen 
Verbündeten der USA ganz zu schweigen. 
Da die Autoren sich jedoch Mühe gaben, 
konsensfähige Positionen zu formulie-
ren, könnten sie eine gute Grundlage für 
Verhandlungen sein. Ein Ausschluss aller 
Kräfte, die mit den Besatzern kollaboriert 
haben, dürfte praktisch weder machbar 

noch im Blick auf die Eindämmung der 
Gewalt, politisch sinnvoll sein.
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Seit dem 12. September 2001 wird ein 
so genannter „Krieg gegen den Terror“ 
geführt. Die NATO hat damals den Bünd-
nisfall ausgerufen, weil sie die Anschläge in 
New York und Washington fälschlicher-
weise als militärischen Angriff gewertet 
hat. Wie dieser Bündnisfall zurückgenom-
men werden kann, weiß kein Mensch.

Inzwischen wird weltweit ein so genann-
ter Krieg gegen den Terror geführt, zum 
Beispiel in Afghanistan. Dort gibt es Stück 
für Stück eine zunehmende Irakisierung. 
Im Inneren werden immer mehr Grund- 
und Bürgerrechte außer Kraft gesetzt. Man 
könnte das Ganze als einen permanenten 
Ausnahmezustand beschreiben.

Es gibt den EU-Rahmenbeschluss zur 
Terrorismusbekämpfung. Innerhalb dieses 
EU-Rahmenbeschlusses zur Terrorismus-
bekämpfung wird eine ganze Reihe von 
Punkten benannt, die die EU-Mitglied-
staaten und die EU selbst umsetzen oder 
umsetzen sollen. Wir erleben im Moment 
einen umfangreichen Aktionismus ins-
besondere des deutschen Innenministers 

Wolfgang Schäuble. Er nennt inzwischen 
alles Mögliche Terrorismus und geht deut-
lich über das Ziel dessen hinaus, was tat-
sächlich notwendig wäre.

Zunehmend werden in Deutschland 
polizeistaatliche Methoden angewandt. So 
hat es jüngst Festnahmen in Deutschland 
gegeben und die Leute wurden wegen Ter-
rorverdacht nach dem so genannten Para-
graphen 129a angeklagt. Einige Menschen 
sollen einen Armeelastwagen angezündet 
haben. Weitere Mitangeklagte haben Ver-
fahren am Hals, weil sie in ihren wissen-
schaftlichen Arbeiten ähnliche Fachbegriffe 
benutzen haben, wie in Bekennerschreiben 
für Brandanschläge gegen Sachen zu finden 
sind. Das ist skandalös!

Nach den Terroranschlägen in London 
hat die Schriftstellerin A. L. Kennedy eine 
sehr interessante Äußerung gemacht, die 
ich hier zitieren will: „Niemand erwähnt, 
dass die Zahl der Opfer, so schrecklich 
sie war, in Bagdad an den meisten Tagen 
als recht gemäßigt gelten würde. Nie-
mand erwähnt, dass Blair mit seinem 

Entschluss, unsere Soldaten für Profite in 
den Krieg zu schicken, auch sein Land in 
Gefahr gebracht hat. Niemand erwähnt, 
dass unsere Aktionen die Häufigkeit und 
Intensität der Terroranschläge nur erhöht 
haben. Niemand erwähnt, dass wir selbst 
das Foltern von Gefangenen mit der 
Behauptung gerechtfertigt haben, dadurch 
könnten Anschläge wie diese verhindert 
werden. Niemand erwähnt, dass für weite 
Teile der Welt wir die Terroristen sind.“ 
(FAZ, 9.7.2005)

Genau das muss vermieden werden. 
Es gibt nicht den Terrorismus oder „den 
Terror“. Es gibt verschiedenste Gruppen 
und Menschen, die aus unterschiedlich-
sten Gründen fälschlicherweise meinen, 
terroristisch vorgehen zu müssen. Wer da 
pauschal heran geht, macht den entschei-
denden Fehler. Die unterschiedlichen 
Ursachen und Motive müssen analysiert 
werden. Grund- und Bürgerrechte dürfen 
nicht noch weiter außer Kraft gesetzt 
werden.

Tobias Pflüger

„Krieg gegen Terror“ - Der permanente Ausnahmezustand
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Bezeichnenderweise stimmen sowohl 
rechte als auch linke Beobachter darin über-
ein, dass der Krieg gegen den Irak und die 
nunmehr vier Jahre andauernde Besatzung 
ein grundlegend neues Kapitel US-ameri-
kanischer Außenpolitik eingeläutet haben. 
Aus Sicht der außenpolitischen Eliten in den 
Vereinigten Staaten markiert der Angriffs-
krieg gegen den Irak den Wendepunkt, der 
deutlich macht, dass Washington nunmehr 
bereit ist, gegen jedwede Bedrohung mittels 
militärischer Präventivschläge vorzugehen. 
Während dabei als Motivation zumeist 
defensive Sicherheitsinteressen („Ver-
teidigung“ gegen den Terrorismus, etc.) 
angeführt werden, herrschen in kritischen 
Analysen vor allem zwei Interpretationen 
vor, um den US-amerikanischen Amoklauf 
im Irak zu erklären: Öl und die militärische 
Reaktion auf die Krisentendenzen der neo-
liberalen Weltwirtschaftsordnung. 

Und in der Tat, betrachtet man die Besat-
zungspraxis im Irak, treten gerade diese 
beiden Motive überdeutlich hervor. „Am 
9. Mai 2003 verkündete Bush seine wirt-
schaftlichen Visionen hinsichtlich des Irak: 
Errichtung einer amerikanisch-mittelöstli-
chen Freihandelszone innerhalb der näch-
sten 10 Jahre. Dazu mussten jedoch erst 
die Voraussetzungen geschaffen werden: 
Umwandlung der irakischen Wirtschaft in 
eine radikal neoliberale Marktwirtschaft, 
Privatisierung der wichtigsten Unter-
nehmen und der öffentlichen Dienstlei-
stungssektoren, langfristige Sicherung der 
Kontrolle über die Erdölressourcen und 
den dazugehörigen Industriebereich.“1 Im 
Irak findet derzeit nicht nur der bislang 
radikalste Versuch statt, eine Gesellschaft 
entlang neoliberaler Linien zuzurichten, 
sondern darüber hinaus befindet sich 
eine der größten Enteignungsaktion der 
neueren Geschichte kurz vor der Verab-
schiedung. Denn mit dem in Washington 
geschriebenen neuen irakischen Ölgesetz 
soll der Großteil der aus dem Verkauf der 
Rohstoffreserven des Landes resultierenden 
Profite in die Taschen der Ölmultis umge-
leitet werden.

Neoliberale Zurichtung
Bereits im Juni 2003 kündigte der dama-

lige US-Verwalter des Irak, Paul Bremer, 
eine „Schocktherapie“ an, in deren Folge 

die irakische Wirtschaft entlang neoliberaler 
Vorgaben umgekrempelt wurde. Mit seiner 
rechtsverbindlichen „Order 39“ verfügte 
Bremer im September 2003, dass von nun 
an ausländische Konzerne einen 100pro-
zentigen Anteil an irakischen Betrieben 
übernehmen und die aus ihren Geschäf-
ten resultierenden Gewinne zu ebenfalls 
100 Prozent aus dem Land transferieren 
dürfen.2 Parallel dazu wurden die Einfuhr-
zölle herabgesetzt und staatliche Subven-
tionen gestrichen, womit der Schutz der 
irakischen Wirtschaft vor - häufig hochsub-
ventionierten - westlichen Produkten prak-
tisch wegfiel. Mit Direktive 49 wurden die 
Steuern auf lediglich 15 Prozent begrenzt 
(von ursprünglich 40 Prozent) und schließ-
lich die Einfuhrzölle gänzlich abgeschafft 
(Order 54). Darüber hinaus eröffnete die 
Order 40 erstmals die Möglichkeit, das 
Bankenwesen zu übernehmen. Erlass Nr. 
81 regelte das Urheberrecht neu, indem 
nunmehr Agrarkonzernen die Möglichkeit 
eingeräumt wurde, sich Patente auf tradi-
tionelle Saatgut-Arten zu sichern. Damit 
wird die komplette Landwirtschaft in die 
Abhängigkeit westlicher Agrokonzerne 
(Monsanto, Syngenta, Bayer, etc.) getrie-
ben, von denen das Saatgut nun erwor-
ben werden muss. Richtigerweise urteilte 
der Economist nach Verabschiedung dieser 
ganzen Dekrete, der Irak sei nunmehr zu 
einem „kapitalistischen Traum“ geworden.3 

Während der ursprüngliche irakische Ver-
fassungsentwurf noch das Recht auf Arbeit 
ebenso betonte wie den Vorrang sozialer 
Gerechtigkeit beim Wiederaufbau, wurden 
solche und ähnlich progressive Passagen in 
der am 15. Oktober in einem Referendum 
angenommenen Endfassung gestrichen. 
Berichten zufolge hatte hierauf vor allem 
US-Botschafter Zalmay Khalilzad gedrängt. 
„Diese Verfassung wurde in einer US-ame-
rikanischen nicht in einer irakischen Küche 
zusammengekocht“, beschwerte sich ein 
an den Verhandlungen beteiligter Iraker.4 
Darüber hinaus führte die Abschaffung 
staatlicher Unterstützungsmaßnahmen für 
lebensnotwendige Güter zu einer drasti-
schen Erhöhung der Lebenshaltungsko-
sten, was zur Verschlimmerung der Armut 
beitrug. 

Zwar verbieten sowohl die Haager Land-
kriegsverordnung aus dem Jahr 1907 als 

auch die Genfer Konvention von 1949 
derart weit gehende Eingriffe in die innere 
Verfasstheit eines besetzten Staates, da 
genau dies aber Sinn und Zweck der US-
Politik ist, wird das geltende Völkerrecht 
faktisch außer Kraft gesetzt: „Die bisheri-
gen Wirtschaftsstrukturen des Irak wurden 
nach neoliberalem Modell vollständig 
umgekrempelt und zu einem Selbstbedie-
nungsladen für die internationalen Kon-
zerne umorganisiert.“5

Militärischer Neoliberalismus
Während zwar bei all diesen Maßnah-

men die Ähnlichkeiten mit der Politik der 
„strukturellen Anpassungsprogramme“ 
auffallen, die vielen Ländern von IWF und 
Weltbank aufgezwungen wurden, so gibt es 
doch einen entscheidenden Unterschied: 
früher wurden diese „Wirtschaftsreformen“ 
indirekt über diese Internationalen Orga-
nisationen erzwungen. Hier scheint sich 
ein grundlegender Wandel anzubahnen, da 
mittlerweile die Durchsetzung der neolibe-
ralen Weltwirtschaftsordnung immer direk-
ter im Rahmen militärisch abgesicherter 
quasi-kolonialer Besatzungsregime erfolgt. 
„Etwas hat sich offensichtlich in den letzten 
zehn Jahren verändert. [...] ‚Militärischer 
Neoliberalismus‘ ist die passende Beschrei-
bung für den momentanen Kapitalismus 
und die Politik des Öls.“6

Hintergrund für diese Entwicklung dürf-
ten die wachsenden Krisentendenzen des 
neoliberalen Weltwirtschaftsmodells sein, 
dessen Ausbeutungs- und Hierarchiestruk-
turen sich nur noch militärisch aufrechter-
halten lassen.7 In diesem Zusammenhang 
stellt der Irak den wohl krassesten Fall 
von „Akkumulation durch Enteignung“ 
(David Harvey) dar: „Krieg ist zweifellos 
die brutalste Form, um Enteignungspro-
zesse durchzusetzen. Und es ist denkbar, 
dass die anhaltende Besetzung des Irak den 
Durchbruch zu einer neuen Phase impe-
rialistischer Herrschaft und neokolonialer 
Unterwerfungsbestrebungen darstellt. Die 
Privatisierung und Aneignung öffentlicher 
Dienste durch transnationale Konzerne, die 
Auseinandersetzungen über intellektuelle 
Eigentumsrechte und natürliche Ressour-
cen sowie vor allem die US-Strategie des 
‚Krieges ohne Grenzen‘ und des Präven-
tivkrieges und die kriegerische Aneignung 
der irakischen Ressourcen durch die USA 
werfen grundsätzliche Fragen über das 
Funktionieren des Kapitalismus [auf ]. Ins-
besondere stellt sich die Frage, inwiefern 
als Antwort auf und Ergänzung zur krisen-
geschüttelten erweiterten Reproduktion 
Akkumulationsprozesse durch Enteignung 
die aktuelle Phase des Kapitalismus kenn-
zeichnen.“8

Akkumulation durch Enteignung
Militärischer Neoliberalismus und das geplante irakische 
Ölgesetz
von Jürgen Wagner
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Ausgeheckt wurde die neoliberale Zurich-
tung des Irak von der US-Beratungsfirma 
Bearing Point, die über beste Kontakte zur 
Bush-Administration verfügt. Sie schloss 
einen Vertrag mit USAID, der US-Agentur 
für Entwicklungszusammenarbeit, in dem 
sich der Konzern für $250 Mio. dazu bereit 
erklärte, „den grundlegenden juristischen 
Rahmen für eine funktionierende Markt-
wirtschaft zu schaffen, indem aus der einzig-
artigen Möglichkeit, die die gegenwärtigen 
politischen Umstände für einen raschen 
Fortschritt in diesem Bereich bieten, ange-
messen Kapital geschlagen wird.“9 So ver-
wundert es auch nicht weiter, dass derselbe 
Konzern vorschlägt, diese „einzigartigen 
Umstände“ - Angriffskrieg und koloniale 
Besatzung - für die groß angelegte Ent-
eignung der irakischen Ölvorkommen zu 
nutzen. 

Das irakische Ölgesetz 
Obwohl Bagdad während des US-Angriffs-

krieges 2003 großflächig bombardiert 
wurde, vermied es die US-Armee tunlichst, 
ein bestimmtes Gebäude zu beschädigen: 
das irakische Ölministerium. Während sich 
gleichzeitig niemand darum scherte, dass 
Krankenhäuser, Museen und die National-
bibliothek geplündert wurden, bewachten 
M-1-Abrams-Panzer das Ministerium und 
zwar aus einem einzigen Grund: „Denn 
das Gebäude beherbergt den Schlüssel zum 
größten Schatz der Nation: Explorations-
karten der Ölfelder, Pipelinedaten, Ver-
träge.“10

Somit schuf man beste Voraussetzungen 
für eine groß angelegte Enteignungsaktion, 
die darauf abzielt, die Verstaatlichung der 
irakischen Ölvorräte aus dem Jahr 1972 
rückgängig zu machen. Schon im Früh-
ling 2003 hatte die Gruppe Öl und Ener-
gie des US-Außenministeriums erklärt, es 
sei notwendig, den Irak nach Kriegsende 
für internationale Ölfirmen zu öffnen, 
indem eine Re-Privatisierung eingeleitet 
wird.11 Hierfür wurde sogar ein eigener 
Paragraf (Nr. 110) in die irakische Verfas-
sung eingeschleust, der fordert, im Ölsek-
tor „Strategien anzuwenden“, die auf „den 
modernsten Techniken der Marktprinzipien 
beruhen und Investitionen begünstigen.“12 
Mit der Detailausplanung, wie „Investi-
tionen begünstigt“, also die Privatisierung 
eingeleitet werden soll, beauftragte die US-
Regierung wiederum Bearing Point. Die 
Firma legte ihre Vorschläge in Form eines 
„Ölgesetzes“ vor, dem die irakische Regie-
rung Anfang 2007 zustimmte. Allerdings 
sah sie sich bisher außerstande, das Gesetz 
endgültig durchzudrücken. Denn sowohl 
in der Bevölkerung als auch im Parlament, 
dessen notwendige Billigung weiterhin aus-

steht, wächst der Widerstand gegen das zu 
Recht als skandalös empfundene Gesetz. 
Mehrere Fristen sind bisher verstrichen, so 
im März und zuletzt im Juli 2007.

Das Gesetz sieht vor, dass das Ölministe-
rium und die Nationale Irakische Ölgesell-
schaft neu geordnet werden. Kernpunkt 
ist aber, dass die staatliche Kontrolle über 
den Großteil der irakischen Öl- und Gas-
vorkommen faktisch beendet wird, indem 
diese privatisiert werden. Denn das Gesetz 
klammert zwar die aktuell produzierenden 
Ölfelder aus, sie verbleiben in irakischer 
Kontrolle, hierbei handelt es sich jedoch 
um lediglich 17 der insgesamt 80 bekann-
ten Felder. Auf die restlichen 63 Ölfelder 
sollen nach Verabschiedung des Gesetzes 
multinationale Konzerne für mindestens 
30 Jahre den Zugriff erhalten, wobei sie 
etwa 70% der zu erwartenden Profite ein-
streichen können.13 Allein dies würde es 
den Ölfirmen erlauben, sich 64% der gesi-
cherten irakischen Ölreserven von ca. 110 
Mrd. Barrel, also 73.6 Mrd. Barrel unter 
den Nagel zu reißen. Darüber hinaus räumt 
das Gesetz den Ölkonzernen auch noch 
den Zugriff auf sämtliche Ölfelder ein, die 
künftig im Irak entdeckt werden. Dies ist 
deshalb von besonderer Bedeutung, da im 
Irak noch gigantische zusätzliche Ölvor-
kommen vermutet werden, der Groß-
teil des Landes ist bislang unerforscht. So 
jubelt etwa die US-amerikanische Energy 
Information Administration: „Experten sind 
sich darüber einig, dass der Irak einer der 
wenigen verbliebenen Orte ist, an denen 
riesige Reserven bislang kaum ausgebeutet 
wurden.“14 Zwar gehen die Schätzungen 
über die zusätzlichen Reserven weit ausein-
ander, die Spanne reicht von 80-200 Mrd. 
Barrel, mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit kommen aber somit minde-
stens weitere 100 Mrd. Barrel hinzu, die 
künftig von den Ölkonzernen ausgebeutet 
werden könnten.15 Berücksichtigt man 
zudem, dass die Produktionskosten im Irak 
mit 1-1.50 Dollar pro Barrel extrem nied-
rig sind, wird deutlich, welch gigantische 
Summen dabei für die beteiligten Konzerne 
herausspringen könnten, sollte der immense 
Druck Washingtons schließlich doch noch 
zur Verabschiedung des Gesetzes führen.

Krieg lohnt sich
Wird das Ölgesetz verabschiedet, sichern 

sich die Ölkonzerne die Profite an 70% 
von mindestens 200 Mrd. Barrel iraki-
schen Öls, was bei einem Ölpreis von ca. 
80$ pro Barrel (Stand Mitte September), 
einen Gesamtprofit von etwa 11 Billio-
nen Dollar ergeben würde (kein Über-
setzungsfehler gemeint sind tatsächlich 
11.000 Mrd. Dollar!). Selbst wenn man 
von dieser Summe noch diverse Kosten 
abziehen muss, wird hieraus deutlich, um 
welch immense Beträge es hierbei geht. In 
diesem Zusammenhang legt die Tatsache, 
dass die bisherigen Kosten des Irak-Krie-
ges im Juli 2007 mit $450 Mrd. angegeben 
wurden16, die zynischen Feststellung nahe, 
dass sich Krieg offensichtlich doch lohnt, 
zumal diese Kosten über Steuern von der 
US-Bevölkerung getragen werden, während 
die Profite aus dem irakischen Ölgeschäft 
direkt in die Taschen der mit Bush eng ver-
bandelten Ölmultis wandern.

Als Begründung, weshalb das Ölgesetz für 
den Irak unbedingt notwendig - und segens-
reich - sei, muss permanent das Argument 
herhalten, ohne ausländische Investitionen 
in die Infrastruktur könne die Produktion 
nicht in Gang kommen. Das Parlament 
müsse „ein neues Ölgesetz verabschieden, 
das es internationalen Konzernen ermög-
licht, Investitionen im Irak zu tätigen“, so 
etwa US-Energieminister Samuel Bodman 
im Februar 2007. Das Gesetz sei für die 
weitere Entwicklung des Iraks von so über-
ragender Bedeutung, dass seine Verabschie-
dung nach der Herstellung von Sicherheit 
die größte Priorität der US-Regierung 
sei, so Bodman.17 Hierbei handelt es sich 
aber um ein Scheinargument, wie Helmut 
Merklein, von 1984 bis 1990 US-Energie-
staatssekretär, ausführt: „Wenn es das Ziel 
ist, die Produktion auf die Quote von vor 
dem Golfkrieg (3.14 Mio. Barrel am Tag) 
zu heben, benötigt der Irak eine Kapitalzu-
fuhr von weniger als 1 Mrd. Dollar. Und 
er benötigt ganz sicher nicht die Multina-
tionalen Konzerne, um Zugang zu diesen 
Investitionen zu erhalten.“18

Ganz offensichtlich geht es darum, den 
großen Vier - Exxon-Mobile, Chevron, 
BP-Amoco und Royal Dutch- Shell -, die 
primär vom irakischen Ölreichtum pro-
fitieren werden, gigantische Profite zu 
garantieren. Damit das Geld auch in die 
richtigen Taschen wandert, verfügte Paul 
Bremer mit seiner Executive Order 13303 
die Annullierung früherer Ölverträge, ins-
besondere Frankreich und Russland hatten 
mit Saddam Hussein umfangreiche Explo-
rationsvereinbarungen unterzeichnet.19 
„Im neuen Ölgesetz, das gerade entworfen 
wird, heißt es, dass jeder Vertrag, der mit Premierminister al-Maliki und Bush
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dem einstigen Regime und mit den Behör-
den der kurdischen Autonomie geschlos-
sen wurde, revidiert und in Einklang mit 
dem neuen Gesetz gebracht werden muss“, 
sagte der irakische Ölminister Hussein el-
Schahristani.20 Darüber hinaus erklärte 
er, dass die irakische Regierung beab-
sichtigt, sich sofort nach Verabschiedung 
des Gesetzes an die Verschleuderung der 
Ölvorkommen zu machen: „Gegenwärtig 
wird aktiv an dem Dokument gearbeitet. 
Ich hoffe darauf, dass das Gesetz im Sep-
tember angenommen wird. Gleich darauf 
werden Ausschreibungen zur Erschließung 
irakischer Ölvorkommen stattfinden.“21 
El-Schahristanis Hoffnung, noch im Sep-
tember Vollzug melden zu können, hat 
sich mittlerweile allerdings aufgrund des 
massiven innerirakischen Widerstands zer-
schlagen.

Wachsender Widerstand und Druck der 
Besatzer

Die USA sind zunehmend darüber ver-
ärgert, dass die Regierung um Premier-
minister Nouri al-Maliki bislang nicht in 
der Lage war, das Ölgesetz im Parlament 
durchzuboxen. Schon im Dezember 2006 
berichtete die New York Times, dass sowohl 
der damalige US-Kommandeur im Irak, 
George W. Casey Jr., als auch US-Bot-
schafter Zalmay Khalilzad, der bereits 
wiederholt als Öllobbyist in Erscheinung 
trat, „irakische Politiker dazu aufgefordert 
haben, das Ölgesetz ganz oben auf ihre 
Agenda zu setzen.“22 Die US-Regierung 
hat mittlerweile die Verabschiedung des 
Gesetzes zu einem der zentralen „bench-
marks“ erklärt, die für die Gewährleistung 
weiterer Hilfe umgesetzt werden müssen: 
„Entnervt erhöhte die USA-Regierung den 
Druck auf die irakische Regierung. Am 
26. Mai 2007 erklärte man, Irak erhalte 
keine weitere Wiederaufbauhilfe aus den 
USA, solange es nicht das neue Ölgesetz 
verabschiedet habe.“23 Die zunehmenden 
Konflikte und die harsche Kritik der USA 
an Premierminister al-Maliki dürfte somit 
nicht zuletzt der Tatsache geschuldet sein, 
dass er nicht in der Lage war, das Gesetz 
durchzudrücken. Dass al-Maliki wiederum 
darüber besorgt ist, dass für die USA dieses 
Versagen Anlass genug sein könnte, einen 
weiteren Regimewechsel einzuleiten, zeigt 
die Prioritäten Washingtons überdeutlich: 
„Premierminister Nouri al-Maliki fürchtet, 
dass die Amerikaner ihre Unterstützung für 
seine Regierung zurückziehen - und ihn 
damit de facto feuern - werden, sollte das 
Parlament das Ölgesetz nicht verabschie-
den“, gab ein enger Berater des Premiers 
gegenüber Associated Press an.24

Auch hinsichtlich des Ölgesetzes kollidie-

ren die Interessen der Besatzer einmal mehr 
mit denen der überwiegenden Mehrheit der 
irakischen Bevölkerung. „Eine Umfrage in 
Irak ergab, dass Iraker aller religiösen und 
ethnischen Gruppierungen es mehrheit-
lich ablehnen, die nationalen Ölressourcen 
ausländischen Konzernen zu überlassen. 
Weniger als ein Viertel der Befragten fühlte 
sich ausreichend über das neue Ölge-
setz informiert. 63 Prozent sprachen sich 
gegen Verträge für ausländische Konzerne 
aus, stattdessen sollten irakische Firmen 
irakisches Öl fördern und verarbeiten.“25 
Vor diesem Hintergrund wächst der parla-
mentarische Widerstand: „Mehr und mehr 
Parlamentsabgeordnete rufen dazu auf, das 
Gesetz vor seiner Annahme sorgfältig zu 
studieren.“26 Auch der außerparlamentari-
sche Druck nimmt zu, insbesondere durch 
die Gewerkschaften: „Nachdem das Gesetz 
damit auch in der irakischen Öffentlichkeit 
bekannt geworden war, hagelte es Proteste. 
Allen voran von der irakischen Erdölarbei-
tergewerkschaft in Basra und der Dachorga-
nisation Föderation der Ölgewerkschaften. 
Man organisierte Streiks und Demonstra-
tionen, veröffentlichte eine lange Liste von 
Forderungen. Ministerpräsident Nuri al-
Maliki schickte Truppen gegen den Streik, 
das war selbst einigen Soldaten zu viel, der 
Befehl ließ sich nicht halten. Ölminister 
Hussein al-Scharistani verbot die Gewerk-
schaft schließlich auf Grundlage eines 
Gesetzes aus der Zeit Saddam Husseins.“27 
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Am 12. Oktober wird der Bundestag aller 
Voraussicht nach trotz der dramatischen 
Eskalation, die derzeit im Land stattfin-
det, die Fortsetzung des deutschen Beitrags 
zur NATO-Kampftruppe in Afghanistan 
beschließen (über die Beteiligung an der 
US-geführten OEF soll im November 
entschieden werden). Gegen die deutsche 
Kriegsbeteiligung demonstrierten am 15. 
September in Berlin, an der laut Veranstal-
ter beachtliche 10.000 Teilnehmer, die sich 
für eine sofortige Beendigung des Krieges 
einsetzten. Stattdessen sollte dem Land aus-
schließlich zivile Hilfe für den Wiederauf-
bau zukommen, denn, so hieß es in dem 
Aufruf: „Der zivile Wiederaufbau in Afgha-
nistan sowie eine humane Entwicklung 
können überhaupt erst gelingen, wenn der 
Krieg beendet ist. Was Afghanistan braucht, 
ist Frieden als Voraussetzung für eine sou-
veräne Demokratie. Die Kriegsschäden 
müssen durch die Krieg führenden Staaten 
beseitigt, alle Truppen müssen abgezogen 
und die somit frei werdenden Mittel für 
humanitäre Arbeit zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen genutzt werden.“

Die deutschen Beiträge zum Afghani-
stankrieg

Insgesamt sind deutsche Soldaten unter 
drei verschiedenen Mandaten an der Besat-
zung des Landes und dem dort wütenden 
Krieg gegen „Terroristen“ und „Aufständi-
sche“ beteiligt. 

Operation Enduring Freedom (OEF)
Das älteste Mandat entstand gute 

zwei Monate nach den Anschlägen vom 
11.9.2001 und beruht auf deren Interpre-
tation als militärischen Angriff auf die USA 
und damit Auslöser des NATO-Bündnis-
falls. Als Teil des von den USA ausgeru-
fenen, zeitlich und räumlich entgrenzten 
„Krieg gegen den Terror“ mobilisierte die 
Bundesregierung Marinekräfte, die seit 
dem zusammen mit den Verbündeten vor 
dem Horn von Afrika und um die arabische 
Halbinsel patrouillieren. Außerdem umfas-
ste das Mandat Operation Enduring Free-
dom (OEF) Soldaten der ABC-Abwehr, 
des Sanitätsdienstes, des Lufttransports 
und des geheim operierenden Kommando 
Spezialkräfte (KSK) in einem Gebiet, das 
von Zentralasien bis nach Nordost-Afrika 

reicht. KSK-Soldaten kämpften seit dem 
mehrfach an der Seite der US-Soldaten 
auch in Afghanistan.

Zwar wurden die KSK-Kommando-
trupps angeblich seit 2005 nicht mehr 
angefordert, diese Versicherung ist jedoch 
irreführend. KSK-Soldaten wurden in der 
Vergangenheit auch immer wieder unter 
dem ISAF-Mandat eingesetzt. Dies könnte 
auch weiterhin passieren - selbst dann, 
wenn deutsche Parlamentarier beschließen 
würden, dass es keinen deutschen Beitrag 
mehr zu OEF in Afghanistan geben solle. 
„Man kann auch Spezialkräfte unter dem 
ISAF-Mandat einsetzen“, bestätigt der für 
ISAF zuständige Befehlshaber im NATO-
Operationshauptquartier in Brunssum 
(NL), General Egon Ramms. Über die 
KSK-ISAF-Einsätze erfahren Öffentlichkeit 
und Parlamentarier aber genauso wenig wie 
über KSK-OEF-Einsätze.

International Security Assistance Force
Nach der raschen Eroberung Kabuls und 

der Installation einer Übergangsregierung 
(deren Zusammensetzung im Wesentlichen 
im Dezember 2001 auf der Petersberg-Kon-
ferenz festgelegt wurde) wurde von der UN 
eine „Internationale Schutztruppe“ (ISAF) 
mandatiert, die zunächst von Großbritan-
nien, dann der Türkei geführt wurde. 2003 
übergab die deutsch-niederländische Füh-
rung das Kommando an die NATO. Der 
Einsatz deutscher Soldaten im Rahmen von 
ISAF wurde im Dezember 2001 beschlos-
sen und blieb zunächst auf die afghanische 
Hauptstadt Kabul begrenzt. Der ISAF-Akti-
onsradius wurde in vier Phasen sukzessive 
auf das gesamte Land ausgeweitet. Bis Ende 
2004 auf den Norden und im Folgejahr 
auf den Westen. Im Juli 2006 wurde mit 
der Ausdehnung in den schwer umkämpf-
ten Süden begonnen und die Truppenzahl 
auf 18.500 Soldaten mehr als verdoppelt. 
Seither ist nicht nur die OEF, sondern auch 
die ISAF praktisch permanent in schwere 
Kämpfe verwickelt. Schließlich wurde 
Ende September 2006 die Ostausweitung 
beschlossen und die ISAF-Truppenzahl seit 
dem auf etwa 35.000 erhöht. Rund 8.000 
Soldaten kämpfen zudem im Rahmen der 
US-geführten OEF weiter in Afghanistan.

Im Rahmen von ISAF sind derzeit 3.236 
deutsche Soldaten im Afghanistan-Einsatz 

(Stand 25. Juli). Circa 200 davon befin-
den sich im Luftwaffenstützpunkt Termez 
im benachbarten Usbekistan, der trotz der 
offiziell verhängten Sanktionen gegen das 
Land, dessen Regime schwerer Menschen-
rechtsverletzungen angeklagt wird, eine 
entscheidende Logistikdrehscheibe nicht 
nur des deutschen, sondern des gesamten 
NATO-Einsatzes darstellt.

Die Vermischung von OEF und ISAF
Die ISAF bezeichnet sich in offensiver 

Abgrenzung zur OEF gern als „Friedensein-
satz“ und „Stabilisierungsmission“, weshalb 
die Bundesregierung betont, „die operative 
und die Mandatstrennung zwischen ISAF 
und OEF bestehen unverändert fort.“ 
Während das ISAF-Mandat zwar die Terro-
rismusbekämpfung ausschließt, erlaubt es 
aber explizit die Bekämpfung „Aufständi-
scher“. Der deutsche UN-Sondergesandte 
für Afghanistan bezeichnet jedoch den 
Widerstand gegen die Anwesenheit aus-
ländischer Truppen eben als „Aufstand“. 
Spätestens seit der Süd- und Ostausweitung 
kämpfen somit die beiden Truppen Hand 
in Hand, die einen eben gegen „Aufstän-
dische“ (ISAF), die andere gegen „Terrori-
sten“ (OEF). 

Auf Kommandoebene zeigt sich das Inein-
andergreifen der Einsätze darin, dass OEF-
Kommandeur David Rodriguez zugleich 
Chef des Regionalkommandos Ost der 
ISAF ist („Doppelhut“). Noch gewichti-
ger ist die taktische Ebene: Der gesamte 
Flugbetrieb über Afghanistan wird von der 
US-Base in Katar koordiniert. Dort wird 
zwischen OEF und ISAF nicht unterschie-
den. 

Bundeswehreinsätze in Südafghanistan
Zwar hat Kanzlerin Merkel noch Ende 

2006 entsprechend dem Bundestagsman-
dat versichert, dass Bundeswehreinsätze 
im Süden höchstens ausnahmsweise und 
nur kurzfristig stattfinden würden. Die 
Tendenz besteht jedoch in einer schlei-
chenden Integration der deutschen Mili-
tärpräsenz auch in den Einsatz im Süden. 
So führte die Bundeswehr in den letzten 
Monaten 120 Unterstützungsflüge (über-
wiegend MEDEVAC) in den Süden durch. 
22 Fernmeldesoldaten sind seit Ende 2006 
„vorübergehend“ zur NATO-Führungsun-
terstützung in Kandahar und Baghram ein-
gesetzt und auf dem Airfield Kandahar sind 
acht deutsche Führungsunterstützungs-
soldaten als Teil eines Interim Installation 
Teams für mindestens 2,5 Monate einge-
setzt. Ein Logistikstabsoffizier verstärkt 
das NATO-Transition-Office in Kandahar 
für vier Monate, im gleichen Büro sind 3 
Informationstechniker der Bundeswehr für 
mindestens zwei Monate tätig. Zudem ist 

Afghanistan: die deutsche Rolle
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ein deutscher Offizier im Stab der nieder-
ländischen luftbeweglichen Kräfte für sechs 
Monate eingesetzt. Zuvor war bereits ein 
anderer Offizier als „Austauschoffiziere“ bei 
der britischen Luftwaffe eingesetzt. Ohne 
die Unterstützungsflüge sind damit Anfang 
August 2007 insgesamt 36 deutsche Solda-
ten „vorübergehend“ im Süden eingesetzt. 
Die ohnehin fadenscheinige Trennung zwi-
schen OEF und ISAF wird jedoch mit dem 
Einsatz deutscher Tornados endgültig zur 
Farce.

Tornados: Beihilfe für Bombardierungen
Am 9.3.2007 beschloss der Bundestag, bis 

zu 500 weitere Bundeswehrsoldaten und 
6 Recce-Aufklärungstornados zusätzlich 
nach Afghanistan zu entsenden. Das Ziel 
der Tornadoeinsätze ist die Erstellung eines 
„umfassenden Lagebildes“. In einer Kleinen 
Anfrage der Fraktion „Die Linke“ erklärte 
die Bundesregierung, es gehe um „Kenntnis 
von Aktivitäten, Bewegungsmustern und 
Aufenthaltsräumen von Kräften, die gegen 
den Auftrag der ISAF arbeiten“. Diese 
Erkenntnisse werden an die ISAF Zentrale 
weitergeleitet.

Hiermit leistet Deutschland einen relevan-
ten Kriegsbeitrag, denn die Aufklärungs-
daten können auch für Bombardierungen 
verwendet werden, wie Walter Jertz, Gene-
ral a.D und bis vor kurzem Chef des Luft-
waffenführungskommandos, bestätigt: „Es 
muss der Bevölkerung deutlich gemacht 
werden, dass zwar die Aufklärungstornados 
nicht unmittelbar in Kampfhandlungen ver-
wickelt werden, aber das Liefern von Fotos 
der Aufklärungstornados kann im Süden 
von Afghanistan dazu führen, dass Kampf-
handlungen durchgeführt werden. Und das 
kann auch bedeuteten, dass Zivilisten zu 
Schaden kommen und dieses wollen wir 
natürlich letztlich auch offen aussprechen, 
dieses müssen wir auch offen aussprechen.“ 
Auch der ehemalige Generalinspekteur 
der Bundeswehr und spätere Vorsitzende 

des NATO-Militär-
ausschusses, Harald 
Kujat, äußerte sich 
entsprechend zur 
Debatte um den 
Begriff „Kampfein-
satz“ für die NATO-
Mission: Aufklärung 
aus der Luft sei Grund-
lage für konkrete Ein-
satzentscheidungen 
„und damit auch im 
Zusammenhang mit 
Kampfhandlungen zu 
sehen“.

Obwohl das Bun-
destags-Mandat zum 
Tornado-Einsatz versi-

chert, eine Überleitung von Daten an OEF 
dürfe nur „sehr restriktiv“ erfolgen, machte 
Verteidigungsminister Franz-Josef Jung klar, 
dass eine Weitergabe selbstverständlich den-
noch - zur Terrorbekämpfung wohlgemerkt 
- stattfindet. Auf die Frage, ob er ausschlie-
ßen könne, „dass die Informationen, die 
die Aufklärungsflüge der Tornados bringen, 
auch zur Vorbereitung von Kampfeinsätzen 
im Rahmen der ‚Operation Enduring Free-
dom‘ herangezogen werden?“ antwortete er: 
„Ich kann das nicht ausschließen, und ich 
will es auch nicht ausschließen. Eines muss 
klar sein: Auch die Terrorismusbekämpfung 
ist ein zentraler Aspekt.“ Hiermit stellt sich 
Deutschland - sieht man von zahlreichen 
verdeckten Unterstützungsleistungen ab - 
offen an die Seite der USA und ihres Kreuz-
zugs gegen den Terrorismus, ein Schritt, 
der in seiner Tragweite schwer überschätzt 
werden kann: „Das ist ein Dauerprojekt, 
da wird man Bestandteil des militärischen 
Kampfes gegen die Terroristen wie Taliban 
und al-Qaida“, so der Chef des Bundes-
wehrverbandes Bernhard Gertz. 

Von den bisher circa 250 Tornadoflügen 
fanden über 50% im Süden und Osten 
statt. Wiederholt erfolgten dabei Angriffe, 
bei denen auch Zivilisten ums Leben 
kamen, im zeitlichen Zusammenhang mit 
Tornado-Überwachungsflügen (so kam es 
z.B. im Mai Dutzende von Toten im Dorf 
Sarwan Kala, Distrikt Sangin - davor hatten 
zwei Tornadoflüge stattgefunden). Aller 
Voraussicht wird der Tornado Einsatz bei 
der Abstimmung am 12. Oktober in das 
ISAF-Mandat integriert und so zu einem 
Dauerprojekt werden.

Aufbauunwesen und humanitäre 
Situation

Die NATO gab die Zahl der von ISAF im 
Laufe des Jahres 2006 getöteten Zivilisten 
mit 1.000 an, eine Angabe mit erfahrungs-
gemäß hoher Dunkelziffer. Die wesentlich 

gewalttätiger auftretende OEF macht hier-
über keinerlei Aussagen. Verlässliche Zahlen 
der Gesamtopfer sind nicht vorhanden, die 
wenigen Schätzungen variieren drastisch. 
So kam bspws. der britische Guardian nach 
Umfragen bei den Hilfsorganisationen vor 
Ort bereits im Mai 2002 auf 20.000 bis 
50.000 Opfer.

Während die OEF- und ISAF-Truppen 
im Land Krieg führen, stirbt die Bevölke-
rung gleichzeitig an Krankheit und Unter-
ernährung. Über 70% der Afghanen leiden 
unter chronischem Nahrungsmangel, 
besonders im Süden des Landes. Ein Viertel 
hat keinen Zugang zu Trinkwasser, nur 10 
Prozent verfügen über elektrischen Strom. 
Während für militärische Ausgaben im Zeit-
raum von 2002 bis 2006 gigantische 82.5 
Mrd. Dollar bezahlt wurden, belief sich 
die Entwicklungshilfe im selben Zeitraum 
auf jämmerliche 7.3 Mrd., ein Betrag, der 
bei weitem nicht ausreicht, um die erdrüc-
kende Not auch nur ansatzweise zu lindern. 
Der Großteil der westlichen Gelder versic-
kert zudem in völlig sinnlose Projekte und 
wandert damit nutzlos in die Taschen west-
licher Konzerne, ein Phänomen, das von 
der afghanischen Politikwissenschaftlerin 
Fariba Nawa als „Afghanistan Inc.“ (Afgha-
nistan GMBH) bezeichnet wurde. 

Darüber hinaus wird ein großer Teil 
dieser „Entwicklungshilfe“ auch noch für 
sicherheitsrelevante Bereiche ausgegeben. 
Beispielsweise wird etwa der Aufbau der 
afghanischen Polizei aus dem deutschen 
Entwicklungshilfeetat finanziert (12 Mio. 
jährlich). Dagegen brachte die gesamte 
„internationale Gemeinschaft“ zwischen 
2002 und 2006 gerade einmal 433 Mio. 
Dollar für Ernährungs- und Gesund-
heitsprogramme zugunsten der lokalen 
Bevölkerung auf - zum Vergleich: Allein die 
militärischen Kosten für die einjährige Ver-
längerung des deutschen ISAF-Einsatzes 
belaufen sich auf 460 Mio. Euro.

Die westlichen Besatzer haben altbekannte 
Warlords wieder an die Macht gebracht. 
Korruption und Vetternwirtschaft werden 
vom Westen toleriert. Auch in Vorzeigepro-
jekten wie der neu aufgebauten und ausge-
rüsteten afghanischen Polizei. Folter und 
Rechtsbeugung sind dort an der Tagesord-
nung. Polizeifahrzeuge, die aus Deutsch-
land vor allem nach Kabul geliefert wurden, 
sind in der Zwischenzeit fast ausschließlich 
im privaten Gebrauch durch höhere Poli-
zeioffiziere.

2006 diskutierte auch die internatio-
nale Presse das Problem, dass der Vize-
Innenminister Mohammed Daoud in den 
Drogenhandel verstrickt ist, für dessen 
Bekämpfung er qua Amt zuständig ist. 
Die Koalitionstruppen gehen aus Gründen 

Demonstration gegen den Afghanistaneinsatz in Berlin
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politischer Opportunität nicht gegen den 
Bruder Karzais vor, obwohl dieser einer 
der wichtigsten Drogenhändler Afghani-
stans ist. Aus Sicht vieler Afghanen wird 
dies als Unterstützung von Warlord- und 
Drogenmafiastrukturen durch die Besatzer 
interpretiert. Jüngst forderte Lothar Rühl, 
Vordenker der deutschen Außenpolitik 
und ehemaliger Staatssekretär im Vertei-
digungsministerium, die westliche Sicher-
heitspolitik „muss das Einvernehmen mit 
den regionalen Machthabern, den Stam-
mesfürsten und Clanchefs, von denen 
einige auch Drogenbarone und Warlords 
sind, suchen.“ Frauenrechte durchzusetzen 
sei hingegen unrealistisch und der Versuch 
beschade die Aussichten auf einen erfolgrei-
chen Abschluss des Afghanistan-Einsatzes. 
Ähnlich äußerte sich auch Rolf Clement, 
Mitglied im Internationalen Institut für 
Strategische Studien (IISS) und des Beirats 
für Innere Führung beim Bundesministe-
rium der Verteidigung, bei seinen Überle-
gungen für eine Strategie für Afghanistan: 
„Da es in Afghanistan schon immer zu den 
praktizierten Traditionen gehörte, dass man 
dem folgt, der Geld, Waffen und/ oder 
Nahrung brachte“ müsse mit lokalen Füh-
rern gegen die Taliban paktiert werden.

Wachsender Widerstand und militäri-
sche Eskalation

Dies sind Anzeichen von Panik, denn 
die Situation droht immer weiter aus dem 
Ruder zu laufen. Nachdem die NATO-
Truppe ISAF seit dem Jahr 2006 auch in 
den umkämpften Teilen Süd- und Ostaf-
ghanistans operiert, hat eine dramatische 
Eskalation der Auseinandersetzungen statt-
gefunden. Die Zahl der Selbstmordatten-
tate stieg von 27 (2005) auf 139 (2006), 
Bombenanschläge nahmen von 783 (2005) 
auf 1677 (2006) zu und auch die direkten 
Angriffe auf die westlichen Truppen (mit 
leichten Waffen, Granaten etc.) haben sich 
von 1588 (2005) auf 4542 (2006) nahezu 
verdreifacht.

Die meisten Sicherheitsprobleme konzen-
trieren sich auf den Süden. Aber auch im 
Norden steigt die Unsicherheit. Der Wider-
stand gegen die Besatzer wächst – ebenso 
die Unterstützung für diesen Widerstand 
in der Bevölkerung. Der Grund dafür liegt 
in der zunehmenden Zahl der zivilen Toten 
und in der fehlenden Entwicklungsperspek-
tive aber auch in der Arroganz und Igno-
ranz der Besatzer. Diese zeigt sich bspw. 
auch durch die häufig vorkommenden und 
oft tödlich endenden Verkehrsunfälle, die 
durch die ausländischen Truppen verur-
sacht werden. Die Realität der Besatzung 
erweist sich als Grund für die wachsende 
Bereitschaft zahlreicher Afghanen, sich zur 

Not auch gewaltsam 
gegen die westlichen 
Truppen zur Wehr zu 
setzen. Mittlerweile 
sollen über 50 Pro-
zent der afghanischen 
Bevölkerung politisch 
motivierte Selbstmor-
dattentate gegen die 
Besatzer befürworten. 
Eine Reduzierung auf 
Taliban oder Al-Kaida 
ist in diesem Zusam-
menhang eine grobe 
Verkürzung, die der 
Realität eines breiten 
Widerstands nicht 
gerecht wird, wie 
Bernhard Gertz, Vorsitzender des Bundes-
wehverbands, verdeutlicht: „Wir haben uns 
getäuscht in der Resonanz unserer Bemü-
hungen. [Offenbar] ist die Annahme, die 
Masse der Bevölkerung stünde hinter Präsi-
dent Hamid Karsai und den Isaf-Truppen, 
nicht ganz zutreffend. Es sind nicht nur 
wenige entschlossene Terroristen, die uns 
bedrohen. Viele Afghanen stehen als Unter-
stützer zur Verfügung.“

Deutsche Kriegsinteressen
Als eine Aufgabe der Bundeswehr am Hin-

dukusch bezeichnet Lothar Rühl die „Siche-
rung der westlichen Investitionen in das 
neue Afghanistan“. Im Rahmen der Besat-
zung wurden Afghanistan hierfür umfang-
reiche „Wirtschaftsreformen“ diktiert. So 
wurde mit maßgeblicher deutscher Betei-
ligung ein „Investitionsschutzabkommen“ 
verabschiedet, das 100%igen Firmenbesitz 
von Ausländern, Schutz vor Enteignung, 
Steuerbefreiung in den ersten acht Jahren, 
Zollreduzierung und 100%igen Gewinn-
transfer ins Ausland vorsieht. So kann die 
Bundesagentur für Außenwirtschaft jubelnd 
vermelden: „Afghanistan kann als eine der 
offensten Volkswirtschaften überhaupt, 
auf jeden Fall aber als die offenste Volks-
wirtschaft der Region bezeichnet werden. 
Handelsbeschränkungen und Subventio-
nen sind praktisch nicht existent, und die 
afghanische Regierung zeigt sich sehr aufge-
schlossen für Investitionen im Land.“

Ein weiteres eher grundsätzliches Interesse 
besteht darin, durch militärisches Engage-
ment mehr Gewicht in den internationa-
len Beziehungen zu erlangen. Schon vor 
Langem gab CDU-Vordenker Karl Lamers 
die Devise aus, dass die „Teilnahme an inter-
nationalen Militäraktionen eine notwen-
dige Voraussetzung für deutschen Einfluss 
in der Weltpolitik“ sei. Diese Überlegung 
bestimmt seit Jahren die deutsche Kriegsbe-
teiligung wesentlich mit. Auch die Vertei-

digungspolitischen Richtlinien 1992 gaben 
an, die Fähigkeit zur „Einflußnahme auf die 
internationalen Institutionen und Prozesse 
im Sinne unserer Interessen [sei] gegründet 
auf unsere Wirtschaftskraft, unseren mili-
tärischen Beitrag.“ Auch für den Einsatz 
in Afghanistan scheint diese Überlegung 
- ungeachtet weiterer deutlich konkreterer 
Interessen - eine wichtige Rolle zu spie-
len. So beschwerte sich ein KSK-Soldat 
gegenüber dem Stern-Journalisten Uli 
Rauss angesichts der wachsenden Gefähr-
dung deutscher Soldaten in Afghanistan, 
die Bundesrepublik wolle einen ständigen 
Sitz im Weltsicherheitsrat, „und wir werden 
dafür verheizt.“

Ein wesentlich konkreteres Interesse, 
warum die deutsche Regierung ihre militäri-
sche Unterstützung des Krieges Ende diesen 
Jahres verlängern will, ist als die Bündnist-
reue bzw. der Kadavergehorsam gegenüber 
der NATO. Würde Deutschland schnell all 
seine Truppen aus Afghanistan abziehen, 
wäre der „Krieg gegen den Terror“ zum 
Scheitern verurteilt. Dies wiederum würde 
die NATO in ihrer gegenwärtigen Konzep-
tion, als weltweit agierendes Bündnis auch 
für künftige Angriffskriege, in Frage stellen. 
Den Erhalt dieser NATO sieht auch Lothar 
Rühl in seiner Suche nach „Deutsche[n] 
Sicherheitsinteressen in Afghanistan“ als 
zentrale Motivation des deutschen Engage-
ments an. Die NATO sei für Deutschland 
nicht in erster Linie als Verteidigungsbünd-
nis notwendig, nein, vor allem „[d]ie alli-
ierten Seestreitkräfte der NATO sind im 
deutschen Interesse unersetzlich“, denn: 
„Um die Energiesicherheit und die Sicher-
heit des Seeverkehrs mit Tankern wie der 
Überland-Leitungen durch krisengeschüt-
teltes Gebiet zu gewährleisten, bedarf es 
weiträumig mobiler und flexibler militäri-
scher Kapazitäten, die kriseninterventions-
fähig und koalitionsfähig sind. Besonders 
wichtig werden maritime Kapazitäten und 

ISAF-Einsatz in Afghanistan
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schnell bewegliche Flottenpräsenz im Mit-
telmeer, in der Arabischen See, im Persi-
schen Golf und im Indischen Ozean.“ Dies 
kann Deutschland nur im Verbund mit der 
NATO leisten.

Doch auch unmittelbar in Afghanistan 
wird der Zugang auch Deutschlands zu Roh-
stoffen gesichert. Das Land war lange Zeit 
als alternative Transitroute zum Abtransport 
der erheblichen kaukasischen und zentrala-
siatischen Energievorkommen vorgesehen, 
was aber durch die Taliban verhindert 
wurde. Obwohl das Pipeline-Projekt mitt-
lerweile aufgrund verschiedener Faktoren 
an Bedeutung verloren hat, gilt Afghani-
stan weiterhin nicht nur in US-Sicherheits-
kreisen als „das südliche Tor zu den riesigen 
Öl- und Gasvorkommen Turkmenistans, 
Kasachstans und Aserbaidschans; ebenso 
zum großen Goldproduzenten Usbekistan 
und zu Tadschikistan, wo die größten Sil-
bervorkommen lagern. Für diese Boden-
schätze gibt es nur drei Transportwege an 
die Weltmeere […] Aus Sicht westlicher 
Interessenten würde die Pakistan-Route zu 
einer besseren Risikoverteilung beitragen, 
doch dafür braucht man ein stabiles Afgha-
nistan“, wie Berndt-Georg Thamm, Mit-
glied der Clausewitz-Gesellschaft für das 
Magazin ‚Europäische Sicherheit‘ schreibt. 
Entlang der geplanten Pipelineroute Paki-
stan-Afghanistan-Turkmenistan gibt es seit 
Ostern massive Truppenverstärkungen der 
US-Truppen - in der Größenordnung von 
mehreren tausend zusätzlichen Soldaten 
und entsprechendem Ausbau und Neubau 
von Armeestützpunkten. Dies kann entwe-
der auf eine Wiederaufnahme des Pipeline 
Projektes deuten oder - wahrscheinlicher - 
auf ein Mobilisierung gegen den Iran, für 
die Afghanistan ein ideales Aufmarschge-
biet darstellt.

Afghanistan - Prototyp künftiger Krieg-
seinsätze

Afghanistan ist der Gradmesser, ob die 
NATO auch im 21. Jhd. in der Lage sein 
wird, als militärischer Arm der westlichen 
Interessenspolitik zu agieren. Es gehe dort 
„um die Glaubwürdigkeit der Nato“, so 
der britische Verteidigungsminister Des 
Browne. Am klarsten fasst Ronald Nau-
mann, US-Botschafter in Afghanistan, die 
Situation zusammen: „Die NATO ist die 
fundamentale Verpflichtung eingegangen, 
in Afghanistan zu gewinnen. Und entweder 
wird sie gewinnen, oder sie wird als Orga-
nisation scheitern.“

Um trotz der derzeitigen Eskalation den-
noch „siegreich“ aus dem Krieg hervor-
zugehen, kommt in Afghanistan erstmals 
das Konzept der „vernetzten Sicherheit“ 
zur Anwendung, das im Weißbuch der 

Bundeswehr vom 25.10.2006 als neues 
sicherheitspolitisches Leitbild propagiert 
wird: „Staatliches Handeln bei der Sicher-
heitsvorsorge wird künftig eine noch engere 
Integration politischer, militärischer, ent-
wicklungspolitischer wirtschaftlicher, 
humanitärer, polizeilicher und nachrichten-
dienstlicher Instrumente der Konfliktverhü-
tung und Krisenbewältigung voraussetzen.“ 
Damit werden zivile Instrumente der Logik 
militärischer Interessensdurchsetzung 
unterstellt und für die Durchführung eines 
Besatzungsregimes instrumentalisiert.

Zivil-militärische Zusammenarbeit
In Afghanistan operieren diese zivil-

militärischen Besatzungstruppen als so 
genannte „Regionale Wiederaufbauteams“, 
die, überspitzt formuliert, am gleichen Tag 
morgens Nahrungsmittel verteilen, mittags 
bombardieren und abends ein Krankenhaus 
aufbauen. Soldaten der Bundeswehr und 
anderer ausländischer Armeen benutzen in 
Afghanistan u.a. weiße Geländewagen, ein 
traditionelles Erkennungszeichen ausländi-
scher Hilfsorganisationen. Zivile Akteure 
verlieren damit ihre politische Neutralität, 
sie werden für die afghanische Bevölkerung 
zu einem integralen Bestandteil der Besat-
zung und damit zu Gegnern - vermehrt 
fallen Mitarbeiter humanitärer Organisatio-
nen Anschlägen zum Opfer. Medienberich-
ten zufolge kamen allein 2006 insgesamt 26 
Mitarbeiter ziviler Hilfsorganisationen ums 
Leben. Jüngst wurden zwei afghanische 
Minenräumer der lokalen NGO MDC 
(Mine Detection and Dog Center) entführt 
und kurz darauf ermordet. Deren deutsche 
Partnerorganisation „medico international“ 
sieht die Verantwortung hierfür eindeutig 
in der zunehmenden Vereinnahmung ziviler 
Akteure für militärische Ziele: „Für MDC 
wird es immer schwieriger, die Arbeit des 
Minenräumens fortzuführen. Dies gilt im 
Besonderen, weil es im Rahmen des inter-
nationalen Militäreinsatzes in Afghanistan 
zu einer zunehmenden Aufweichung der 
Grenze zwischen zivilen Hilfsaufgaben und 
militärischen Einsätzen kommt. Helfer 
und ausländische Soldaten verschmelzen 
in der Wahrnehmung der Bevölkerung und 
machen unsere Projektpartner verstärkt zur 
Zielscheibe.“

Lackmustest Afghanistan
Trotz der katastrophalen Lage wird 

krampfhaft am Afghanistan-Einsatz 
festgehalten. Ein Scheitern ist deshalb 
undenkbar, weil dann jegliche weitere 
Kriegsmission künftig in Frage stünde. 
Deshalb gab Angela Merkel an, „dass die 
Stabilisierung Afghanistans derzeit eine der 
größten Herausforderungen für die NATO 
und ihre Mitgliedstaaten ist. Sie ist gleich-

sam so etwas wie ein Lackmustest für ein 
erfolgreiches Krisenmanagement und für 
eine handlungsfähige NATO.“

Statt den sofortigen Abzug einzuleiten, 
geht man in der NATO dazu über, die 
Kapazitäten zur Durchführung zivil-militä-
rischer Besatzungen zu verbessern. Hierfür 
wurde im September 2006 ein Zivil-Mili-
tärisches Zentrum in Budel (Niederlande) 
eingerichtet. Das Gesamtkonzept soll noch 
im Jahr 2007 präzisiert und auf eine dauer-
hafte Grundlage gestellt werden.

Tornado-Urteil: endgültiger Abschied 
vom Grundgesetz

In Deutschland machte das Bundesver-
fassungsgericht in seinem schockieren-
den Urteil vom Juli 2007 endgültig den 
Weg für eine deutsche Beteiligung an der 
Umstrukturierung der NATO zu einer glo-
balen Kriegs- und Besatzungstruppe frei. 
„Bei einem Angriff muss die Verteidigung 
nicht an der Bündnisgrenze enden, sondern 
kann auf dem Territorium des Angreifers 
stattfinden, wobei auch dessen langfristige 
und stabile Pazifizierung der Sicherung 
eines dauerhaften Friedens des Bündnisses 
dient. [...] Krisenreaktionseinsätze können 
auch unabhängig von einem äußeren 
Angriff oder ergänzend zur dauerhaften 
Befriedung eines Angreifers dem Zweck 
des NATO-Vertrags entsprechen.“ Die 
NATO wird von den Verfassungsrichtern 
also immer noch als reines Verteidigungs-
bündnis gesehen, deshalb seien auch Aus-
landseinsätze der Bundeswehr in diesem 
Rahmen verfassungsgemäß. Entsprechend 
dem Grundgesetz dient die Bundeswehr 
nur der Verteidigung. Somit folgt das 
BVerfG implizit der Aussage Strucks, dass 
Deutschlands Sicherheit am Hindukusch 
verteidigt wird, obwohl sich nach Aussage 
des deutschen und auch des bayrischen 
Innenministeriums sowie Einschätzungen 
aus Geheimdienstkreisen die Terrorgefahr 
in Deutschland durch das Engagement der 
Bundeswehr in Afghanistan erhöht hat. Ein 
kritischer Kommentar in der Süddeutschen 
Zeitung brachte die Essenz des Urteils fol-
gendermaßen auf den Punkt: „Das floskel-
hafte Urteil sagt nämlich in Kürze folgendes: 
Solange die Nato nur behauptet, dass ihre 
Aktionen friedenssichernd sind, sind sie es 
auch und stehen daher auf dem Boden des 
Nato-Vertrages von 1955.“ Nachdem nun 
höchstrichterlich das orwellsche Neusprech 
der Marke „Krieg ist Frieden“ bestätigt und 
so der - eigentlich - unmissverständliche 
reine Verteidigungsauftrag des Grundgeset-
zes bis zur Unkenntlichkeit entstellt wurde, 
ist es umso notwendiger, Widerstand gegen 
die herrschende Kriegspolitik auf der Straße 
auszuüben. 
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Planet der Slums
Während verschiedene Indikatoren zum 

Zustand der Welt, etwa der Human Deve-
lopment Index ein verhalten optimistisches 
Bild hinsichtlich globaler Armut und der 
durchschnittlichen Lebenserwartung ver-
mitteln und damit die Milleniumsziele der 
UN zumindest erreichbar scheinen lassen, 
zeichnet der US-amerikanische Soziologe 
Mike Davis in seinem kürzlich auch auf 
deutsch erschienenem Buch „Planet der 
Slums“ ein gänzlich anderes Bild: Ausge-
hend von der Feststellung, dass erstmals in 
der Geschichte mehr Menschen in Städten 
als auf dem Land leben, beschreibt er die 
beschleunigende Urbanisierung rund um 
die Welt als zumindest unter den Bedin-
gungen des globalen Kapitalismus unum-
kehrbaren Prozess, der zu einer massiven 
Zunahme von Slums und der mit ihnen ver-
bundenen Lebensweisen führt. Anders als 
bei den zuvor genannten Indikatoren tritt 
hier Armut als nachvollziehbares Gesamt-
phänomen zu Tage, mitsamt der rechtlichen 
Unsicherheit, sozialen Perspektivlosigkeit, 
dem ausschließendem Einschluss und letzt-
endlich der Kriminalisierung. Und anders 
als beim Bild des hungerbäuchigen afrika-
nischen Kindes, versorgt von UNHCR und 
World Food Program, wird hier auch das 
Konfliktpotential der globalen Verarmung 
deutlich. Ein Konfliktpotential, das von 
den strategischen Kommandohügeln schon 
lange identifiziert wird, wie Davis anhand 
von Zitaten wie diesem aus der Zeitschrift 
des US-Army War College verdeutlicht: 
„Die Zukunft der Kriegsführung liegt in den 
Straßen, Abwasserkanälen, Hochhäusern 
und dem Häusermeer, aus denen die zer-
störten Städte der Welt bestehen … Unsere 
jüngste Militärgeschichte ist gespickt mit 
Städtenamen wie Tuzla, Mogadischu, Los 
Angeles, Beirut, Panama City, Hué, Saigon, 
Santo Domingo - aber diese Zusammen-
stöße sind nur der Prolog des eigentlichen 
Dramas, das uns noch bevorsteht.“1

Los Angeles hat sich nicht zufällig in diese 
Reihe von Städten, die überwiegend in der so 
genannten Dritten Welt liegen, eingereiht. 
Denn Armut und wachsende Ungleich-
heit werden auch in den Metropolen des 
Westens als zunehmende Bedrohung einge-
schätzt. So heißt es bereits Ende der 1990er 

Jahre im Zukunftsbericht der Freistaaten-
kommission Bayern/Sachsen hinsichtlich 
der mit den Hartz-Reformen später reali-
sierten „defensiven Niedriglohnstrategie“: 
„Diese insgesamt positiven Wirkungen 
gehen jedoch einher mit wachsender mate-
rieller und immaterieller Ungleichheit. 
Wird das durch die Sozialhilfe definierte 
Existenzminimum spürbar gesenkt, ver-
ändern sich die Erscheinungsformen von 
Armut. In den Städten können Armenvier-
tel entstehen, der Gesundheitszustand und 
die Lebenserwartung von Bevölkerungs-
gruppen können sinken, die Kriminalität 
kann steigen.“2 Die Bundesakademie für 
Sicherheitspolitik führt diesen Gedanken 
zu Ende: „Krasse Armutsunterschiede oder 
rasche Veränderungen in der Armutsstruk-
tur, wie beispielsweise die Verarmung der 
Mittelschichten oder auch nur deren Angst 
davor, können unter bestimmten Umstän-
den in Radikalisierung, Militanz und 
Bereitschaft zur Anwendung terroristischer 
Mittel umschlagen.“3

Der globale Bürgerkrieg
Die vorwiegende Aufgabe der Streit-

kräfte weltweit während der Blockkon-
frontation, die Armeen des feindlichen 
Blocks oder Staates abzuwehren und die 
eigenen territorialen Grenzen zu verteidi-
gen, endete mit dieser globalen Mächte-
konstellation. Seit dem wurde mit einer 
Reihe neuer Sicherheitsbegriffe versucht, 
den Armeen neue Aufgaben zuzuweisen. 
Die militärische Vereinnahmung des an 
sich entwicklungspolitischen Begriffs der 
„Menschlichen Sicherheit“ beinhaltet die 
Vorstellung, dass Soldaten weltweit Frauen 
vor Diskriminierung und Minderheiten 
vor Übergriffen schützen sollten. Solche 
Peacekeeping-Einsätze münden letztlich in 
den Versuch, „Staaten [zu] bauen“,4 indem 
unter militärischer Kontrolle und Anlei-
tung internationaler Truppen ein neuer 
Sicherheitssektor (Polizei, Grenzschutz, 
Geheimdienst, Militär, Justiz und Gefäng-
niswesen) aufgebaut wird, während gleich-
zeitig internationale NGOs - eng mit der 
militärischen Besatzung verknüpft und auf 
deren Schutz angewiesen - die Achtung von 
Menschenrechten garantieren und demo-
kratische Partizipation ermöglichen sollen. 

Diese Strategien fanden ihre Erprobung in 
zerfallenden Staaten, wo also das repres-
sive Gewaltmonopol des Staates und die 
integrierende Wirkung einer sozialen Min-
destabsicherung sich in Milizen, Banden 
und Clans auflösten. Doch der Aufgaben-
bereich der Militärs wurde noch weiter ent-
grenzt und wurde auch auf Probleme wie 
organisierte Kriminalität, Seuchen, Armut 
und Flucht ausgerichtet. In Regionen wie 
der Demokratischen Republik Congo 
(DRC) stellen UN-Truppen quasi die not-
wendige landesweite Infrastruktur für die 
Anwesenheit ausländischer Firmen, huma-
nitärer Organisationen etc. 

Die Tatsache, dass es zunehmend gesell-
schaftliche und polizeiliche Aufgaben sind, 
welche die Soldaten nun auch im Inland 
wahrnehmen, bezeichnet Stephan Böcken-
förde von der Akademie für Information 
und Kommunikation der Bundeswehr in 
der Zeitschrift „Europäische Sicherheit“ 
als „Paradigmenwechsel von Verteidigung 
zum Schutz“.5 Dabei handelt es sich um 
eine dreifache Entgrenzung des Sicherheits-
begriffs: Im Gegensatz zur Verteidigung 
findet der Schutz nicht an der Grenze statt 
sondern etwa als Schutz der Energieversor-
gung weit jenseits und als Schutz kritischer 
Infrastrukturen feingliedrig auch innerhalb 
der Grenzen (räumliche Entgrenzung). Im 
Gegensatz zur Verteidigung benötigt der 
Schutz keinen aktivierenden Angriff, son-
dern findet im Vorfeld präventiv in Form 
von Risikomanagement statt (zeitliche 
Entgrenzung). Im Gegensatz zur Vertei-
digung ist der Schutz nicht auf ein mili-
tärisches Gegenüber beschränkt, sondern 
umfasst ebenso terroristische, biologische, 
klimatische und auch - betrachtet man 
beispielsweise „Integrationspolitik“ als 
Terrorismusprävention - kulturelle Gefah-
ren (funktionale Entgrenzung). Dies wird 
im Weißbuch der Bundeswehr unter dem 
Schlagwort der „vernetzten Sicherheit“ 
eben so formuliert: „Nicht in erster Linie 
militärische, sondern gesellschaftliche, 
ökonomische, ökologische und kulturelle 
Bedingungen … bestimmen die künftige 
sicherheitspolitische Entwicklung“.6 Im 
Begriff der vernetzten Sicherheit bzw. dem 
Paradigmenwechsel von der Verteidigung 
zum Schutz erkennen wir eine Ursache für 
die Auflösungserscheinungen herkömm-
licher Kategorien wie Krieg und Frieden, 
Kombattant und Zivilist, Innere und 
äußere Sicherheit, Peacekeeping und Kata-
strophenschutz. In ihnen erkennen wir den 
Schlüssel zum globalen Bürgerkrieg.

Weltweite Verlegbarkeit
Wie sehen nun die konkreten Strategien 

westlicher Streitkräfte für den globalen 

Rüsten für den globalen 
Bürgerkrieg
von Christoph Marischka
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Bürgerkrieg aus? Eine wichtige Rolle spiele 
die „Interdiktion“, so Böckenförde, „also 
die Kontrolle und das Unterbrechen von 
Personen- und Güterverkehr“.7 Dies soll 
einerseits die Verfügungsgewalt potentiel-
ler Gegner über Waffen und waffenfähiges 
Material einschränken, wie der UNIFIL-
Einsatz im Libanon, andererseits den siche-
ren Transport sowohl von Rohstoffen als 
auch Exportprodukten gewährleisten und 
damit das wirtschaftliche Rückgrat der 
Ersten Welt stärken, was durch eine dauer-
hafte Präsenz der Marine an wichtigen Pas-
sagen der Weltmeere realisiert werden soll.8

Zwei weitere Anforderungen für ein glo-
bales Engagement, insbesondere zur so 
genannten schnellen Krisenintervention 
seien hier nur kurz erwähnt. Einerseits muss 
die schnelle Verlegbarkeit von Truppen und 
wegen ihres zunehmend robusten Manda-
tes auch schwereren Waffensystemen wie 
Panzern oder Hubschrauber gewährleistet 
sein. Hierfür dient im europäischen Kon-
text die Anschaffung von insgesamt 180 
militärischen Großraumtransportern vom 
Typ Airbus A400M durch Staaten der EU 
und die Türkei. Als Übergangslösung hält 
die Ruslan Salis GMBH auf dem Flughafen 
Halle/Leipzig ständig zwei Antonow An-124 
bereit und stellt sie bei Bedarf vier weitere 
Maschinen diesen Typs den NATO- und 
EU-Mitgliedsstaaten zur Verfügung.9 Die 
Verlegbarkeit spielt aus denselben Gründen 
eine zunehmende Rolle bei der Entwicklung 
und Beschaffung von anderen Waffensyste-
men etwa zur bodengestützten Luftabwehr, 

deren neue Varianten in die Transportma-
schinen passen müssen. Doch auch die Sol-
daten im Einsatzgebiet müssen schnell an 
verschiedene Einsatzorte kommen, da der 
Feind oft unter der lokalen Bevölkerung 
nicht lokalisierbar ist oder gegen sponta-
nen Aufruhr vorgegangen werden muss. 
Deshalb wird seit 1990 unter der Ägide 
der NATO der NH90 entwickelt, von dem 
mittlerweile durch 14 Staaten (vorwiegend 
EU- und NATO-Mitglieder) über 400 
Stück bestellt wurden. Insbesondere seine 
Ausführung als Taktischer Transporthub-
schrauber (TTH) mit Platz für 20 voll aus-
gerüstete Soldaten wird stark nachgefragt, 
von ihnen haben alleine Deutschland 122, 
Spanien 90 und Italien 70 Stück angefor-
dert. Eine weitere Konsequenz des Szenarios 
kurzfristiger und weit entfernter Krisenein-
sätze ist die zunehmende Entwicklung von 
gepanzerten Containersystemen, aus denen 
modular Lager aufgebaut werden können 
oder auch ganze Sanitätsstationen kurzfri-
stig von Hubschraubern oder gepanzerten 
LKWs abgesetzt werden können. Container 
zum Transport von Truppen durch feind-
liches Gelände werden gegenwärtig auch 
von EADS in Zusammenarbeit mit Krauss 
Maffei Wegmann für die Bundeswehr ent-
wickelt (MUCONPERS).

Als weitere Notwendigkeit wird die Fähig-
keit zur globalen geografischen Abbildung 
und der streitkräftegemeinsamen Kommu-
nikation durch Satelliten gesehen, weshalb 
es auch in diesem Bereich gegenwärtig zahl-
reiche Rüstungsvorhaben gibt.

Näher am Feind
Diese Rüstungsprojekte bilden zwar einen 

zunehmenden Wunsch zur globalen Inter-
vention ab, sind aber auch im Staatenkrieg, 
also der Konfrontation zweier Armeen, logi-
sche Fortentwicklungen. Im Folgenden soll 
es um die neuen Strategien gehen, mit denen 
auf so genannte asymmetrische Bedrohun-
gen reagiert wird. Asymmetrische Kriegs-
führung sollte dabei auch als Reaktion auf 
die militärische Übermacht gesehen werden, 
mit der wahlweise die neue Weltordnung 
oder auch Demokratie, Menschenrechte 
und Freihandel durchgesetzt werden. Ange-
sichts dieser Übermacht treten die Feinde 
der Interventionen nicht als offen unifor-
mierte und agierende Kampfverbände auf 
sondern greifen sie zu Mitteln der Guerilla-
kriegführung wie Sabotagen, Hinterhalten, 
Anschlägen sowie zum Terror gegenüber 
unbeteiligten Dritten. Die Strategien, mit 
denen sie bekämpft werden, sind aller-
dings dieselben, mit denen gegen spontan 
gebildete Widerstandsmilizen, Aufstände 
oder auch Demonstrationen vorgegangen 
wird. Zu einem Großteil sind sie sogar den 
Erfahrungen in UN-Peacekeepingeinsätzen 
entnommen. Das 282 Seiten starke Army 
Field Manual 3/24 vom Dezember 2006, 
mit dem bezeichnenden Titel „Aufstands-
bekämpfung“ ganz offensichtlich als Anlei-
tung für US-amerikanische Truppen in 
Irak und Afghanistan verfasst, übernimmt 
teilweise sogar die Rhetorik der UN. Min-
destens so wichtig, wie unverbesserliche 
Terroristen auszuschalten sei es, öffentli-
che Sicherheit und Ordnung herzustellen 
und Rechtsstaatlichkeit durchzusetzen. 
Hierfür dürften sich die Soldaten nicht in 
ihren Kasernen verschanzen und nur durch 
Gewaltoperationen in Erscheinung treten, 
sondern müssten Präsenz zeigen. Um mit 
der Bevölkerung in Kontakt zu treten, solle 
auf intensive Panzerung verzichtet und so 
manches Risiko eingegangen werden. Ent-
scheidend sei außerdem die Integration 
ziviler und militärischer Maßnahmen der 
Aufstandsbekämpfung sowie Nachrichten-
gewinnung und strategische Kommunika-
tion.10 Die Bekämpfung asymmetrischer 
Bedrohungen setzt also selbst im Irak auf 
eine zunehmende Nähe zu den ZivilistIn-
nen bei der Übernahme von Polizeiaufga-
ben.

Die gleichen Lehren wie im umkämpften 
Irak wurden bereits wenige Wochen nach 
Beginn des Einsatzes von UN-Truppen 
unter brasilianischem Kommando in Haiti 
gezogen. In den Armenvierteln der Haupt-
stadt, deren Bewohner dem früheren Prä-
sidenten Aristide anhängen, wurden unter 
militärischem Schutz der UN-Mission 
MINUSTAH Polizeistationen (wieder-

Razzia der MINUSTAH gegen Gangs im Armenviertel Cité Soleil der Hauptstadt Port-au-
Prince im Februar 2007.
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)eröffnet und intensiv patrouilliert, dabei 
auch die Straßen von Barrikaden befreit 
und Medikamente an die Bevölkerung ver-
teilt.11 Wie in allen aktuellen UN-Mandaten 
haben die internationalen Soldaten v.a. den 
Auftrag, für sich und andere Sicherheits-
kräfte „die Bewegungsfreiheit [zu] sichern“. 
Als Paradigma für die Anwendung militäri-
scher Mittel hat sich mittlerweile die Flos-
kel durchgesetzt, „Gewalt an[zu]wenden, 
um Gewalt zu verhindern“.

Soziale Kontrolle
Haiti ist ein hervorragendes Beispiel, 

wie das internationale Militär zur sozi-
alen Kontrolle12 insbesondere der armen 
Bevölkerungsteile in den entsprechenden 
Stadtvierteln benutzt wird, insbesondere 
deshalb, weil Soldaten mit UN-Mandat 
entsandt wurden, ohne dass es zuvor 
einen ernsthaften militärischen Konflikt 
und mehrere bewaffnete Parteien gegeben 
hätte, die getrennt werden müssten. Rama 
Mani vom Genfer Zentrum für Sicher-
heitspolitik kritisiert mit Hinweis hierauf, 
dass die mittlerweile 7.065 Soldaten der 
MINUSTAH durch zu wenige internatio-
nale Polizisten (gegenwärtig 1.760) ergänzt 
seien. Soldaten seien nicht für Situationen 
ausgebildet und ausgerüstet, in denen über-
wiegend „Gangs“, Gewaltverbrechen und 
illegaler Handel mit Drogen und Waffen 
„bekämpft“ werden sollen. Darüber hinaus 
berichtet sie, dass Soldaten sich mit ihrer 
sperrigen Ausrüstung in den engen Gassen 
der Slums kaum bewegen könnten.13

Die internationalen Sicherheitskräfte 
arbeiten in erster Linie der lokalen Polizei 
HNP zu, die aber von der Bevölkerung 
selbst für einen Großteil der Verbrechen 
und Menschenrechtsverletzungen ver-
antwortlich gemacht wird14 und selektiv 
gegen die Anhänger der alten Regierung 
und jetzigen Opposition vorgeht. So nahm 
sie im Vorfeld der Wahlen von 2006 den 
einzigen Kandidaten, der tatsächlich von 
Fanmi Lavalas (der Bewegung Aristides) 
unterstützt wurde, Gérard Jean-Juste, fest 
und lancierte Anzeigen gegen ihn, sodass 
er von der Wahl ausgeschlossen wurde. 
Der ehemalige Innenminister, Jocelerme 
Privert, befand sich von Mai 2004 bis Juni 
2006 ebenfalls in Haft - Monate lang ohne 
offizielle Anklage.15 Zwischenzeitlich wurde 
er von einer bewaffneten Gruppe befreit, 
kehrte aber freiwillig zurück. Die HNP 
lancierte überdies im Oktober 2004 das 
Gerücht, die Opposition hätte eine ‚Ope-
ration Baghdad‘ angekündigt, bei der mit 
Terror gegen die internationalen Truppen 
vorgegangen werden solle. Tatsächlich hat 
sich die Lage und auch die Opposition in 
Haiti durch die Präsenz internationaler 

Truppen militarisiert. Regelmäßig führen 
diese zusammen mit der HNP Razzien in 
den Slums durch, eine solche am 6. Juli 
2005 im Stadtteil Cité Soleil mündete in 
ein siebenstündiges Feuergefecht, bei dem 
die UN-Truppen mit Hubschrauberun-
terstützung 20.000 Schuss Munition ver-
braucht haben sollen.16 Häufiger gehen die 
Razzien allerdings mit solchen Meldungen 
zu Ende: „insgesamt wurden 41 Verdächtige 
festgenommen und sechs Waffen beschlag-
nahmt“ oder „96 Verdächtige, darunter vier 
bekannte Mitglieder einer Gang, wurden 
verhaftet und in den Gewahrsam der HNP 
übergeben“.17

Polizeisoldaten
Rama Mani sieht den Grund für die 

geringe Zahl internationaler Polizisten, die 
nach Haiti entsandt wurden, darin, dass es 
insgesamt wenige Polizeibeamte gäbe, die 
für Auslandseinsätze bereitstehen und aus-
gebildet wären. Auch wenn dies nicht der 
unmittelbare Grund hierfür ist, da auch 
das letzte UN-Mandat vom August 2006 
lediglich 1.951 Polizeibeamte vorsieht, 
verweist dies auf eine Lücke, die gegenwär-
tig geschlossen wird: In den meisten Län-
dern besteht keine gesetzliche Grundlage 
für die Entsendung von Polizeibeamten. 
In Deutschland beispielsweise muss noch 
jeder Beamte seiner Auslandsverwendung 
zustimmen, das Innenministerium arbei-
tet allerdings schon seit Jahren an einer 
Gesetzesinitiative, welche dies zumindest 
für Beamte der Bundespolizei ändern soll, 
damit zukünftig ganze Einheiten, gemein-
sam hierfür trainiert, zu Auslandseinsätzen 
verpflichtet werden können. Eine Alter-
native hierzu bieten Gendarmerieeinhei-
ten wie die Carabinieri, die sowohl dem 
Innen- als auch dem Verteidigungsmini-
sterium unterstehen und sowohl unter 
zivilem Kommando als Polizisten als auch 
unter militärischem als Soldaten eingesetzt 
werden können. Dieses Konzept erweist 
sich als wahrer Exportschlager, so beraten 
und begleiten Carabinieris unter militä-
rischem Kommando (EUFOR BiH) den 
Aufbau einer neuen Polizei in Bosnien-
Herzegowina und bilden am so genannten 
Center of Excellence for Stability Police Units 
(COESPU) im italienischen Vincenza auf 
Initiative der G8-Staaten Polizeibeamte u.a. 
aus Kamerun, Indien, Jordanien, Kenia und 
Senegal in Aufstandsbekämpfung und für 
Auslandseinsätze aus.18 In derselben Stadt 
befindet sich auch das Hauptquartier der 
European Gendarmerie Force (EGF). Diese 
besteht aus Abteilungen der französischen, 
italienischen, niederländischen, portugiesi-
schen und spanischen Gendarmerie-Trup-
pen19 seit März 2007 in Partnerschaft mit 

den Zandarmeria Wojskowa, der polni-
schen Militärpolizei.20 Die EGF hat explizit 
einen militärischen Status, soll aber auch die 
Fähigkeiten der Polizei besitzen. Konzipiert 
ist sie nach eigenen Angaben v.a. für Kri-
seneinsätze im Rahmen der EU aber auch 
außerhalb und kann hierfür auch unter das 
Kommando der UN, der NATO oder der 
OSZE gestellt werden. Auch Auslandsein-
sätze unter ad hoc Koalitionen werden von 
der EGF antizipiert. Die 800 in Vincenza 
stationierten Kräfte mitsamt Einsatzhaupt-
quartier sollen hierfür innerhalb von 30 
Tagen einsatzbereit sein und aufgrund 
ihres gemeinsamen Trainings und militäri-
schen Kommandos effektiv die „öffentliche 
Sicherheit und Ordnung“ wiederherstellen. 
Bereits auf dem EU-Gipfel im Juni 2000 
bei Santa Maria da Feira erklärten die Mit-
gliedsstaaten der EU das Ziel - analog zum 
militärischen Headline Goal 2010 - bis 2003 
insgesamt 5.000 Polizeibeamte zur Aus-
landsverwendung bereitzustellen (im Mai 
2004 wurde dieses Ziel auf 5671 erhöht)21, 
davon sollen 1.000 (nun 1.400) innerhalb 
von 30 Tagen einsatzfähig sein.22 Erfahrun-
gen im „zivilen“ Auslandseinsatz unter dem 
Dach der ESVP konnten EU-Polizeibeamte 
bislang und in dieser zeitlichen Reihen-
folge in Bosnien-Herzegowina (max. 464), 
Mazedonien (140), der Demokratischen 
Republik Congo (30), Sudan (16), Israel/
Palästina (170), Moldawien (70) und Palä-
stina (33) sammeln. Deutsche Polizisten 
waren und sind anderweitig noch in Alba-
nien, Kroatien, Afghanistan und Kosovo 
tätig, im Letzteren nicht nur beratend 
sondern auch mit exekutiven Befugnissen 
ausgestattet. Bei den meisten der genann-
ten Einsätzen ging es jedoch überwiegend 
um Ausbildung und Überwachung beim 
Aufbau lokaler Sicherheitsstrukturen.

Stattdessen ist die Kontrolle von Demon-
strationen und Niederschlagung von Auf-
ständen als Crowd and Riot Control (CRC) 
im Ausland noch vornehmlich Aufgabe des 
Militärs bzw. unter militärischem Mandat 
eingesetzter Polizisten. Als besonderes Test-
feld erweist sich hier der Balkan, insbeson-
dere im Kosovo scheinen CRC-Übungen 
nahezu wöchentlich stattzufinden.23 Die 
Übungsszenarien lauten dabei beispiels-
weise wie folgt: „Eine Gruppe von Demon-
stranten hat sich von einer genehmigten 
Demonstration in der Altstadt abgesetzt 
und bewegt sich in Richtung Erzengelklo-
ster im Bistricatal. Zum Schutz der Mönche 
und des Klosters befiehlt die 4. Kompanie 
des Einsatzbataillons Prizren zusätzliche 
Sicherungsmaßnahmen. Dazu verstärkt sie 
die Reserve, den Charlie-Zug, luftbeweg-
lich als CRC-Zug die Sicherung am Kloster 
[…] Minuten später landen die drei Hub-
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schrauber auf relativ kleinem Raum und 
setzen die Verstärkungskräfte ab. Unverzüg-
lich beziehen sie ihre im Voraus erkundeten 
Stellungen womit auch das Ende der Übung 
angezeigt ist.“24 Die Übungen sind u.a. 
notwendig, um den Umgang mit für Sol-
daten eher untypischen Einsatzmitteln wie 
Schildern (gegen Steinwürfe) zu trainieren. 
Die Schilder müssen beim Besteigen des 
Hubschraubers in einer bestimmten Weise 
getragen werden, damit sich der Luftzug 
der Rotoren nicht in ihnen verfängt. Das 
Foto der Woche in der Aprilausgabe der 
Zeitschrift „Y - das Magazin der Bundes-
wehr“ zeigt junge Männer in Armeehosen, 
die vor einem Panzer und deutschen Feld-
jägern wegstürmen, im Hintergrund ein 
Hubschrauber, folgender Text erläutert die 
Szene: „Das Operational Reserve Batallion 
trainiert seine Fähigkeiten im Kosovo bei 
der Übung ‚Balkan Hawk‘ und bekommt 
von den Amerikanern Unterstützung aus 
der Luft. Sie versuchen die Demo mit Hilfe 
eines Apache-Hubschraubers aufzulösen.“ 
Die Uniformen der Feldjäger tragen dabei 
keine Tarnflecken sondern sind in einheitli-
chem grün gehalten so wie (früher) die der 
deutschen Bereitschaftspolizei (denen sie 
verdächtig ähneln). Außerdem tragen sie 
offensichtlich Schienbeinschoner. 

Die Feldjäger erfahren gegenwärtig wegen 
ihrer polizeiähnlichen Ausbildung eine Auf-
wertung in der Bundeswehr, sowohl bei der 
Ausbildung anderer Truppenteile in CRC 
als auch durch ihre vielseitige Anwend-
barkeit im Ausland. Im Kosovo reicht ihr 
Aufgabenspektrum vom militärischen Ver-
kehrsdienst, über Ordnungsdienst, Hil-
feleistungen, Raum- und Objektschutz, 
Begleitung von Konvois, Überwachung 
der Einhaltung der Luftsicherheitsbestim-
mungen bis hin zum Personenschutz. Sie 

verfügen über Körper-
schutz wie die Polizei, 
Rammböcke, Alko-
holtester, Geschwin-
d i g k e i t s m e s s e r , 
Rauschgift- und 
Sprengstoffspürhunde 
aber auch Waffen mit 
Laserzielgeräten. Ein 
Element der Feldjä-
gereinsatzkompanie 
in Prizren ist die vom 
BKA ausgebildete 
„Ermittlergruppe“, 
die „…Aufgaben wie 
die Kriminalpolizei 
wahr[nimmt]“.25

Three Block War
Weder Ermitt-

lungen noch CRC-
Einsätze mussten die EU-Soldaten beim 
EUFOR-Einsatz in Kinshasa (EUFOR 
DRC) wahrnehmen, obwohl Letzteres ein 
durchaus realistisches Szenario darstellte. 
Die zunächst intensiv durchgeführten 
Patrouillen auch in den ärmeren Vierteln 
der congolesischen Hauptstadt wurden 
nach offenen Anfeindungen und vereinzel-
ten Steinwürfen auf die Militärfahrzeuge 
deutlich reduziert. Offizielles Ziel der 
Mission war es, in Kinshasa während der 
Wahlen im Sommer 2006 für ein „sicheres 
Umfeld“ zu sorgen. Bei den aussichtsreich-
sten Kandidaten Kabila und Bemba han-
delte es sich um (ehemalige) Warlords, die 
über eigene Truppen verfügten. Eine Aus-
einandersetzung unter diesen zu verhindern 
oder zu beenden war die wahrscheinlichste 
Aufgabe und nur einmal rückten die Solda-
ten tatsächlich zum Kampfeinsatz aus, als 
Kabilas Truppen Bembas Residenz beschos-
sen, in der sich gerade mehrere Botschafter 
aufhielten. Der letztendlich unterlegene 
und mittlerweile im portugiesischen Exil 
lebende Bemba wusste jedoch einen Groß-
teil der Bevölkerung Kinshasas und insbe-
sondere die Armenviertel hinter sich. Die 
Angehörigen seiner Miliz sind teilweise in 
diesen verwurzelt und flohen nach späteren 
Gefechten auch in diese. Zudem veranstal-
ten Jugendgruppen in den Slums im Kon-
text politische Entscheidungen öffentliche 
Wehrsportübungen als Drohgebärden.26 
Demonstrationen auf dem Boulevard 
du 30. Juin, der das am Wasser gelegene 
Banken- und Diplomatenviertel Gombe 
vom Rest der Stadt trennt (bzw. mit diesem 
verbindet), verlaufen manchmal gewalt-
tätig. Hier begannen auch die Ausschrei-
tungen gegen die UN-Truppe MONUC 
im Juni 2004, bei denen 15 Fahrzeuge der 
UN demoliert und etwa 100 Wohnungen 

von UN-Mitarbeitern geplündert wurden. 
Im Verlauf der Proteste wurden mindestens 
drei Menschen von UN-Soldaten erschos-
sen.27 Ähnliche Ausschreitungen - wenn 
auch weniger intensiv - gab es gegen die 
Büros allerlei internationaler Organisatio-
nen und Banken, nachdem Kabilas Trup-
pen die Miliz Bembas Ende März 2007 
vernichtend geschlagen und aus der Stadt 
gejagt hatten. Die Unordnung des Gefechts 
in Gombe wurde von vielen Zivilisten zum 
Anlass für Plünderungen genommen. 

Noch während die EU-Truppen anwe-
send waren, kam es zu einer Situation, die 
ähnlich hätte verlaufen können: Während 
Bembas Einsprüche gegen die Wahl am 
21.11.2006 vor dem Obersten Gerichts-
hof verhandelt (und schließlich abgelehnt) 
wurden, sprach seine Anwältin draußen zu 
seinen Anhängern. Daraufhin kam es zu 
Brandstiftungen und Auseinandersetzun-
gen mit der Polizei vor dem Gerichtsge-
bäude, bei denen nach Angaben der Polizei 
auch vonseiten einiger bewaffneter Unter-
stützer Bembas geschossen worden sein 
soll. Die Soldaten der EU griffen seinerzeit 
nicht ein, da sich die Polizei schnell zurück-
zog und sich die Lage daraufhin beruhigte. 
(Die in England lebende Anwältin wurde 
später festgenommen und mit unter Folter 
gemachten Aussagen der Anzettelung eines 
Aufstandes angezeigt.)28 Solche Situatio-
nen einer „schnelle[n] Abfolge oder sogar 
zeitliche[n] und räumliche[n] Parallelität 
unterschiedlicher Einsatzintensitäten, Kon-
fliktlinien inklusive plötzlicher Eskalation 
und Deeskalation im Wechsel“29 werden 
von westlichen Streitkräften als Three Block 
War bezeichnet und intensiv geübt, da sie 
als besonders realistisch und anspruchsvoll 
gelten. Medienstabsoffizier Olaf Kuske 
erläutert auf der Homepage des Heeres das 
Szenario einer solchen Übung, die an der 
Infanterieschule Hammelburg durchge-
führt wird:

„Eine Hilfsorganisation verteilt Lebens-
mittel an die Bevölkerung, geschützt durch 
eine Patrouille deutscher Infanteristen. Ein 
ohrenbetäubender Knall und plötzlich hat 
sich die friedliche Szene in ein Schreckens-
bild verwandelt. Eine Autobombe ist deto-
niert. Mehrere Zivilisten und ein Soldat 
liegen verwundet am Boden. Sie werden 
von anderen Soldaten sofort versorgt. Die 
Bevölkerung, der die Rettungsmaßnahmen 
nicht schnell genug gehen, ist aufgebracht 
und die Lage eskaliert. Wütende Demon-
stranten dringen auf die mittlerweile einge-
troffene Verstärkung ein, die mit Schilden, 
Stöcken und Hunden die Lage aber sicher 
im Griff hat. Heckenschützen, die in die 
Menge schießen und dabei mehrere Zivi-
listen und einen Soldaten verwunden, 

Von der MONUC ausgebildete Polizeikräfte während der Wahlen 
2006 in der DRC.
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werden im koordinierten Einsatz von Pan-
zern, Schützenpanzern und Infanterie rasch 
unschädlich gemacht.“30

Als Kulisse dient das Dorf Bonnland 
mit seinen 120 Gebäuden, die seit 1937 
nicht mehr bewohnt werden, sondern auf 
dem Truppenübungsplatz Hammelburg 
als Ortskampfanlage dienen. Neben Sol-
daten in zivil werden für solche Übungen 
auch zunehmend Zivilisten etwa durch das 
Rostocker Sicherheits- und Personaldienst-
leistungsunternehmen DSS angeworben. 
Die Rollenspieler sollen dann etwa das 
Leben in einem irakischen oder kosovari-
schen Dorf simulieren und nächtigen in 
einer Kaserne. Während der Übungen, die 
mehrere Wochen dauern, dürfen sie das 
Gelände nicht verlassen oder ein Handy 
benutzen. Wenn sie die Übung vorzeitig 
abbrechen, reduziert sich ihr Lohn.

Lehren aus Falludscha
Der Truppenübungsplatz Lehnin, etwa 

25km südwestlich von Berlin, verfügt 
neben mehreren Ortskampfanlagen auch 
über die Stadtkampfanlage Rauhberg: „Auf 
rund 1000 mal 500 Meter ist dort alles 
vorhanden, was eine Stadt auszeichnet. 
Häuser, Kanalnetz, Unterführungen, Bahn-
hof, Schule, Reisebüro, Flugplatz und vieles 
mehr. Es gibt sogar eine Anlage zur Dar-
stellung von Gebäudebränden und Laut-
sprecher zur Simulation von Gefechtslärm. 
Im Rauhberg kann mit Übungsmunition 
auf elektrisch gesteuerte Ziele geschossen 
werden. Scharfschützen können europaweit 
einmalig hier den scharfen Schuss üben.“31  

Die Notwendigkeit von Kulissen mit 
Hochhäusern und städtischer Infrastruk-
tur stellt Sascha Lange von der Stiftung 
Wissenschaft und Politik in seinem Dis-
kussionspapier „Falludscha und die Trans-
formation der Streitkräfte - Häuserkampf 
in Städten als dominante Kernfähigkeit 
der Zukunft?“32 am Beispiel der USA und 
Frankreichs dar. Als Gründe für die zuneh-
mende militärische Bedeutung der Städte 
nennt er v.a. die rasante Urbanisierung 
und verweist anschließend darauf, dass 
die USA in den letzten 20 Jahren 80% 
ihrer bewaffneten Konflikte teilweise und 
40% ausschließlich in städtischer Umge-
bung ausgefochten hätten und Frankreichs 
militärisches Engagement in Afrika sich in 
erster Linie auf die dortigen Hauptstädte 
konzentriert, da sich in diesen die Aus-
landsvertretungen sowie die wichtigsten 
Flug- und Seehäfen befänden. Jörg Hooge-
veen, Referent im Führungsstab des Heeres, 
nennt in seinem Artikel „Operationen in 
urbanem Umfeld - Besondere Herausfor-
derungen für die Landstreitkräfte“ ähnli-
che Gründe, verweist darüber hinaus auch 

darauf, dass urbane Ballungsräume zugleich 
wirtschaftliche, religiöse und kulturelle 
Zentren und wegen ihrer Bedeutung für 
die Infrastruktur des Landes „Lebensadern 
einer Gesellschaft“ seien.33 Ein realistisches 
Training für Kampfeinsätze in solchen Bal-
lungszentren, bei denen insbesondere auch 
Industrieanlagen und Kraftwerke eine Rolle 
spielen, ist jedoch in den wenigen Hoch-
häusern Rauhbergs ebenso wenig möglich, 
wie in den US-amerikanischen Urban Com-
bined Arms Collective Training Facilities, die 
meist aus 20-30 Gebäuden bestehen. Hier 
lässt sich „[s]peziell die Integration von 
dosierter Artillerie, Luftnahunterstützung 
und (Kampf-)Logistik nicht adäquat[sic]“ 
darstellen.34 Bislang seien im Training „Pro-
bleme wie Nachschub von Verpflegung 
und Munition, Evakuierung von Verwun-
deten, Kommunikation und elektronischer 
Kampf“ nicht ausreichend berücksichtigt 
worden.35 Gerade die komplexe Struktur 
gewachsener Städte mit ihren verzweigten 
Tunnelsystemen macht aber die Unüber-
sichtlichkeit aus, mit der die Streitkräfte bei 
urbanen Operationen insbesondere bei der 
Versorgung der eingesetzten Soldaten zu 
kämpfen haben. 

Am Beispiel des US-Angriffs auf Falludscha 
stellt Sascha Lange dar, wie verlustreich der 
Häuserkampf auch deutlich überlegener 
Streitkräfte sein kann. Besonders unter 
denjenigen US-Truppen, die überwiegend 
zu Fuß in der Stadt unterwegs waren, gab 
es 40 Opfer. Daher müsse man eine bessere 
Panzerung der Truppen für solche Anlässe 
gewährleisten, etwa durch Schützenpan-
zer. Insofern sei die Anschaffung des neuen 
PUMA-Schützenpanzers durch die Bundes-
wehr zu begrüßen. Allerdings macht eben 
der PUMA deutlich, dass sich Schutz und 
Panzerung mit den Anforderungen der Ver-
legbarkeit und Wendigkeit widersprechen. 
Der PUMA lässt sich nur mit der geringeren 
Schutzstufe A im A400M transportieren. 
Das höchste Schutzniveau hätten die israe-
lischen NEMERAH-Panzer, „[a]llerdings 
profitieren die israelischen Landstreit-
kräfte davon, dass sie wesentlich geringere 
Anforderungen an ihre strategische und 
taktische Mobilität zu erfüllen haben, da 
sie bis zu und in ihren Einsatzräumen nur 
sehr geringe Entfernungen zurücklegen 
müssen“.36 Auf viele israelische Erfahrun-
gen im urbanen Einsatz könne man jedoch 
zurückgreifen. So habe sich ergeben, dass 
Scharfschützen von herausragender Bedeu-
tung sind und Wände penetrierende Radar-
geräte und Durchbruchssysteme sinnvoll 
seien. Entsprechend hat sich die US-Army 
mittlerweile die gepanzerte Version des 
Bulldozers D-9R angeschafft. 

Vernetzung und Aufklärung
Wichtig für den Kampf in urbanem, noch 

von Zivilisten bewohntem Gelände ist 
jedoch vor allem die Erstellung eines umfas-
senden Lagebildes und die Vernetzung von 
Informationen. Hier ist Deutschland mit 
seinem modularen Ausrüstungskonzept 
Infanterist der Zukunft (IdZ) für Boden-
truppen führend. Neben einer besseren 
Bewaffnung und standardmäßigen Kom-
ponenten zum Schutz vor ABC-Angriffen 
vernetzt es die Informationen von je zehn 
Soldaten einer Gruppe - alle mit GPS aus-
gerüstet - mit einer Basisstation und über 
diese mit der Führungsebene: „Jeder Soldat 
der Gruppe weiß, wo seine Kameraden 
sind, nicht nur in der Gruppe, sondern 
auch auf höheren Ebenen […] Ein Laser-
Entfernungsmesser ist in deren Ferngläser 
integriert. Dessen Daten werden kabellos 
an das ‚Navipad‘ übertragen und können 
dann den anderen Soldaten der Gruppe 
oder anderen Einheiten weitergesendet 
werden. Zusätzlich sind IdZ-Gruppen mit 
einer digitalen Kamera namens ‚Vector‘ 
ausgerüstet der Daten ebenfalls kabellos 
übertragen kann. Sie kann als Mittel zur 
Fernaufklärung genutzt werden oder um 
Personen bei Peacekeeping-Einsätzen an 
Checkpoints zu identifizieren. Die einge-
fangenen Bilder können ans Hauptquartier 
gesendet werden oder von der Gruppe zur 
Herstellung dreidimensionaler digitaler 
Abbildungen von Häusern oder anderen 
Objekten verwendet werden, die sie angrei-
fen oder sichern muss.“37 Das System wurde 
2002 fünf Monate in Kosovo und seit dem 
in Afghanistan erprobt. Zunächst ist die 
Ausrüstung der Division Spezielle Opera-
tionen (DSO) damit vorgesehen.

Mittelfristig ist auch der Datenaustausch 
mit unbemannten Flugkörpern - so genann-
ten Drohnen oder unmanned aerial vehicles 
(UAVs) - vorgesehen. Neben dem Vorteil 
gegenüber bemannten Aufklärungsflügen, 
dass keine eigenen Soldaten aufs Spiel gesetzt 
werden, sind die Systeme häufig unmittel-
barer einsetzbar, unabhängig von den Sicht-
bedingungen (da sie Wolken unterfliegen 
können) und unauffälliger. Sascha Lange 
betont deshalb auch ihre „psychologische 
Wirkung“: Das Gefühl jederzeit ortbar zu 
sein, zwingt die gegnerischen Kräfte dazu, 
immer in Bewegung zu bleiben und so ihre 
Kampfkraft zu verringern.38

Speziell für die Nahaufklärung im urba-
nen Raum hat sich das deutsche Bundes-
amt für Wehrtechnik und Beschaffung auf 
dem zivilen Markt erkundigt und für die 
Mikroaufklärungsdrohne MIKADO der 
Firma AirRobot GMBH & Co KG ent-
schieden, von der bis 2008 66 Exemplare 
angeschafft werden sollen. Sie kann von 
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einem einzelnen Soldaten transportiert, 
gestartet und gesteuert werden. Die Bilder, 
welche die am Fluggerät befestigten Kame-
ras übermitteln, können auf einem Bild-
schirm oder einer Sichtbrille angesehen 
werden. Die Drohne soll auch in Gebäude 
einfliegen können, doch hier besteht noch 
Bedarf für Nachbesserungen.39 Bei ihr han-
delt es sich um einen Drehflügler, da diese 
auch im Raum schweben und zwischen-
landen können und sehr wendig sind, also 
auch in Straßenzüge und Hinterhöfe ein-
dringen können, was bei Starrflüglern nicht 
der Fall ist. Diese müssen meist auf Höhe 
der Dächer fliegen und können selbststän-
dig nur schlecht landen. Die CL-289 kam 
als erste Drohne der Bundeswehr 1997 im 
ehemaligen Jugoslawien zum Einsatz, ope-
rierte damals jedoch noch mit Nassfilm und 
konnte deshalb keine Bilder in Echtzeit 
übertragen. Die Drohne Aladin, die aus-
sieht, wie ein Modellflugzeug, verfügt über 
diese Fähigkeit und wird bzw. wurde bereits 
in Afghanistan und der Demokratischen 
Republik Congo (DRC) von der Bundes-
wehr eingesetzt, kann aber eine Flughöhe 
von 150 Metern nicht überschreiten. Die 
wesentlich größere Drohne LUNA wird 
ebenfalls in Afghanistan und dem Kosovo 
bereits eingesetzt, kann bis 4000m auf-
steigen und zwei Stunden aufklären, muss 
dafür aber mit einer Abschussvorrichtung 
in die Luft gebracht werden.40 Ebenso wie 
die KZO-Drohne, die mit 160kg fast fünf-
mal so schwer ist wie LUNA, und für deren 
Verlegung vier bis acht LKW von Nöten 
sind.41 Sie gilt als taktische Drohne mit der 
Hauptaufgabe, feindliche Artilleriestellun-
gen zu identifizieren und deren Daten über 
bis zu 300km übertragen. Außer diesen 
verhältnismäßig kleinen Drohnen gibt es 
noch diejenigen der MALE- und diejeni-
gen der HALE-Klasse (Medium bzw. High 
Altitude - Long Endurance) für Höhen 
zwischen 5 und 15km bzw. über 15km. Sie 
zeichnen sich insbesondere durch ihre lange 
Ausdauer und Reichweite aus und haben 
darüber noch die Fähigkeit, Funk- und 
Radarsignale zu erfassen, können damit also 
Telefonverkehr abhören oder Radarstatio-
nen orten.42 Über MALE-Drohnen verfügt 
Deutschland nicht, in Europa nutzen aller-
dings die französischen und schwedischen 
Streitkräfte die MALE-Drohne EAGLE 
von EADS. Die USA verfügen bereits seit 
1995 über die MALE-Drohne Predator, die 
schon im Irak und dem Kosovo, in Bosnien 
und Afghanistan eingesetzt wurde und auch 
mit Waffen wie Hellfire-Raketen bestückt 
werden kann. Der gezielte Einsatz von 
Raketen durch Drohnen der USA wurde 
bereits drei Mal öffentlich, beispielsweise 
die Tötung von Abu Hamsa Rabia in einem 

Haus in Pakistan am 3.12.2005 durch eine 
Predator-Drohne.43 Das Bundesamt für 
Wehrtechnik und Beschaffung hat jedoch 
am 1.2.2007 mit EADS und der US-
Firma Northrop Grumman einen Vertrag 
über 450 Mio. Euro unterzeichnet um die 
Entwicklung eines Prototyps der HALE-
Drohne EuroHawk, basierend auf dem 
US-Modell Global Hawk, zu finanzieren. 
Diese hat eine Reichweite von 25.000km 
und kann über 24 Stunden im Einsatz blei-
ben, also theoretisch von Deutschland aus 
(fast) jeden beliebigen Ort der Welt aufklä-
ren und zukünftig evtl. auch bombardie-
ren. Mit solchen hochfliegenden Drohnen 
lassen sich auch potentielle Einsatzgebiete 
ohne das Einverständnis des jeweiligen 
Souveräns unauffällig aufklären.44

Urban Resolve
Kinshasa war das Experimentierfeld der 

EU-Truppen für den Einsatz von Drohnen 
in Großstädten. Deutsche Aladin und bel-
gische Hunter überflogen die Stadt - von 
Letzteren stürzten zwei ab - um ein Lage-
bild zu schaffen, Bewegungen der Milizen 
und Zusammenrottungen der Bevölkerung 
rechtzeitig erkennen zu können. In einem 
ganz anderen Maßstab werden Drohnen 
aber bereits in Irak und Afghanistan einge-
setzt - nach Angaben der US-Rüstungszeit-
schrift National Defense insgesamt 1.500. 
Dies belebt freilich den Markt und mittler-
weile sind schon Aufklärungsdrohnen im 
Einsatz, die gerade 235g wiegen und aus der 
Hand gestartet werden können. Dennoch 
muss die entstehende Masse an Aufklä-
rungsdaten angesichts der vielen Störsignale 
im städtischen Raum erst noch effizient 
verwaltet und ausgewertet werden.45 

Um hierfür auch im Rahmen multinatio-
naler Einsätze die richtigen Strategien zu 
entwickeln, führte das US-Militär bis Mitte 
2007 ein mehrjähriges Experiment mit 
dem Namen Urban Resolve 2015 durch. 
Hierfür wurde eine Stadt mit über 1.8 
Mio. Gebäuden, davon 65.000 begehbar, 
und 124.000 Menschen virtuell simuliert. 
Von den simulierten Menschen wiederum 
waren 35.000 animiert und verhielten sich 
in einer „kulturell angepassten Weise“, d.h. 
sie gingen zur Arbeit, aßen und beteten.46 
Unter ihnen versuchten sich etwa 1.100 
feindliche Kräfte zu verstecken. Aufgabe 
der teilnehmenden Soldaten aus 14 Staa-
ten war es, überall in der Stadt Sensoren 
anzubringen (die es bereits gibt oder die 
über Eigenschaften verfügen, von denen 
angenommen wird, dass sie im Jahr 2015 
verfügbar sein werden) und sie so mitein-
ander zu verknüpfen, dass die feindlichen 
Kräfte identifiziert werden können. Dies 
beinhaltete auch die Markierung von Men-

schen und Fahrzeugen mit Sendern, die 
über Drohnen überwacht wurden und so 
ein Bewegungsprofil der Personen ermögli-
chen. Zwar diente als Vorbild der simulier-
ten Stadt zunächst Jakarta, in einer späteren 
Pressemitteilung des Pentagon wird aller-
dings angegeben, das Setting sei Bagdad.47 
Auch der deutsche Teilnehmer Stephan 
Meermann beschreibt folgendes Szenario: 
Nach Abzug der US-Streitkräfte 2009 aus 
dem Irak „verschlechterte sich die wirt-
schaftliche und infrastrukturelle Lage des 
Gouvernats Bagdad kontinuierlich. Dies 
führte im Ergebnis zu bürgerkriegsähnli-
chen Zuständen in Bagdad sowie zu Auto-
nomiebestrebungen [sic!]. Im Jahr 2015 
bat die irakische Regierung die UN […] 
um Hilfe. Im Rahmen eines UN-Mandats 
führten US-Streitkräfte eine sehr kurze 
Anfangsoperation (‚Major Combat Opera-
tion‘) durch und gingen in Bagdad zu einer 
Stabilisierungsoperation über. Daraufhin 
entwickelte sich innerhalb von 35 Tagen 
eine sehr aktive Bewegung Aufständischer 
(‚Insurgency‘)[…]“.48

Tatsächlich erschöpfte sich das virtuelle 
Experiment jedoch nicht in der reinen 
Bekämpfung des Aufstandes. Die Com-
putersimulation ermittelte zugleich Ein-
stellungsmuster in der Bevölkerung, von 
den Experimentteilnehmern mussten auch 
„Maßnahmen zur Begrenzung der Auswir-
kungen des Ausbruchs der Vogelgrippe im 
Norden des Irak“49 geplant werden. Das 
„künstliche Umfeld für Analyse und Simu-
lation“ (SEAS), welches dem Experiment 
zugrunde liegt, soll zudem Aufschlüsse 
darüber geben, „wie die Bevölkerung auf 
Handlungen reagieren könnte, die gegen 
die politischen, militärischen, sozialen, 
infrastrukturellen und informationellen 
Grundlagen ihrer Länder gerichtet sind“.50 
Da also das Verhalten von Massen im urba-
nen Umfeld simuliert würde, biete sich das 
Simulationsumfeld auch für Katastrophen-
schutzplanungen, etwa zur Simulation einer 
Flut an. Der Direktor der militärischen 
Forschungseinrichtung, die es entwickelt 
hat, Konteradmiral James A. Winnefeld, 
geht deshalb auch davon aus, das bald ein 
weiteres Experiment unter Beteiligung der 
Streitkräfte aber der Leitung des Departe-
ment of Homeland Security stattfinden wird, 
um Einsätze innerhalb der USA durchzu-
spielen.51 

Auch die Experimente zur Aufklärung mit 
Drohnen sind für „ziviles“ Sicherheitsper-
sonal von Interesse. So setzt Österreich die 
etwa 200kg schwere Drohne CamCopter S-
100 zur Überwachung der Grenze zur Slo-
wakei ein, die Liverpooler Polizei lässt seit 
Mai 2007 den Sensorcopter von Diehl über 
Parks und sozialen Brennpunkten kreisen. 



Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

Ausdruck - IMI-Magazin - Oktober 2007  29

Drohnen wurden auch schon von der deut-
schen Polizei eingesetzt, etwa um während 
Castor-Transporten das Schienennetz zu 
überwachen.

Sanfte Waffen für harte Zeiten?52

Nach dem Bericht Meermanns wurde bei 
der Urban Resolve - Übung auch der Einsatz 
so genannte nicht-lethaler Waffen (NLW) 
simuliert. Diese werden eine zunehmende 
Bedeutung beim Umgang mit einer „wider-
strebenden Bevölkerung“ gewinnen, die 
nach Aussage von Dr. Friedhelm Krüger-
Sprengel, ehemaliger Ministerialdirigent 
im Bundesverteidigungsministerium, ein 
Charakteristikum von Peacekeeping-Ein-
sätze ist:

 „Die Ausrüstung mit non-lethal wea-
pons [NLW], die gibt den Streitkräften 
und natürlich auch der Polizei ein erwei-
tertes Handlungsspektrum. Die können 
die Auffassung und ihre Aufgaben auch bei 
einer widerstrebenden Bevölkerung durch-
setzen, ohne sofort auf tödliche Waffen 
zurückzugreifen. Und damit werden sie 
auch mehr respektiert werden in dem 
Sinne, dass ihre Gewalt doch weiter reicht 
und man nicht einfach gegen sie vorgehen 
kann. Das erweiterte Einsatzspektrum, 
die erweiterten Handlungsmöglichkeiten 
im zivilen Umfeld sind eben sehr wichtig 
für die Aufgabe von Streitkräften bei der 
Friedenssicherung.“53 Zweck von NLW ist 
es entweder, eine bestimmte Handlung zu 
erzwingen, oder einen Gegenüber bzw. eine 
ganze Gruppe von Personen handlungs-
unfähig zu machen. Für die Anwendung 
gegenüber Einzelpersonen werden gegen-
wärtig in vielen Ländern die Polizeien mit 
Tasern ausgestattet. In Deutschland sind es 
bislang einige Spezialeinheiten der Polizei 
sowie einzelne Polizeireviere zu Testzwec-
ken. Informationen über den Einsatz von 
NLW bei der Bundespolizei unterliegen der 
Geheimhaltungsstufe „nur für den Dienst-
gebrauch“. Taser sind pistolenähnliche 
Waffen, mit denen Menschen Stromschläge 
zugeführt werden können. Durch den 
immensen Schmerz und die Muskelzuckun-
gen- und lähmungen sollen diese jeglichen 
Widerstand bald aufgeben. Neuentwick-
lungen des Tasers beanspruchen für sich, 
durch gewisse Frequenzen bei minimalem 
Schmerz einen maximalen Lähmungseffekt 
zu erzeugen. 

Über Wasserwerfer, deren Strahl zum 
Leiten elektrischer Ströme verwendet wird, 
soll es zukünftig auch möglich sein, grö-
ßere Menschenmengen gleichzeitig durch 
elektrischen Strom bewegungsunfähig zu 
machen. Weitere Systeme sind im Test oder 
werden bereits bereitgehalten, die durch 
Schallwellen oder Geruchsstoffe Übelkeit 

verursachen sollen, gezielt betäubende 
Wirkstoffe oder Gummiwuchtgeschosse 
in einem größeren Raum ausstoßen. Expe-
rimente mit schnell härtendem und tw. 
mit Reizstoffen angereichertem Schaum, 
der ganze Personengruppen fixieren sollte, 
scheinen mittlerweile zwar abgebrochen 
worden zu sein,54 wurden aber beispiels-
weise vom US-Militär 1995 in Somalia 
gegen anrückende Menschenmassen bei der 
Essensausgabe angewandt.55 

Eine der neueren Entwicklungen auf 
diesem Gebiet ist das Active Denial System 
(ADS), dessen erste Einsätze vermutlich 
unmittelbar bevorstehen,56 getestet wurde es 
schon über 12 Jahre in über 10.000 Durch-
gängen. Es sieht aus wie eine flache, auf ein 
Militärfahrzeug montierte Satellitenschüs-
sel. Diese sendet hochenergetische Mikro-
wellen aus, die auf der Haut unmittelbar 
das Gefühl einer Verbrennung verursachen, 
jedoch nicht mehr als einen Sonnenbrand 
hinterlassen. Nur Metallgegenstände, die 
am Körper getragen werden, speichern die 
Wärme und schmerzen so auch nach dem 
Einsatz des Gerätes und führen zu tatsäch-
lichen Verbrennungen. Befürworter sehen 
dies als Vorteil, da die Waffe selektiv gegen 
Bewaffnete wirke und diese zu einer schnel-
len Entwaffnung zwinge. Kritiker verwei-
sen hingegen darauf, dass man auch aus 
anderen Gründen Metall am oder gar im 
Körper tragen kann. Doug Beason, selbst 
mit der Entwicklung von Strahlenwaffen 
beschäftigt, formuliert für den britischen 
Strategie-Thinktank RUSI (Royal United 
Services Institute for Defence and Security 
Studies) ein mögliches Einsatzszenario: In 
Neu-Delhi formiert sich ein Demonstrati-
onszug durch die Armenviertel und wächst 
auf dem Weg zur US-amerikanischen 
Botschaft beständig an. Einige Teilneh-
mer sind bewaffnet und sie reißen Frauen 
und Kinder mit sich, um sie als lebendige 
Schutzschilder zu missbrauchen. So dringt 
der Mob aufs Botschaftsgelände vor. Die 

USA hätten sich geschworen, nie wieder 
eine ihrer Auslandsvertretungen überren-
nen zu lassen, aber die Marines, die zu ihrer 
Verteidigung die Gewehre bereits in den 
Anschlag gebracht haben, zögern noch zu 
schießen. Nicht weil es unmoralisch wäre, 
auf eine überwiegend unbewaffnete Menge 
das Feuer zu eröffnen, sondern weil dies in 
Sekunden das Verhältnis der USA zu einem 
ihrer wichtigsten Verbündeten, Indien, um 
Jahrzehnte zurückwerfen könnte. Deshalb 
kommt ein ADS zum Einsatz, woraufhin 
sich die Menge sofort auflöst. Wie durch 
ein Wunder bleiben Frauen und Kinder 
von den Schmerzstrahlen unbetroffen.57

Ein anderes Szenario für den Einsatz des 
ADS beschreiben Olaf Arndt und Wolf-
gang Pircher in ihrer Artikelserie „Die poli-
tische Technologie der Pein“: „In Szenario 1 
befinden wir uns vor den Türen eines regio-
nalen Wahlzentrums in einem beliebigen 
Land der Dritten Welt. Die Nato hat eine 
Spezialstaffel entsendet. Ihre Aufgabe: einen 
reibungslosen Ablauf der Wahl zu gewähr-
leisten und die Wahlhelfer vor politischen 
Gegnern der Demokratie und vor Randa-
lierern zu schützen… [E]in Hummer-Jeep 
mit dem ‚Aktiven Vertreibungssystem‘, dem 
ADS-Mikrowellenstrahler auf dem Dach, 
steht außer Sichtweite zur Verfügung und 
kann innerhalb einer Minute vor Ort sein. 
Der Zug gut gerüsteter Anti-Riot-Soldaten 
hat neben dem Eingang des Wahllokales 
Stellung bezogen. Die in Auslandseinsätzen 
erfahrenen Männer und Frauen der kleinen 
Truppe haben einen Verhau aus Stachel-
draht um die gesamte Einrichtung gezogen. 
Wähler, die aus den Nachbarorten grüpp-
chenweise eintreffen, sickern durch einen 
engen Kanal aus Draht zu den Räumen mit 
den Wahlkabinen durch. Nach Angaben 
des Geheimdienstes befinden sich radikale 
Elemente unter den Anhängern von drei 
Parteien, die sich neben anderen zur Wahl 
stellen… Die Wahlgegner rücken bis zum 
Seiteneingang vor und beginnen, Steine 
und Molotowcocktails über den Zaun 
gegen die Hauswand zu werfen und dabei 
Parolen über ‚Wahlbetrug‘ zu skandieren. 
Einzelne Demonstranten versuchen, die 
Barriere zu durchbrechen. Da rückt der 
‚Sheriff‘ [gemeint ist der Jeep mit dem 
ADS-System] vor.“

Es existieren aber auch schon vollautoma-
tische Systeme, um Menschen den Zugang 
zu einem Gelände zu verwehren. Die Firma 
Taser International hat ein Gerät mit dem 
Namen Taser Remote Area Denial entwic-
kelt.58 Auf einem Dreifuß sind Sensoren 
angebracht sowie Abschussvorrichtungen 
für Pfeile, die ebenfalls Stromschläge über-
tragen - und zwar so regelmäßig, dass das 
Opfer liegen bleibt, bis es von Sicherheits-

Deutsche, dänische und schwedische Marine 
beim gemeinsamen Training vor Süd-Liba-
non
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personal befreit und festgenommen werden 
kann. Geeignet sind solche System neben 
dem Schutz von militärischen Liegenschaf-
ten vor allem auch zur Grenzsicherung. Um 
Ceuta und Melilla, als spanische Exkla-
ven auf dem afrikanischen Kontinent Ort 
zahlreicher illegalisierter Grenzübertritte, 
kommen solche System zwar noch nicht 
zum Einsatz, jedoch wird automatisch 
Pfefferspray ausgestoßen und eine grelle 
Beleuchtung aktiviert, wenn sich Menschen 
in dem Drahtgeflecht zwischen zwei mit 
Stacheldraht bewehrten Zäunen verfangen 
haben. Solche Sperranlagen kommen nicht 
nur zunehmend an Staatsgrenzen wie der 
zwischen den USA und Mexiko zum Ein-
satz, sondern auch in Konfliktgebieten wie 
Palästina. In Bagdad ist es mittlerweile Teil 
der Aufstandsbekämpfung, ganze Stadtteile 
zu ummauern und die Anwohner nur noch 
durch Checkpoints zu festgelegten Uhrzei-
ten passieren zu lassen. Selbst ein Graben 
um die gesamte Stadt wurde erwogen.59 Die 
Städte Samarra und Rawah wurden bereits 
von einem Wall eingeschlossen. Auch die 
Technologien der Abschottung, die im 
militärischen wie im Grenzschutzbereich 
entwickelt werden, liefern Innovationen für 
den privaten Markt um schnell und flexible 
Barrieren, etwa bei Großveranstaltungen 
oder zum Schutz von Brachflächen vor 
Aneignung, errichten zu können.

Rüsten für den Weltfrieden?
Auch eine aktuelle Studie der interna-

tionalen Beratungsgesellschaft Pricewater-
houseCoopers60 (PWC) stellt fest, dass sich 
die Nachfrage nach Verteidigungs- und 
Sicherheitstechniken verschoben hätte und 
zwar weg von großen Arsenalen herkömm-
licher Waffen hin zu innovativen, flexiblen 
und präzisen Systemen sowie der „immer 
weiter an Bedeutung gewinnenden ‚Home-
land Security‘“.61 Zwischen dem Ende des 
Kalten Krieges und 9/11 wären die globa-
len Rüstungsausgaben um etwa ein Drit-
tel gesunken, was dazu geführt hätte, dass 
viele Rüstungsfirmen verschwanden, v.a. 
aber aufgekauft wurden. Diese Tendenz zu 
Firmenzusammenschlüssen hat auch unter 
den seit 2001 wieder stark ansteigenden 
Rüstungsausgaben angehalten und sich 
internationalisiert. Mit den fünf dominie-
renden US-amerikanischen Großkonzer-
nen könnten die europäischen Anbieter nur 
konkurrieren, indem sie fusionieren und 
zwar über die nationalen Grenzen hinaus. 
Solche Fusionen stellen aber auch immer 
einen Transfer militärischer Technologie ins 
Ausland dar und führen zu multinationa-
len Fertigungsprozessen, was im Ernstfall 
bedeutet, dass ein Land zur Produktion 
von Rüstungsgütern auf Firmen im Aus-

land angewiesen ist. Die nationalen Regie-
rungen haben deshalb grundsätzlich ein 
Interesse daran, internationale Fusionen zu 
verhindern und eine nationale rüstungsin-
dustrielle Basis aufzubauen und zu erhalten. 
Demgegenüber steht jedoch die internatio-
nale Konkurrenz und der marktwirtschaft-
liche Zwang, zu fusionieren.

Die Studie der PWC endet mit zwei Sze-
narien. Das erste wird als „Amerikanisie-
rung“ beschrieben und geht davon aus, dass 
die USA weiterhin alleine so viel Geld für 
Rüstung und zwar an eigene Firmen aus-
gibt, wie der Rest der Welt, und einen Tech-
nologietransfer ins Ausland verhindert. Die 
US-Rüstungsunternehmen würden dann 
weltweit Firmen und Technologien aufkau-
fen, die europäischen Konzerne aus dem 
Markt drängen und langfristig den welt-
weiten Rüstungsmarkt dominieren. Nur 
die USA wären in diesem Szenario fähig, 
größere Rüstungsprojekte anzustoßen und 
längere Konflikte militärisch auszutragen.

Das zweite Szenario ist durch globale 
Interdependenz geprägt. Hierfür wäre es 
nötig, dass auch die EU-Staaten und andere 
ihre Rüstungsausgaben erhöhen und ihren 
Firmen somit ermöglichen, sich weltweit in 
die Rüstungsproduktion einzukaufen. Ein-
zelne Staaten würden sich auf bestimmte 
Produktionsprozesse spezialisieren, Sicher-
heitstechnologien wären jedoch weltweit 
verfügbar und auch die Produktionsketten 
würden quer über den Globus verlaufen. 
„Kein Staat hätte damit [alleine] ausrei-
chende industrielle Kapazitäten, um ohne 
Unterstützung der Alliierten einen Krieg 
führen zu können.“62

Auffallend ist, dass beide Szenarien 
keinen Platz für nationalstaatliche Kon-
kurrenz sehen und auch keine Blockbil-
dung antizipieren. Sie gehen beide von 
einer Hegemonialordnung aus, im Falle der 
Amerikanisierung einer US-geführten, im 
Falle der Interdependenz einer Hegemo-
nialordnung voneinander abhängiger Staa-
ten. Wofür in diesen Szenarien, in denen 
befeindete Staaten mit ausreichenden mili-
tärischen Kapazitäten - also symmetrische 
Kriege - ausgeschlossen sind, gerüstet wird, 
bleibt unerwähnt: gegen asymmetrische 
Bedrohungen, für den Krieg der Staaten 
gegen die Bevölkerung.

Dem Konzept der „vernetzten Sicher-
heit“ entsprechend, kommt zukünftig v.a. 
dem Schutz so genannter kritischer Infra-
struktur, darunter werden etwa Pipelines, 
Transportwege und Stromnetze, staatliche 
Einrichtungen, Banken und Kraftwerke63 
verstanden, die selbe Bedeutung zu, wie 
zuvor der Verteidigung der Staatsgrenze - 
und zwar auch in Friedenszeiten präventiv. 
Barrieren, überwacht von Drohnen und 

geschützt durch „nicht-lethale Minen“ 
wie dem „Remote Area Denial“ - System 
werden also zukünftig den Globus durch-
ziehen, die Staatsgrenzen, die den Zustand 
des Krieges herausfordern, wuchern nach 
innen und außen. Die Soldaten einzel-
ner Staaten oder deren Bündnisse stehen 
zunehmend den verarmten Bevölkerungs-
schichten gegenüber, die sie mit mehr oder 
weniger tödlichen Waffen versuchen, unter 
Kontrolle zu halten.
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In der letzten Ausgabe des AUSDRUCK 
haben wir über die Versuche berichtet, 
der Informationsstelle Militarisierung die 
Gemeinnützigkeit abzuerkennen. Wir 
freuen uns nun mitteilen zu können, dass 
das Tübinger Finanzamt uns mittlerweile 
unseren Freistellungsbescheid zugesendet 
und damit die Gemeinnützigkeit wieder-
erteilt hat.

Dem vorausgegangen war ein Gespräch 
mit dem Leiter des Finanzamtes und der 
zuständigen Mitarbeiter, zu dem es insbe-
sondere aufgrund einer Flut von Schreiben 
in unserer Sache an das Finanzamt kam. 
Auf diesem Treffen wurde uns mitgeteilt, 
dass es das Landesamt für Verfassungs-
schutz Baden-Württemberg war, welches 

den ursprünglichen Vorwurf der Verfas-
sungsfeindlichkeit gegen uns in den Raum 
gestellt hatte, allerdings ohne diesen in 
irgendeiner Weise erhärten zu können. 
Auch wurde bestätigt, dass es ohne diesen 
Vorwurf nicht zu einer Überprüfung unse-
rer Gemeinnützigkeit aufgrund unserer 
vermeintlich zu häufigen tagespolitischen 
Äußerungen gekommen wäre. In dem 
Gespräch ließen sich die Vertreter des 
Finanzamts dann jedoch erfreulicherweise 
davon überzeugen, dass die IMI die Krite-
rien für die Gemeinnützigkeit erfüllt. 

Wir danken Allen, die uns unmittelbar 
oder durch ein Schreiben an das Finanz-
amt ihre Solidarität ausgedrückt und uns 
damit entscheidend geholfen haben!

IMI bleibt gemein und nützlich!
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antimilitaristische rundschau*
*Zusammengestellt von Christoph Marischka

Waffen für den Widerstand?
Aufgrund einer Protestnote der tür-

kischen Regierung vom Juli ist nun die 
umstrittene US-Söldnerfirma Blackwater 
in den Verdacht geraten, amerikanische 
Waffen auf dem irakischen Schwarzmarkt 
an die kurdische PKK verkauft zu haben, 
zwei Mitarbeiter sollen bereits Geständnisse 
abgelegt haben. Doch auch offizielle Stellen 
schlampen beim Handel mit Waffen. Laut 
dem Internationale Netzwerk zu Kleinwaf-
fen (IANSA) gelten annähernd 200.000 
Schusswaffen (ca. 110.000 AK47-Gewehre 
und etwa 80.000 Pistolen) offiziell

als verschwunden, da sie bei der Ausgabe 
nicht registriert wurden. Das Pentagon 
könne keine Angaben darüber machen, in 
wessen Händen sich die Kriegswaffen heute 
befänden. Dies soll nun anders werden, 
wenn die irakische Armee mit 100.000 M-
4 und M-16 Sturmgewehren ausgerüstet 
wird. Bleibt jedoch die Frage, was dann mit 
den ausgedienten Kalaschnikows passiert, 
die gegenwärtig noch von den irakischen 
Soldaten genutzt werden.

Die deutsche Bundesregierung hat sich 
hingegen bei der Lieferung von Schusswaf-
fen und Panzerfäusten dem Prinzip „Neu 
für Alt“ verpflichtet, bei Waffenlieferungen 
in Staaten außerhalb von EU und NATO 
müssten demnach die Empfängerländer 
nachweisen, im Umfang der Lieferung 
Altwaffen vernichtet zu haben. Obwohl 
die Regierung hierfür Finanzmittel bereit-
stellt, konnte sie auf eine kleine Anfrage hin 
keinerlei Angaben machen ob und wann 
diesem Prinzip bisher Folge geleistet wurde 
(BT-Drucksache 16/5716).

Ausnahmezustand konkret
Nachdem die Anstehenden Wahlen in 

Bangladesh im Januar 2007 zu Unruhen 
führten, legte Präsident Iajuddin Ahmed 
sein Amt nieder, verkündete den Ausnah-
mezustand und gab die Macht an den frü-
heren Zentralbankchef Fakhruddin Ahmed 
weiter, der seit dem eine Übergangsregie-
rung - faktisch eine Militärdiktatur - führt. 
Diese hat mittlerweile über 160 hochran-
gige Politiker sowie die Spitzenkandidatin-
nen der größten Parteien und über 100.000 
Bürger festgenommen, bei diesen Zugriffen 
starben mindestens 50 Menschen.

Am 20.8.2007 entzündeten sich erneut 
breite Proteste gegen die Übergangsregie-
rung. Anlass war ein Militärposten auf dem 
Campus der Universität in Dhaka. Dort 

stationierte Soldaten hatten am Rande eines 
Fußballspiels zwischen zwei befreundeten 
Instituten drei Studenten und einen Dozen-
ten verprügelt und schwer verletzt. Am 
Abend demonstrierten daraufhin tausende 
Studenten gegen den Militärposten und 
gegen die Regierung insgesamt. Die Polizei 
reagierte gewalttätig, die Bevölkerung, die 
in den vorangegangenen Monaten unter 
rapide steigenden Lebensmittelpreisen litt, 
schloss sich in großer Zahl den Protesten 
an, die mehrer Tage andauerten. Die Regie-
rung reagierte mit einer Ausgangssperre in 
Dhaka und fünf weiteren Städten, in denen 
ebenfalls Unruhen ausbrachen. Selbst das 
EU-Parlament verurteilte die Gewalt, mit 
der gegen die Proteste vorgegangen wurde, 
die zu mindestens 400 Verletzten und drei 
Toten führte.

Bundeswehr weggetreten
Im August wurden Werbeveranstaltungen 

der Bundeswehr in Düren und Düssel-
dorf, im Folgemonat erneut in Düsseldorf, 
Berlin, zweimal in Köln und auch in Duis-
burg gestört. Zudem wurde ein Besuch 
des Bundeswehr-Infomobils beim Bertolt-
Brecht-Berufskolleg in Duisburg abge-
sagt, nachdem ein spontanes Bündnis mit 
Hinweis auf den Namensgeber der Schule 
hierzu aufgefordert hatte. Im Zuge der Dis-
kussion wurde allerdings deutlich, dass es 
an der Schule bereits seit längerem regelmä-
ßige Unterrichtsbesuche durch Wehrdienst-
beratungsoffiziere gibt.

Militanter Antimilitarismus
Eine Gruppe mit dem Namen „die Unkre-

krutierbaren“ hat in Victoria (Kanada) 
Anfang September die Scheiben eines 
Rekrutierungsbüros eingeworfen - offen-
sichtlich inspiriert durch eine ähnliche 
Aktion wenige Tage zuvor in Vancouver. 
Am Morgen des 11.9.2007 blockierten 
AktivistInnen die Zufahrt zum Waffen-
konzern BAE Systems in Manchester. Die 
Angestellten wurden über Flugblätter auf-
gerufen, sich spontan Urlaub zu genehmi-
gen. Drei Menschen, die versucht haben 
sollen, in Brandenburg/Havel drei Bun-
deswehr-LKWs auf dem Gelände der Her-
stellerfirma MAN anzuzünden, sitzen in 
Deutschland weiter in Haft. Ihnen wird 
von der Bundesanwaltschaft vorgeworfen, 
Mitglieder einer terroristischen Vereini-
gung zu sein. Entsprechend gewalttätig 
verlief ihre Festnahme und entsprechend 

schlecht sind ihre Haftbedingungen. Die 
Verhaftung eines Wissenschaftlers unter der 
selben Anschuldigung, der sich mit einer 
der Betroffenen Personen getroffen hat 
und Wörter wie „Imperialismus“ in seinen 
Publikationen verwendet, hat weltweit Pro-
test und Verwunderung hervorgerufen. Das 
BGH prüft gegenwärtig die Anwendbarkeit 
des Anti-Terrorismus-Paragraphen 129a auf 
politisch motivierte Brandstiftungen.

Deutschlands größter 
Männerspielplatz…

…ist nach Aussage der Betreiber die 
„Panzer-Fun-Fahrschule“ im brandenbur-
gischen Steinhöfel, der auch eine private 
Panzerwerkstatt angegliedert ist. Die Fahr-
schule bietet nach dreimonatiger Wartezeit 
und einer kurzen Sicherheitsbelehrung ca. 
35-minütige Fahrten mit einem von elf 
Panzern durchs eigens hierfür gepachtete 
Gelände. Videos auf der Homepage ver-
sprechen allerdings noch mehr, beispiels-
weise, alte Wohnwägen mit dem Panzer zu 
überfahren. Geworben wird unter anderem 
mit folgenden Worten: „Eines dieser ‚Eisen-
schweine‘ können Sie jetzt selber fahren! 
Lassen Sie einfach mal die Seele baumeln 
und machen einfach alles platt, was Ihnen 
in den Weg kommt.“ Der Fahrer muss über 
16 Jahre alt sein, mitfahren dürfen jedoch 
selbst Kinder. Ein Anwohner des benach-
barten Jänickendorf brachte Petitionen 
gegen den entstehenden Lärm und Dreck 
im Land- und Bundestag ein, die nun 
jedoch von den Vertretern der SPD- und 
CDU-Fraktionen abgelehnt wurden. Die 
Betreiber, ein ehemaliger NVA-Soldat und 
späterer Kripo-Beamter und sein Bruder 
begründen das so: „Wir haben hier aus 
dem Nichts ein florierendes Unternehmen 
aufgebaut. Da hängen Existenzen dran“. 
Für den Truppenübungsplatz Münsingen 
auf der schwäbischen Alb diskutierten der 
NABU und die Initiative „Pro Münsin-
gen“ bereits, nach dem Steinhöfeler Vorbild 
ebenfalls „Panzer-Safaris“ anzubieten.


